Kombilohne in Deutschland -

neue Wege, alte Pfade, Irrweg?

_Gespr'achskreis .
Arbeit und Qualifizierung

FRIEDRICH
EBERT-
STIFTUNG







Friedrich-Ebert-Stiftung
Gesprachskreis Arbeit und Qualifizierung

Kombilohne in Deutschland -
neue Wege, alte Pfade, Irrweg?

Karen Jaehrling
Claudia Weinkopf

unter Mitarbeit von Bettina Hieming
und Bruno Kaltenborn

Herausgegeben von der Friedrich-Ebert-Stiftung,
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik



Das Gutachten wird von der Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik
der Friedrich-Ebert-Stiftung veroffentlicht. Die Ausfiihrungen und
Schlussfolgerungen sind von den AutorIlnnen in eigener
wissenschaftlicher Verantwortung vorgenommen worden.

ISBN 10: 3-89892-561-7
ISBN 13: 978-3-89892-561-7

© Friedrich-Ebert-Stiftung
Herausgeber: Friedrich-Ebert-Stiftung
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik
53170 Bonn

Layout: Pellens Kommunikationsdesign GmbH, Bonn

www-Fassung, Oktober 2006



Inhalt

Ruth Brandherm
Vorbemerkung

Kurzfassung

Einleitung

1.

Kombil6hne - Ziele und konzeptionelle Grundvarianten

Bisherige Ansatze und Erfahrungen mit Kombilohnen in Deutschland

2.1
2.2

2.3

2.4

Bereits bestehende Regelungen mit Kombilohn-Charakter
Bisherige Erfahrungen mit Kombilohn-Modellprojekten

2.2.1 Zielgruppen

2.2.2 Behandlung von Teilzeitarbeit

2.2.3 Strukturelle Merkmale der Geforderten

2.2.4 Beschiftigungseffekte und Stabilitdt der Arbeitsverhéltnisse
Aktuelle Vorschlage

2.3.1 Allgemeine und unbefristete Konzepte

2.3.2 Zielgruppenspezifische bzw. befristete Konzepte
Zwischenfazit

Kombilohne in ausgewahlten Landern: USA, GroBbritannien, Frankreich

3.1
3.2
3.3
3.4

3.5

USA

GroBbritannien

Frankreich

Wirkungen

3.4.1 Arbeitsangebot und Beschiftigung
3.4.2 Teilzeitbeschéftigung

3.4.3 Armutsvermeidung

Zwischenfazit

Reformoptionen fiir Deutschland

4.1

4.2
4.3
4.4

Reformmadglichkeiten der Grundsicherung

4.1.1 Die ,Radikallosung“: Absenkung der Regelsitze

4.1.2 Ein moderaterer Ansatz: Verdanderte Transferentzugsraten
4.1.3 Bessere Einpassung ins Steuer- und Transfersystem

4.1.4 Konsequentere , Aktivierung”

Einfithrung eines gesetzlichen Mindestlohnes

Reform der geringfiigigen Beschiftigung

Zusitzliche Kombilohne fiir spezielle Zielgruppen?

5. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Anhang

Die AutorInnen
Literaturverzeichnis

Ausgewdhlte Verdffentlichungen der Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik

(Eine Auswahl)

11

14
14
17
20
22
22
23
24
24
27
30

32
33
35
38
39
40
43
44
45

47
47
48
49
51
53
54
35
56

58

61

66
67

73



Vorbemerkung

Niedriglohnbeschéftigung hat in Deutschland in
den letzten Jahren deutlich zugenommen. Immer
mehr Menschen erhalten mittlerweile zusétzlich
zu ihrem Arbeitseinkommen staatliche Transfer-
leistungen, da der Lohn allein den Lebensunter-
halt nicht sichert. PolitikerInnen — unterschied-
licher Couleur — sind sich weitgehend einig, dass
der Niedriglohnsektor einer Neuregelung bedarf.
Daraufhaben sich auch die Koalitionspartner im
Koalitionsvertrag vom November 2005 verstian-
digt. Die Konzepte, die die aktuelle Debatte
hierzu dominieren, werden unter den Begriffen
,Mindestlohne® bzw. ,Kombilohne“ zusammen-
gefasst.

Der Gesprachskreis Arbeit und Qualifizie-
rung hat zu beiden Ansétzen Expertisen in Auf-
trag gegeben, um die fachoffentliche Debatte
durch fundierte Argumente und empirische Be-
funde zu unterstiitzen und zu versachlichen.! Die
vorliegende Expertise von Karin Jaehrling und
Claudia Weinkopf unter Mitarbeit von Bettina
Hieming und Bruno Kaltenborn greift das Thema
Kombilohne auf.

In der nicht selten verkiirzt gefiihrten 6ffent-
lichen Auseinandersetzung wird haufig iiberse-
hen, dass es bereits eine Vielzahl von Regelungen
mit Kombilohn-Charakter gibt. Durch die Ar-
beitsmarktreform und die Zusammenfiihrung
der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zu einem
einheitlichen System der Grundsicherung exis-
tiert ein allgemeiner flaichendeckender und un-
befristeter Kombilohn, der niedrige Erwerbsein-
kommen im Haushaltskontext bedarfsgepriift auf
ein Mindestniveau aufstockt. Neben weiteren
Regelungen (z.B. Zuverdienst zum Arbeitslosen-
geld, Einstiegsgeld, Kinderzuschlag) stellen die
6,5 Mio. Minijobs, die fiir Beschéftigte steuer-
und sozialabgabenfrei sind, die zahlenmiBig
grof3te Variante dar.

Neben dem Problem hoher Kosten bzw.
fehlender Einnahmen und damit der Belastung
der Staats- und Sozialhaushalte stellt sich die
Frage, ob durch die Ausweitung von Kombiloh-
nen die Integration von Arbeitslosen in Beschéf-
tigung verbessert und zusétzliche Arbeitsplétze
im Segment einfacher Tétigkeiten angeboten und
besetzt werden.

Zur Beantwortung dieser Fragen greift die
Expertise u.a. die Ergebnisse aus Modellpro-
jekten, die in den 90er Jahren zu Kombilohn-
konzepten in Deutschland durchgefiihrt wurden,
auf. Sie konnten weder den Nachweis erbringen,
dass dies ein geeignetes Instrument zur Auswei-
tung der Beschiéftigung ist, noch bestétigen, dass
eine nachhaltige Verbesserung der Beschéfti-
gungschancen benachteiligter Arbeitsloser ein-
getreten ist. Eine flichendeckende Einfiihrung
wire zudem mit erheblichen Kosten verbunden.
Da die aktuell diskutierten Konzepte durchaus
neue Vorschlige zur Ausgestaltung von Kom-
bilohnen beinhalten, setzen sich die Autorlnnen
damit ausfiihrlich auseinander und loten mog-
liche Effekte aus.

Am Beispiel der USA, GroBbritannien und
Frankreich werden dariiber hinaus unterschied-
liche Systeme und Reformpfade fiir die Anwen-
dung von Kombilohnen verdeutlicht. Je nach
Ausgestaltung der Mindestlohne und in Abhén-
gigkeit von den sozialpolitischen Zielsetzungen
erfiillen Kombilohne — hier jeweils verkniipft mit
gesetzlichen Mindestlohnen — unterschiedliche
Funktionen. IThre Wirkung, insbesondere auf die
Schaffung zusétzlicher Beschiftigung, lidsst sich
aber in keinem dieser Lander eindeutig bestim-
men. Da Kombilohne hédufig familien- und kin-
derbezogene Leistungen umfassen, zeigt sich
eine Tendenz zur Ausweitung der Erwerbstéatig-
keit Alleinerziehender. In Frankreich ist die Er-

1 Zum Thema Mindestlohne liegt eine Expertise von Gerhard Bosch und Claudia Weinkopf unter Mitarbeit von Torsten Kalina vor.



werbsquote von Geringqualifizierten angestie-
gen; allerdings war hier die Forderung der Ar-
beitgeberseite mit erheblichen Kosten verbun-
den.

Vor dem Hintergrund dieser Analysen und
der Auswertung bisheriger Erfahrungen aus dem
In- und Ausland pladieren die AutorInnen dafiir,
die bestehenden Regelungen der Grundsicherung
weiterzuentwickeln, statt neue zusétzliche Kom-
bilohne einzufiihren. In dem Kapitel zu den
Reformoptionen fiir Deutschland konkretisieren
sie den Verdnderungsbedarf. Angesichts der
steigenden Zahl von Beschiéftigten im Niedrig-
lohnbereich und der zunehmenden Zahl von
Erwerbstétigen, die Anspruch auf ergédnzende
Leistungen der Grundsicherung haben, plddieren
sie fiir die Einfiihrung eines gesetzlichen Min-
destlohnes, der eine untere Grenze fiir staatliche
Zuzahlungen fiir niedrige Lohne einzieht. Ver-

dnderungsbedarf sehen sie dariiber hinaus im
Bereich der geringfiligigen Beschéftigung. Thre
Ausgestaltung gehort dringend auf den Priif-
stand. Von wenigen Ausnahmen abgesehen,
sollte mit zielgruppenspezifischen und dauer-
haften Subventionierungen sehr zuriickhaltend
umgegangen werden.

Wir bedanken uns bei den AutorInnen fiir
die Erstellung dieser Expertise. Wir wiirden uns
freuen, wenn in zukiinftigen Auseinanderset-
zungen um Mindestlohne und Kombilohne die
hier vorgestellten Befunde und Argumente mit
bedacht werden.

Ruth Brandherm

Leiterin des Gesprachskreises
Arbeit und Qualifizierung

der Friedrich-Ebert-Stiftung



Kurzfassung

Kombilohne in Deutschland -

neue Wege, alte Pfade, Irrweg?

Die Ankiindigung im Koalitionsvertrag der Bun-
desregierung, die Einfiihrung eines Kombilohn-
Modells zu priifen, hat die 6ffentliche und poli-
tische Debatte iiber Kombilohne in Deutschland
seit Anfang des Jahres 2006 neu entfacht. Gleich-
zeitig steht auch die Frage im Raum, ob Mindest-
Iohne in Deutschland notwendig sind. Diese
Expertise resiimiert bisherige Erfahrungen mit
Kombilohnen in Deutschland - einschlieBlich der
Frage, welche Kombinationsmdglichkeiten mit
Mindestlohnen bestehen. Dabei werden auch
Ansétze und Erfahrungen in GroBbritannien,
Frankreich und den USA einbezogen. Alle drei
Lander haben in der einen oder anderen Form
Kombilohne und gleichzeitig auch einen gesetz-
lichen Mindestlohn. Vor diesem Hintergrund
wird entwickelt, welche Zielsetzungen mit Kom-
bilohnen grundsétzlich verfolgt werden konnen
und welche Wirkungen in der Praxis bisher
erzielt wurden. SchlieBlich werden unterschied-
liche Reformoptionen — auch unter Einbeziehung
moglicher Wechselwirkungen zwischen Kombi-
und Mindestlohnen - dargestellt und hinsichtlich
ihrer Vor- und Nachteile analysiert.
Wenngleich aktuell oft die ,, Einfithrung® von
Kombilohnen in Deutschland gefordert oder dis-
kutiert wird, existieren bereits heute eine Reihe
von Regelungen, die eine Kombination von Trans-
ferleistungen und Arbeitseinkommen ermdgli-
chen und damit als Varianten von Kombiléhnen
anzusehen sind. Dies betrifft zum einen arbeit-
geberseitige Zuschiisse, die bereits seit langem
fiir Einstellungen aus dem Kreis benachteiligter
Arbeitsloser gewédhrt werden — meist allerdings
ohne explizite Ausrichtung auf die Forderung
von Arbeitspldtzen mit eher niedriger Entloh-
nung. Zum anderen sind in den vergangenen
Jahren diverse arbeitnehmerbezogene Zuschiis-

se hinzugekommen, von denen einige explizit
zeitlich befristet sind (z. B. die Entgeltsicherung
fiir Altere und das Einstiegsgeld im SGB II), wih-
rend andere im Prinzip unbefristet in Anspruch
genommen werden konnen. Dies betrifft zum
einen die Grundsicherung fiir Arbeitssuchende,
mit der niedrige Erwerbseinkommen im Haus-
haltskontext bedarfsgepriift auf ein Mindest-
niveau aufstockt werden. Im September 2005
erhielten nach Angaben der Bundesagentur fiir
Arbeit gut 900.000 Personen Arbeitslosengeld 11
ergidnzend zu Erwerbseinkommen. Zum anderen
sind auch Minijobs aufgrund der besonderen
steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Be-
handlung als eine Variante von unbefristeten
Kombiléhnen anzusehen. Die 6,5 Millionen Mini-
jobberInnen stellen somit die weitaus grofite
Gruppe von Kombilohn-Beziehenden, wobei hier
keinerlei Bezug auf eine individuelle oder haus-
haltsbezogene Bediirftigkeit genommen wird.

Dariiber hinaus sind in den vergangenen
Jahren in Deutschland diverse weitere Kombi-
lohne in Modellprojekten und -programmen
erprobt worden. Deren Inanspruchnahme ist
aber hdufig weit hinter den Erwartungen zuriick
geblieben und es konnte kein Beweis erbracht
werden, dass Kombiléhne zu einer Ausweitung
der Beschiftigung oder zu verbesserten Beschif-
tigungschancen von benachteiligten Arbeitslosen
beitragen konnten.

Die Auseinandersetzung mit den Reform-
pfaden, die Frankreich, GroB3britannien und USA
eingeschlagen haben, um der wachsenden Loh-
nungleichheit und steigender Arbeitslosigkeit
bestimmter Zielgruppen entgegenzuwirken,
macht deutlich, dass die Wirkungsweise der
unterschiedlichen Kombilohne nicht allein aus
deren Konzeption ableitbar ist, sondern nur



unter Beriicksichtigung ihres Zusammenwirkens
mit dem jeweiligen Steuer- und Transfersystem.
Entsprechend sind auch Kombilohn-Varianten
aus anderen Lindern nicht einfach ibertragbar.
Im britischen Working Tax Credit (WTC) ist bei-
spielsweise eine Subventionierung von Kinder-
betreuungskosten, die in GroBbritannien beson-
ders hoch sind, integriert. Auch mit dem Earned
Income Tax Credit (EITC) in den USA werden
nennenswerte Einkommensbeihilfen vorrangig
an Personen mit Kindern gewéhrt. In Deutsch-
land und Frankreich wird die Férderung von
Familien mit Kindern demgegeniiber durch an-
dere Mafinahmen sichergestellt — durch Kinder-
geld, steuerliche Entlastungen und durch Sub-
vention von &ffentlichen Kinderbetreuungsein-
richtungen. Dariiber hinaus kommt insbesondere
dem amerikanischen EITC auch die Funktion der
Armutsbekdmpfung zu, die in Deutschland im
Rahmen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchen-
de angesiedelt ist.

Hinsichtlich der Frage, wie Kombi- und Min-
destlohne zusammenwirken konnen, geben ins-
besondere die britischen und franzésischen Er-
fahrungen jedoch interessante Hinweise: In
GroBbritannien wurde die Einfiihrung des ge-
setzlichen Mindestlohnes im Jahre 1999 u.a.
auch damit begriindet, dass dem betrieblichen
Lohndumping zulasten der Sozialkassen Einhalt
geboten werden miisse. In Frankreich wird der
im internationalen Vergleich relativ hohe gesetz-
liche Mindestlohn hingegen durch arbeitgeber-
bezogene Zuschiisse zu den Sozialversicherungs-
beitrdgen im Niedriglohnbereich gestiitzt. Der
Kostenaufwand ist allerdings betréachtlich.

Bezogen auf die aktuelle Debatte in Deutsch-
land spricht vor diesem Hintergrund vieles dafiir,
die bestehenden Regelungen der Grundsicherung
in Deutschland weiter zu entwickeln, statt vollig
neue Kombilohne zusétzlich einzufiihren, die vor
allem ohne zeitliche Befristung oder Zielgruppen-
beschrankung kaum finanzierbar sind. Reform-
moglichkeiten im Rahmen der Grundsicherung,

die aktuell diskutiert werden, sehen unterschied-
liche Modifikationen der Regelungen fiir den
anrechnungsfreien Zuverdienst vor — z.T. auch
in Kombination mit einer erheblichen Absenkung
der Regelsitze. Weitere Ansatzpunkte fiir Refor-
men bestehen in einer besseren Abstimmung des
Steuer- und Transfersystems und in einer kon-
sequenteren ,Aktivierung“, was allerdings auch
eine Verbesserung der Betreuung und Beratung
von Arbeitslosengeld II-Beziehenden voraus-
setzt.

Bei der Frage, inwieweit zielgruppenspezi-
fische und zeitlich befristete zusétzliche Kombi-
l6hne eingefiihrt werden sollten, ist nach unserer
Einschitzung insbesondere zu priifen, welches
spezifische Beschaftigungshemmnis besteht und
ob ein Kombilohn tatséchlich geeignet erscheint,
dieses zu verringern. Ein weiteres wichtiges
Priifkriterium fiir die Einfiihrung neuer Kombi-
l6hne sollte sein, ob nicht bereits Forderinstru-
mente existieren, die eine dhnliche Funktion
erfiillen.

Besonderer Handlungsbedarf besteht nach
unserer Einschidtzung zum einen bezogen auf
die geringfiigige Beschiftigung. Die bisherige
Regelung stellt eine Subvention ohne Zielgrup-
penbezug und ohne Bedarfspriifung dar. Dariiber
hinaus setzt sie auf Seiten der Unternehmen
Anreize zu einer verstirkten Nutzung von Mini-
jobs zulasten sozialversicherungspflichtiger Ar-
beitspldatze und z.T. auch zur Bevorzugung
spezieller Personengruppen (z. B. Studierende,
SchiilerInnen) gegeniiber Arbeitslosen. Zum an-
deren stellt sich mit Blick auf den steigenden
Anteil von Niedrig- und Niedrigstlohnen — rund
4,6 Millionen abhédngig Beschiftigte arbeiten fiir
weniger als 7,50 € pro Stunde — und die grof3e
Zahl Erwerbstétiger, deren niedrige Verdienste
durch ergidnzende Leistungen der Grundsiche-
rung aufgestockt werden, die Frage, wie lange
es sich Deutschland noch leisten kann und leisten
will, niedrige L.ohne ohne verbindliche Unter-
grenze zu subventionieren.






Einleitung

Die Ankiindigung im Koalitionsvertrag der Bun-
desregierung vom 11. November 2005, die
Einfiihrung eines Kombilohn-Modells zu priifen,
»das sowohl die Aufnahme einfacher Arbeiten
durch eine ausgewogene Kombination aus Ar-
beitslohn und Sozialleistung lohnend macht, als
auch die Méglichkeit fiir zusétzliche Arbeitsplat-
ze fiir einfache Tatigkeiten neu schafft, hat die
Debatte tiber Kombilohne in Deutschland seit
Anfang 2006 wieder neu belebt. Hinzu gekom-
men sind einige neue Aspekte, denen Ende der
neunziger Jahre, als Kombil6hne schon einmal
im Rahmen des ,,Biindnis fiir Arbeit, Ausbildung
und Wettbewerbsfahigkeit” sehr intensiv disku-
tiert worden waren, noch wenig Aufmerksamkeit
geschenkt wurde. Dies betrifft zum einem die
Frage, ob in diesem Kontext auch Mindestlohn-
regelungen notwendig sind, um ,sicher (zu)
stellen, dass Lohne nicht in den Bereich der
Sittenwidrigkeit heruntergedriickt werden kon-
nen“ (Koalitionsvertrag 2005: 25). Zum anderen
hat die Bundesregierung auch die Notwendigkeit
herausgehoben, bei der Ausgestaltung von Kom-
bilohn-Modellen ,Wechselwirkungen mit dem
Steuer- und Abgabensystem und der verringerten
Beitragsbelastung bei Mini- und Midijobs“ (Koa-
litionsvertrag 2005: 25) zu beriicksichtigen.
Obwohl ein entsprechendes Konzept von
einer Arbeitsgruppe auf Bundesebene vorberei-
tet und im Herbst 2006 vorgelegt werden soll,
sind bislang allenfalls sehr grobe Eckpunkte
eines solchen Konzeptes erkennbar.? Deutlich
geworden ist demgegentiiber, dass es hinsichtlich
der Frage, ob — und wenn ja: in welcher Form
— Mindestléhne in Deutschland eingefiihrt wer-
den sollten, erhebliche Meinungsunterschiede
zwischen SPD- und CDU-/CSU-Fraktion gibt.
Wihrend zwischenzeitlich erwartet worden war,
dass ein Kompromiss durch eine Kombination

von Kombilohnen, die vor allem Anhénger/innen
in der Union haben, mit einem gesetzlichen
Mindestlohn, der vor allem in der SPD-Bundes-
tagsfraktion flir wichtig gehalten wird, erzielt
werden konnte, erscheint derzeit wieder alles
offen. Dies liegt auch daran, dass die Ausgaben
fiir das neue System der Mindestsicherung (Hartz
IV) hoher ausgefallen sind als erwartet und hier-
fiir auch die Tatsache, dass in nicht unerheb-
lichem Umfang Niedrigeinkommen durch ergén-
zende Leistungen der Grundsicherung aufge-
stockt werden miissen, verantwortlich gemacht
wird. Insofern hat sich die Debatte, ob Kombil6h-
ne in Deutschland ,eingefiihrt“ werden sollten,
in den vergangenen Monaten ein Stiick weit
verlagert hin zu der Frage, wie bestehende Kom-
biléhne so ausgestaltet werden kénnen, um die
Arbeitsanreize von Arbeitslosen zu erhdhen
(auch bezogen auf eine Ausweitung des Arbeits-
volumens) und mehr Beschéftigung vor allem im
Niedriglohnbereich zu schaffen.

Diese Expertise, die im Auftrag der Fried-
rich-Ebert-Stiftung erstellt wurde, resiimiert
bisherige Erfahrungen mit Kombilshnen im In-
und Ausland und analysiert Reformoptionen
unter Einbeziehung der Frage mdoglicher Wech-
selwirkungen zwischen Kombi- und Mindestléh-
nen (vgl. zum Thema Mindestlohn ausfiihrlicher
die FES-Expertise von Bosch/Weinkopf 2006a).
In Teil 1 werden zunéchst grundlegende Ziele
und Annahmen dargestellt, die mit Kombilohnen
typischerweise verbunden sind. In Teil 2 wird
ausgehend von der Frage, welche Ansétze unter
dem Stichwort ,,Kombilohn® diskutiert werden,
aufgezeigt, dass es in Deutschland schon ver-
schiedene Varianten von Kombilohnen gibt.
Dariiber hinaus werden die Erfahrungen mit
bereits erprobten Kombilohn-Modellen zusam-
mengefasst, weil diese wichtige Hinweise fiir die

2 So wurde etwa im Juli 2006 angekiindigt, dass zeitlich befristete Kombiléhne fiir Altere eingefiihrt werden sollen.
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Ausgestaltung neuer Ansétze liefern konnen, und
einige aktuelle Vorschlage bzw. Konzepte skiz-
ziert und kommentiert. In Teil 3 steht die Frage
des Zusammenwirkens von Kombiléhnen mit
dem jeweiligen System der Mindestsicherung
und gesetzlicher Mindestlohne am Beispiel aus-
gewihlter anderer Linder (USA, GroBbritannien
und Frankreich) im Mittelpunkt. Dabei wird auch
deutlich, dass die Kombiléhne z.T. auf die Losung
von Problemen abzielen, die in Deutschland so
nicht bestehen oder in anderer Weise angegan-
gen werden (z.B. die Subvention von Kinder-

betreuungskosten). In Teil 4 diskutieren wir vor
diesem Hintergrund Reformoptionen fiir Deutsch-
land. Wir konzentrieren uns dabei zunédchst auf
Stellschrauben fiir Reformen innerhalb des
Grundsicherungssystems und gehen anschlie-
Bend auch auf weitere Ansatzpunkte fiir Re-
formen — u.a. Méglichkeiten und Grenzen einer
besseren Einpassung von Kombil6hnen in das
Steuer- und Transfersystem — ein. Im abschlie-
Benden Teil 5 werden die Ergebnisse zusammen-
gefasst und einige Schlussfolgerungen gezogen.



1. Kombilohne - Ziele und konzeptionelle Grundvarianten

Erschwert und verkompliziert wird die aktuelle
Diskussion iiber Sinn und Zweck von Kombilth-
nen in Deutschland dadurch, dass die Frage
,Was ist ein ,Kombilohn“? zwar banal klingt,
aber dennoch schwierig préazise zu beantworten
ist. Da es bis heute keine allgemein anerkannte
und einheitliche Definition fiir Kombilohne gibt,
werden unter diesem Stichwort hdchst unter-
schiedliche Anséitze und Maflnahmen diskutiert.
Engere Definitionen setzen den Kombilohnbegriff
mit Einkommensbeihilfen an die Beschiftigten
gleich — so etwa eine aktuelle Definition aus dem
IAB:

. Unter Kombiléhnen sind solche staatli-
chen Transfers an Arbeitnehmer zu ver-
stehen, die an die Aufnahme oder Aus-
libung einer abhdngigen Beschdftigung
gebunden sind. Es handelt sich also um
eine Kombination aus Arbeitseinkommen
(Lohn) und Transferbezug.” (Dietz et al.
2006: 1 — Hervorhebungen im Original)

Weniger enge Definitionen beziehen demgegen-
iiber auch arbeitgeberseitige Subventionen mit
ein —zumindest, wenn diese auf eine Ausweitung
von Niedriglohnjobs zielen (vgl. z.B. Eekhoff/Roth
2006 und Briicker/Konle-Seidl 2006). Und auch
Schob/Weimann (2004) bezeichnen ihr Konzept
der ,Magdeburger Alternative“, obwohl es im
Kern arbeitgeberseitige Subventionen fiir Ein-
stellungen in der jeweils untersten Lohngruppe
vorsieht, als ein Kombilohn-Modell.

Im Rahmen dieser Expertise werden trotz
einer gewissen Sympathie fiir die engere Defini-
tion von Kombilohnen, die zweifelsohne prézi-
ser ist, auch (ausgewéhlte) arbeitgeberbezogene
Subventionen, die auf die Ausweitung von Nied-
riglohnjobs zielen, als mogliche Varianten von
Kombilohnen einbezogen. Hierfiir lassen sich

aus unserer Sicht konzeptionelle und pragma-
tische Argumente anfiihren: Konzeptionell
spricht fiir die Einbeziehung von arbeitgebersei-
tigen Subventionen, dass der Adressat eines
Kombilohn-Zuschusses nicht zwingend auch
derjenige ist, der letztlich einen materiellen Vor-
teil hat. Selbst wenn die Subventionen an die
Beschiftigten ausgezahlt werden, ist in vielen
Vorschldgen beabsichtigt, hierdurch (zumindest
mittelfristig) das Lohnspektrum nach unten aus-
zuweiten — also die Arbeitskosten der Unterneh-
men zu verringern. Dies ist letztlich derselbe
Effekt, der auch durch direkte arbeitgeberseitige
Subventionen erreicht werden kann. Eher prag-
matisch spricht fiir die weniger enge Auslegung
von Kombil6hnen, dass auf der politischen Ebe-
ne aktuell die verschiedensten Varianten von
Subventionen flir Niedriglohnjobs als Kombiloh-
ne diskutiert werden und dabei auch Zuschiisse
an Arbeitgeber eine Rolle spielen.

Was bezwecken Kombiléhne und welche
Ziele werden mit ihrer Einfithrung oder Auswei-
tung verbunden? Kombilohne werden typischer-
weise als ein Ansatz diskutiert, um problema-
tische Auswirkungen des Steuer- und Transfer-
systems auf die Arbeitsanreize von Arbeitslosen
zu beheben oder einer ungleichen Einkommens-
verteilung in einem Land zu begegnen. Thre
Wirkungsweise ist daher in hohem Maf3e abhén-
gig vom jeweiligen nationalen soziookonomi-
schen Kontext. Ahnlich wie Deutschland sind
viele OECD-Lédnder in zunehmendem Maf3e da-
mit konfrontiert, dass die Lohnungleichheit
wachst und die Arbeitslosenquoten steigen. Von
hoher Arbeitslosigkeit sind zudem héaufig be-
stimmte Personengruppen besonders betroffen
(z. B. gering Qualifizierte, Alleinerziehende,
Altere). Arbeitslosigkeit hat vielfach zu wachsen-
den Belastungen der bestehenden Sozialsyste-
me gefiihrt. Insbesondere in Landern mit einem
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schwach ausgebauten System der Mindestsiche-
rung und einer grofen Lohnspreizung sind zu-
dem die Armutsraten zum Teil erheblich ange-
stiegen. Auf diese Probleme wurde mit unter-
schiedlichen Reformen des Steuer- und Trans-
fersystems reagiert, die z.T. auch die Einfiihrung
oder Ausweitung von Kombilohnen einschlossen.

Die damit verfolgten Absichten lassen sich nach

unserer Einschitzung vier Kernzielen zuordnen,

die in unterschiedlicher Gewichtung in den ver-
schiedenen Kombilohnmodellen eine Rolle spie-
len:

1. Kombilohne sollen Erwerbstidtigen ein Ein-
kommen oberhalb des Niveaus sichern, das
ihnen ohne Erwerbstétigkeit zustehen wiirde,
und auf diese Weise einen monetédren Anreiz
fiir die Aufnahme einer Erwerbstétigkeit bie-
ten (monetdrer Anreiz / Ausweitung des Ar-
beitsangebots).

2. Kombil6hne sollen zur Erh6hung der Arbeits-
nachfrage beitragen oder diese zumindest
nicht reduzieren (Stabilisierung / Erhohung
der Arbeitsnachfrage). Eine Steigerung der
monetédren Anreize fiir Beschéftigte soll daher
moglichst nicht mit einer Erhohung der Lohn-
kosten einhergehen. Wenn nicht nur die Sta-
bilitdt, sondern sogar die Senkung von Lohn-
kosten angestrebt wird, kann dies grundsétz-
lich mit zwei unterschiedlichen Absichten
verbunden sein: die Kompensation einer ein-
geschrinkten Produktivitit aufgrund be-
stimmter zielgruppenspezifischer Vermitt-
lungshemmnisse (zielgruppenspeczifische,
befristete Kombilohne) oder die Erschliefung
dauerhafter neuer Beschéftigungsmoglich-
keiten in Téatigkeitsbereichen, die bei Einhal-
tung des derzeit iiblichen Lohniveaus im un-
teren Einkommensbereich nicht marktfihig
waren (allgemeine, unbefristete Kombilohne).
Meist soll die Senkung der Lohnkosten erreicht
werden, ohne dass hieraus Nettolohneinbuf3en
fiir die Beschiéftigten resultieren.

3. Kombilohne sollen dazu beitragen, Armut
trotz Erwerbstatigkeit zu vermeiden oder
zumindest zu reduzieren, indem niedrige
Marktlohne durch staatliche Transferleistun-
gen, Steuergutschriften o.d. aufgestockt wer-
den (Armutsvermeidung).

4. Kombilohne sollen méglichst so ausgestaltet
sein, dass die Sozialhaushalte entlastet oder
zumindest perspektivisch nicht stirker belas-
tet werden (Entlastung / Stabilisierung Sozial-
ausgaben). Bei arbeitnehmerseitigen Kombi-
l6hnen geht es hierbei z.B. darum zu vermei-
den, dass eine Kombination von Erwerbsein-
kommen aus Teilzeitarbeit und staatlicher
Zuzahlung finanziell attraktiver ist als eine
Ausweitung des Arbeitsvolumens. Oder an-
ders formuliert: Der Tarifverlauf eines Kom-
bilohns sollte so gestaltet sein, dass durchgén-
gig Anreize zur Ausweitung des Arbeitsvolu-
mens bestehen. Bezogen auf arbeitgeberseitige
Kombiléhne wird dieses Ziel erreicht, wenn
die hierfiir aufgewendeten Mittel durch einen
entsprechenden (Netto-)Zuwachs an Beschéf-
tigung kompensiert werden.

Diese Systematisierung verdeutlicht, dass bei der
Gestaltung von Kombil6hnen je nach dominanter
Zielsetzung eine Reihe verschiedener Bezugs-
groflen zu beachten sind, an denen ihre Ziel-
genauigkeit und Effektivitit gemessen werden
konnen: Dies sind die Lohnkosten, absolute oder
relative Armutsgrenzen (wie etwa die OECD-
Definition, die die Armutsgrenze bei 60% des
mittleren bedarfsgewichteten Haushaltseinkom-
mens? zieht), das Niveau der Mindestsicherung
sowie — an ganz zentraler Stelle — das Verhéltnis
zwischen dem verfiigharen Einkommen bei Ar-
beitslosigkeit und bei Erwerbstitigkeit. Auf die
letzten beiden Groflen iben wiederum verschie-
dene Elemente des Steuer- und Transfersystems
Einfluss aus: Die Hohe des Einkommens bei
Erwerbslosigkeit ist in hohem Malle abhingig

3 Synonym wird auch vom Medianen Aquivalenzeinkommen (MAE) gesprochen. Das mittlere bedarfsgewichtete Haushaltsein-
kommen ist eine rechnerische Bezugsgriofe, die der Messung von Armut dient. Um das Wohlstandsniveau von Haushalten
miteinander vergleichen zu kénnen, wird das Aquivalenzeinkommen eines Haushalts errechnet, indem dessen Nettoeinkom-
men mit Hilfe einer Aquivalenzskala nach HaushaltsgroBe und Zusammensetzung gewichtet und in das Einkommen eines
Ein-Personen-Haushaltes umgerechnet wird. Das mediane Aquivalenzeinkommen entspricht dem mittleren Wert der Aquiva-
lenzeinkommen aller Haushalte eines Landes, d.h. 50% aller Haushalte liegen iiber diesem Wert, 50% aller Haushalte darunter.



von sozialstaatlichen Transfers jeder Art — ins-
besondere vom Niveau der Mindestsicherung,
die ein sozialstaatliches Existenzminimum ga-
rantieren soll, aber auch von weiteren familien-
und kinderbezogene Transfers. Die Hohe des
Einkommens aus Erwerbstitigkeit wird einer-
seits durch Steuern und Abgaben sowie die be-
reits angesprochenen Transfers bestimmt, an-
dererseits aber auch von kollektiven Akteuren
beeinflusst: Niedrige Lohne auf dem Niveau oder
sogar unterhalb der sozialstaatlich garantierten
Mindestsicherung sind insbesondere dann ver-
breitet, wenn kollektiv verbindliche Lohnunter-
grenzen (Tarifvertrage, gesetzliche Mindestléh-
ne) entweder fehlen, zu niedrig sind oder durch
vorhandene Umgehungsmoglichkeiten wirkungs-
los bleiben.

Die Analyse der Ansétze in anderen Ladndern
und ihr Vergleich mit Deutschland bietet Ein-
blicke insbesondere auch zu der Frage, welche

Kombinationsmdoglichkeiten zwischen Mindest-
und Kombil6hnen grundséitzlich bestehen und
welche Vor- und Nachteile sie jeweils aufweisen.
Ein weiterer interessanter Aspekt des interna-
tionalen Vergleichs bezieht sich darauf, wie im
Rahmen verschiedener Kombilohn-Ansétze mit
Teilzeitarbeit umgegangen wird. Hier besteht ein
Zielkonflikt, der bereits im Zusammenhang mit
dem vierten Ziel kurz angesprochen wurde: Ob-
wohl Kombil6hne vorrangig darauf abzielen, die
Aufnahme einer Erwerbstitigkeit fiir Arbeitslose
finanziell attraktiver zu gestalten, kénnen sie
auch Anreize beinhalten, Erwerbseinkommen
aus Teilzeitarbeit mit staatlichen Zuzahlungen
zu kombinieren, oder fiir bereits Erwerbstétige
sogar Anreize schaffen, ihre Arbeitszeit zu redu-
zieren. Dahinter steht die grundsétzliche Frage,
wie Transferentzugsraten so ausgestaltet werden
konnen, dass Vollzeitarbeit attraktiv genug bleibt
(vgl. u.a. OECD 2005: 130ff).
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2. Bisherige Ansatze und Erfahrungen mit Kombilohnen

in Deutschland

Im Folgenden wird zunéchst gezeigt, dass bereits
heute eine Reihe von Regelungen in Deutschland
existieren, die als Varianten von Kombiléhnen
charakterisiert werden konnen (2.1). Im Mittel-
punkt von Abschnitt 2.2 stehen die Erfahrungen
mit bereits erprobten Kombilohn-Modellen. In
2.3 werden schlieflich aktuelle Vorschlige und
Konzepte systematisiert und auf ihre jeweiligen
Vor- und Nachteile bzw. Chancen und Risiken
hin analysiert.

2.1 Bereits bestehende Regelungen mit
Kombilohn-Charakter

Wenngleich aktuell oft die ,Einfiihrung® von
Kombilohnen in Deutschland gefordert oder
diskutiert wird, existieren bereits heute eine
Reihe von Regelungen, die eine Kombination von
Transferleistungen und Arbeitseinkommen er-
moglichen. Dies betrifft zum einen arbeitgeber-
seitige Zuschiisse, die bereits seit langem fiir
Einstellungen aus dem Kreis benachteiligter
Arbeitsloser gewdhrt werden — meist allerdings
ohne explizite Ausrichtung auf die Forderung
von Arbeitspldtzen mit eher niedriger Entloh-
nung. Zum anderen sind in den vergangenen
Jahren diverse arbeitnehmerbezogene Zuschiis-
sen hinzu gekommen, die im Folgenden in den
Mittelpunkt gestellt und nidher betrachtet wer-
den. Zu unterscheiden ist hierbei zwischen
Systemen bzw. Regelungen, die eine solche Kom-
bination im Prinzip unbefristet erméglichen, und
solchen, bei denen Zuschiisse zu niedrigen Er-
werbseinkommen auf einen bestimmten Zeit-
raum befristet sind. Weitere Unterscheidungs-

merkmale bestehen darin, ob der Zugang vom
individuellen Arbeitsentgelt oder vom Haushalts-
einkommen abhéngt und ob er im Prinzip allen
oder nur bestimmten Personengruppen offen
steht.

Unbefristete Regelungen, die eine Kombi-
nation von Arbeitseinkommen und Transfers
ermoglichen, sind das Arbeitslosengeld (ALG) 11,
wenn es ergdnzend zu Erwerbseinkommen ge-
wahrt wird, die Regelungen zur Anrechnung von
Zuverdienst zum Arbeitslosengeld und die Mini-
und Midijobs.

Von den 3,87 Millionen Bedarfsgemein-
schaften, die im September 2005 Anspruch auf
Arbeitslosengeld 1I hatten, verfiigten 844.000
(22%) auch iiber eigene Erwerbseinkiinfte, die
aber zur Deckung des Bedarfs, der sich im We-
sentlichen nach der Haushaltsgréf3e und -struk-
tur und den Wohnkosten bemisst, nicht aus-
reichten. Die Zahl der Erwerbstétigen in Bedarfs-
gemeinschaften lag mit 906.000 Personen noch
etwas hoher (18% der ALG II-Beziehenden).* Gut
die Hélfte dieser erwerbstéitigen ALG II-Bezie-
henden (51%) erzielte dabei ein anrechenbares
Einkommen unterhalb der Geringfiigigkeitsgren-
ze von 400 €, 19% zwischen 400 und 800 € und
30% mehr als 800 € (Bundesagentur fiir Arbeit
2006a: 4). Bezogen auf alle sozialversicherungs-
pflichtig Beschéftigten lag der Anteil derjenigen,
die ergdnzend SGB II-Leistungen beziehen, nach
Angaben der BA in Westdeutschland bei 1,1%
und in Ostdeutschland bei 3,3%. Unter den aus-
schlieBlich geringfiigig Beschéiftigten lagen die
entsprechenden Anteile mit 6,7 % (Westdeutsch-
land) bzw. 19,9% (Ostdeutschland) deutlich ho-
her (Bundesagentur fiir Arbeit 2006a: 45).

4 1In absoluten Zahlen waren im Juni 2005 388.000 Bezieher/innen von Arbeitslosengeld II sozialversicherungspflichtig und
395.000 geringfiigig beschaftigt (Bundesagentur fiir Arbeit 2006a: 9). Bei den tibrigen Personen handelte es sich um Selbstdn-

dige.



Den bislang verfiigharen Daten ldsst sich
nicht entnehmen, zu welchen Anteilen es sich
dabei um Personen handelt, die aus der Arbeits-
losigkeit heraus eine niedrig bezahlte Erwerbs-
tatigkeit aufgenommen haben, bzw. um bereits
zuvor Erwerbstétige, die wegen kurzer Arbeits-
zeiten und/oder geringer Stundenlohne ein
niedriges Arbeitseinkommen erzielen, das nicht
ausreicht, um den Lebensunterhalt zu bestreiten.
Rund ein Drittel der erwerbstdtigen ALG II-Be-
ziehenden erzielt ein anrechenbares Einkommen
von unter 200 € pro Monat (Bundesagentur fiir
Arbeit 2006a: 23), was darauf hindeuten konnte,
dass es sich vorrangig um Arbeitslose handelt,
die einen Nebenjob ausiiben und sich hierbei an
den Grenzen des anrechnungsfreien Zuverdiens-
tes orientieren. In einem Bericht des Spiegels
bezeichnet Alexander Spermann vom ZEW dies
als ,Tarnkappenjobs®:

, Weil der Kleinverdiener als erwerbstdtig
gilt, ldsst ihn die Behorde mit Job- und
Trainingsangeboten in Ruhe. Und nur
schwer ist zu ermitteln, ob der Bediirftige
maglicherweise noch schwarz hinzuver-
dient. " (Grabowsky et al. 2006: 68)

Auf der anderen Seite ldsst sich den vorliegenden
Informationen jedoch auch entnehmen, dass
etwa 280.000 ALG II-Beziehende (73,1% derje-
nigen, die sozialversicherungspflichtig beschéf-
tigt sind — vgl. Bundesagentur fiir Arbeit 2006a:
24) einer Vollzeittitigkeit nachgehen.

Auch beim Arbeitslosengeld besteht die
Méglichkeit, innerhalb gewisser Grenzen (bis zu
einer Arbeitszeit von héchstens 15 Stunden pro
Woche) eigenes Erwerbseinkommen hinzu zu
verdienen, das nicht oder nur z.T. auf die Trans-
ferleistungen angerechnet wird (§ 141 SGB I1I).
Anrechnungsfrei bleiben hier 165 €. Entschei-
dend ist dabei allein das individuelle Arbeitsein-
kommen, wihrend das Haushaltseinkommen
ohne Belang ist. Nach Angaben der Bundesagen-
tur fiir Arbeit (2006a: 9) tibten im Jahre 2005
13% der Leistungsbeziehenden im Rechtskreis
des SGB III einen Minijob aus. Dies entsprach im
Dezember 2005 rund 215.000 Personen.

Wiéhrend sich die bislang beschriebenen Re-
gelungen im Wesentlichen auf die Zielgruppen
Arbeitslose bzw. gering Verdienende beschrin-
ken, sehen Mini- und Midijobs prinzipiell keine
Einschridnkungen des begiinstigten Personen-
kreises vor. Im Unterschied zu den zuvor be-
schriebenen anderen Regelungen wird allerdings
auch kein direkter materieller Zuschuss (Trans-
fer) geleistet. Dass Mini- und Midijobs gleichwohl
als eine Variante von Kombilohnen angesehen
werden konnen, liegt daran, dass diese Arbeits-
verhéltnisse steuerlich (nur Minijobs) und sozial-
versicherungsrechtlich anders behandelt werden
als andere Arten von Beschiftigung. Fiir einen
Minijob mit einem monatlichen Verdienst von
bis zu 400 € miissen die Beschiftigten weder
Einkommensteuer noch Sozialversicherungs-
beitrdge zahlen, was als indirekter staatlicher
Transfer angesehen werden kann. Haushalts-
einkommen oder (bei Nebenbeschéftigten) der
Verdienst aus dem Hauptjob spielen hierbei
keine Rolle. Bei Midijobs mit einem monatlichen
Bruttoeinkommen von iiber 400 bis 800 € fallen
arbeitnehmerseitig nur erméfigte, aber mit dem
Einkommen steigende Sozialversicherungsbei-
trage an (Gleitzone), wihrend zumindest in der
Kranken- und Pflegeversicherung volle Leistungs-
anspriiche bestehen. Auch hier gibt es keine
Beschriankungen der Zielgruppe oder einen Be-
zug zum Haushaltseinkommen. Ende Mérz
2006 gab es 6,5 Millionen geringfiigig Beschéf-
tigte in Deutschland (Deutsche Rentenversiche-
rung Knappschaft-Bahn-See/Minijobzentrale
2006). Die Zahl der Midijobber/innen lag Ende
2003 bei rund 416.000 (vgl. Bundestagsdruck-
sache 16/505: 126).

Befristete und zielgruppenbezogene Kombi-
lohnvarianten sind das Einstiegsgeld, der Kin-
derzuschlag und die Entgeltsicherung fiir Altere.
Das Einstiegsgeld (§ 16 Absatz 2 Nr. 5 in Verbin-
dung mit § 29 SGB II) kann ALG II-Beziehenden
fiir maximal 24 Monate gewédhrt werden, wenn
sie einen niedrig bezahlten Job annehmen oder
sich selbstdndig machen. Der maximale Zu-
schuss pro Monat liegt bei 172,50 €, was dem
halben Regelsatz des Arbeitslosengeld II ent-
spricht. Im Jahr 2005 wurde das Einstiegsgeld
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in 20.097 Fillen gewéhrt, wobei mit 85,3% der
Grofteil auf eine Forderung von selbstindigen
Tatigkeiten entfiel (vgl. Bundesagentur fiir Arbeit
2006b).°

Der Kinderzuschlag (§ 6a Bundeskinder-
geldgesetz), der Anfang 2005 im Zuge der Zu-
sammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe eingefiihrt wurde, kann ebenfalls als eine
Art Kombilohn angesehen werden (vgl. hierzu
www.bmfsfj.de). Der Kinderzuschlag ist fiir El-
tern vorgesehen, die zwar mit eigenem Einkom-
men ihren (elterlichen) Bedarf abdecken, jedoch
ohne den Kinderzuschlag wegen des Bedarfs der
Kinder Anspruch auf Arbeitslosengeld II hitten.
Die Eltern miissen mindestens iiber Einkommen
oder Vermégen verfiigen, das es ihnen ermog-
licht, ihren nach dem ALG II zu errechnenden
Mindestbedarf sicherstellen zu kénnen (untere
Einkommensgrenze). Der Anspruch auf Kinder-
zuschlag entfillt, wenn das Elterneinkommen
den gesamten Familienbedarf deckt (obere Ein-
kommensgrenze = untere Einkommensgrenze
zuziliglich Gesamtkinderzuschlag), wobei Er-
werbseinkommen der Eltern, das ihren eigenen
Mindestbedarf iberschreitet, nur zu 70% ange-
rechnet wird. Der Kinderzuschlag betrdgt maxi-

Ubersicht 1:

mal 140 € monatlich je Kind und wird maximal
fiir 36 Monate gewahrt. Im Laufe des Jahres
2005 wurde der Kinderzuschlag in 52.755 Fillen
bewilligt (8.945 Ost; 44.159 West). Nach Angaben
des Deutschen Gewerkschaftsbundes (2006: 9)
wurden 2005 gleichzeitig rund 90% aller Antréa-
ge abschlidgig beschieden.

Die Entgeltsicherung (§ 421j SGB III) sieht
eine befristete Einkommensbeihilfe vor, wenn
iiber 50-Jdahrige zur Vermeidung oder Beendi-
gung von Arbeitslosigkeit eine Nettolohneinbuf3e
akzeptieren, die 50 € oder mehr pro Monat be-
tragt und wenn die restliche Anspruchsdauer auf
Arbeitslosengeld mindestens 180 Tage umfasst.
In diesem Fall gewdhrt die Arbeitsagentur auf
Antrag einen Zuschuss in Hohe von 50% der
Netto-Verdiensteinbuf3e und stockt die Beitrige
zur Rentenversicherung so auf, als wenn die
Betreffenden 90% ihres fritheren Brutto-Ver-
dienstes erzielen wiirden. 2005 wurde die Ent-
geltsicherung nach Angaben der Bundesagentur
fiir Arbeit in 5.307 Féllen gewahrt.

In Ubersicht 1 ist zusammengestellt, in
welchem Ausmaf3 die beschriebenen bestehen-
den (arbeitnehmerseitigen) Kombilohn-Varian-
ten in Anspruch genommen werden.

Inanspruchnahme bereits bestehender Kombilohn-Varianten

Regelung Zahl der Betroffenen

Erganzendes Arbeitslosengeld Il
(zu Erwerbseinkommen)

844.000 Bedarfsgemeinschaften
906.000 Personen
(Bestand September 2005)

Minijobs

6,5 Millionen (Bestand Mérz 2006)

Einstiegsgeld

20.097 (Zugange 2005)

Entgeltsicherung fur Altere

5.307 (Zugange 2005)

Quelle: Eigene Zusammenstellung aus den im Text genannten Quellen

5 InOstdeutschland entféllt mit 27,4% aller Férderungen ein deutlich gréoBerer Anteil auf abhédngige Beschiaftigung (Westdeutsch-
land: 5,9%). In Sachsen-Anhalt liegt der Anteil sogar bei tiber 60%, was vor allem auf ein entsprechendes Landesprogramm
zuriick zu fithren ist (vgl. Bundesagentur fiir Arbeit 2006b: 62ff.).



Zusammenfassend ist festzuhalten, dass es
bereits mehrere Regelungen gibt, die eine Kom-
bination von Transferleistungen und Arbeits-
einkommen ermoglichen, also als Varianten von
arbeitnehmerseitigen ,,Kombilohnen“ anzusehen
sind. Wie Ubersicht 1 deutlich macht, betrifft dies
eine nicht unerhebliche Zahl von Personen. Da
sich die verschiedenen Forderungen iiberschnei-
den konnen, ldsst sich die Gesamtzahl der Be-
troffenen jedoch nicht genau beziffern. Erwidhnens-
wert erscheint {iberdies, dass in einigen Ver-
offentlichungen weitere Regelungen und Instru-
mente als Kombilohne bezeichnet werden, die
den Kreis derjenigen, die in der ein oder anderen
Form bereits Kombil6hne beziehen, noch ver-
groBern wiirden. Dies betrifft zum einen die
Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwands- so-
wie ggf. in der Entgeltvariante, wobei es sich bei
der in der Praxis dominierenden Form der Mehr-
aufwandsentschadigung (,,1 €-Jobs*) allerdings
nicht um regulire Arbeitsverhéltnisse handelt.
Zum anderen werden teilweise liber das Ein-
stiegsgeld hinaus auch weitere Zuschiisse an
Existenzgriinder/innen (in Form der nunmehr
abgeschafften ,Ich-AG’s® oder des Uberbriickungs-
geldes) als Kombilohne bezeichnet.

Unabhéngig von diesen definitorischen Fra-
gen besteht ein grundsitzliches Problem der
bereits existierenden Kombil6hne darin, dass die
ihnen zugrunde liegenden Regelungen nicht in
jedem Fall aufeinander abgestimmt sind, was zu
LSprungstellen® beim Nettoeinkommen aufgrund
kleiner Variationen des Bruttoentgelts fiihren
kann. Hierauf gehen wir in Teil 4.1.3 dieser
Expertise genauer ein.

2.2 Bisherige Erfahrungen mit
Kombilohn-Modellprojekten

Folgt man einer breiten Definition von Kombil6h-
nen (vgl. Teil 1), konnen sich diese an Beschéf-
tigte, Arbeitgeber oder an beide parallel richten.
Ausgangspunkt von Vorschldgen, die auf der
Beschiftigtenseite ansetzen, ist die bereits ange-
sprochene Zielsetzung, die finanziellen Anreize

von Arbeitslosen zur Aufnahme einer Erwerbs-
titigkeit zu erhohen (Ziel 7). Kombilohne, die
hier Abhilfe schaffen sollen, sehen vor, Arbeits-
einkommen nur noch zu einem geringeren Teil
auf Transferleistungsanspriiche anzurechnen
oder das verfiighare Nettoeinkommen durch eine
staatliche Einkommensbeihilfe aufzustocken.
Dadurch soll sich Arbeit wieder (mehr) lohnen.
Zur Unterstiitzung dieser Effekte und zur Be-
grenzung der Kosten (Ziel 4) sehen einige der
vorliegenden Konzepte auch eine (teils deutliche)
Absenkung von Transferleistungen fiir Arbeits-
lose vor (z.B. der Vorschlag der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbdnde von
Gunkel et al. 1997 und das Konzept der , Akti-
vierenden Sozialhilfe“ des ifo-Institutes von Sinn
et. al. 2002 und 2006). Die Gewédhrung von Ein-
kommensbeihilfen (bzw. verdnderte Anrechnungs-
sitze fiir zuséitzliches Arbeitseinkommen auf die
Transferleistungen) ist bereits in verschiedenen
Modellprojekten und -programmen umgesetzt
worden —z.B. in Form des Mainzer Modells bzw.
als Variation des , Einstiegsgelds®, das in Baden-
Wiirttemberg und in dhnlicher Form auch in
Hessen erprobt wurde.

Andere Vorschlédge legen den Schwerpunkt
auf eine Reduzierung der Arbeitskosten der Un-
ternehmen im Niedriglohnbereich, um die Nach-
frage nach Arbeitskréften zu stimulieren, die eine
eher geringe Produktivitit haben (Ziel 2). Zu-
grunde liegt diesen Konzepten die Annahme,
dass die Entstehung oder Erhaltung solcher
Arbeitsplidtze durch die hohen Lohn- und Lohn-
nebenkosten in Deutschland erschwert oder
sogar verhindert werde (vgl. z.B. Buslei/Steiner
2003: 95). Eine Reduzierung der Arbeitskosten
soll in diesen Vorschldgen meist durch eine Sub-
vention der Sozialversicherungsbeitriage (oder
pauschalierter Subventionen) fiir Arbeitsplitze
unterhalb einer bestimmten Einkommensschwel-
le erreicht werden (z.B. die ,Magdeburger Alter-
native“ — vgl. Schob/Weimann 2003 und 2004).
Praktisch erprobt worden sind solche Forderva-
rianten in der Vergangenheit z.B. im Rahmen
des SGI-Modells im Saarland und in Sachsen und
des Elmshorner Modells in Schleswig-Holstein.
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In manchen Forderkonzepten ist auch eine
Kombination von arbeitgeber- und arbeitnehmer-
seitigen Subventionen vorgesehen —z.B., indem
die Sozialversicherungsbeitrige auf beiden Sei-
ten (vollstdndig oder anteilig) subventioniert wer-
den (Kombination der Ziele 1 und 2) (vgl. z. B.
Scharpf 1997; Schreiner 1998; Zukunftskommis-
sion der Friedrich-Ebert-Stiftung 1998). Auch
das ,Progressivmodell“ der GRUNEN beinhaltet
eine Reduzierung der Sozialversicherungsbeitra-
ge auf beiden Seiten fiir Monatseinkommen von
unter 2.000 €. In der Praxis ist das so genannte
~Hamburger Modell“ ein Beispiel fiir diese Art
der kombinierten Forderung. Eine Zuordnung
ausgewahlter Konzepte nach der Art der Sub-
ventionen zeigt Ubersicht 2.

Jenseits der Variationen in der Art und Aus-
gestaltung der finanziellen Forderung unterschei-
den sich die vorliegenden Forderkonzepte auch
in der Frage, ob Zuschiisse zeitlich befristet oder
auf Dauer angelegt sind, ob nur neue (ggf. zu-
sdtzliche) oder auch alle bestehenden Arbeits-
plitze, die die Forderkriterien erfiillen, gefordert
werden sollen und ob die Forderung auf be-
stimmte Zielgruppen, Beschéiftigungsbereiche
0.d. begrenzt sein soll oder nicht. Dariiber hinaus
sehen einige Vorschlidge bzw. Modelle iiber finan-

zielle Zuschiisse hinaus auch weitere flankieren-
de MaBnahmen (wie z.B. Qualifizierung oder eine
spezielle Beratung der Unternehmen) vor.

Seit Ende der neunziger Jahre wurden zahl-
reiche Kombilohn-Varianten zeitlich befristet
und meist regional begrenzt umgesetzt (vgl. Kal-
tenborn 2001; Weinkopf 2002). Im Rahmen des
arbeitsmarktpolitischen Sonderprogramms CAST
(,Chancen und Anreize zur Aufnahme sozialver-
sicherungspflichtiger Tétigkeiten®) wurden ab
Mitte 2000 zwei unterschiedliche Forderansétze
(das Mainzer Modell und das SGI-Modell) mo-
dellhaft erprobt. Etwa zeitgleich starteten in
mehreren Bundesldndern weitere Modellprojekte
und -programme wie z. B. das ,,Elmshorner Mo-
dell“ in Schleswig-Holstein, das Einstiegsgeld in
Baden-Wiirttemberg sowie den dhnlichen Ansatz
in Hessen und mehrere Modellprojekte in Nord-
rhein-Westfalen (vgl. Czommer/Weinkopf 2005).
Auch in einzelnen Kommunen bzw. Arbeitsamts-
bezirken wurden weitere Ansétze entwickelt und
umgesetzt — teilweise in Anlehnung an vorlie-
gende konzeptionelle Vorschlige, teilweise eher
aus der Praxis heraus. Mit Ausnahme des ,,Ham-
burger Modells“ sind die Projekte und Program-
me zwischenzeitlich beendet worden.

Ubersicht 2:  Ausgewihlte Kombilohnansétze nach Art der Subvention

Einkommensbeihilfen an . . Subvention an
o Arbeitgeberforderung : :
Beschaftigte beide Seiten

Mainzer Modell
Einstiegsgeld (ahnlich:
Hessischer Kombilohn)

§ 18 Abs. 5 BSHG®
PLUSLohn Duisburg

bereits erprobt

Elmshorner Modell

SGI-Modell
oce Hamburger Modell

Quelle: Eigene Zusammenstellung

6 Dies betrifft insbesondere das entsprechende NRW-Modellprojekt der Stadt Kéln. Vgl. ausfiihrlich Czommer/Weinkopf 2002;

Czommer 2003; Czommer/Weinkopf 2005.



Aus Ubersicht 2 geht auch hervor, dass bei
den Kombilohn-Modellprojekten iiberwiegend
arbeitnehmerseitige Kombilohne erprobt wur-
den, wihrend eine ausschlieBliche arbeitgeber-
seitige Forderung seltener war (beim Elmshorner
Modell und in einigen Modellprojekten in Nord-
rhein-Westfalen sowie beim SGI-Modell, das auf
Seiten der Beschéftigten jedoch zumindest einen
Qualifizierungsgutschein vorsah). Dies diirfte vor
allem daran liegen, dass Einkommensbeihilfen
an Beschiftigte einen neueren Ansatz darstellen,
wahrend Lohnkostenzuschiisse an Unternehmen
im arbeitsmarktpolitischen Instrumentarium
bereits seit langem existieren. Das Hamburger
Modell beinhaltet hingegen — wie bereits erwdhnt
— parallele Zuschiisse an Unternehmen und Be-
schiftigte sowie zusétzlich Gutscheine fiir eine
Qualifizierung der Beschéftigten.

Insgesamt war die Inanspruchnahme der
Forderung in fast allen Modellprojekten und -pro-
grammen zur Erprobung von Kombilohnen ge-
ring und blieb z.T. weit hinter den urspriinglichen
Erwartungen zuriick (vgl. Weinkopf 2006a und
b). Wiahrend der bundesweiten Erprobung des
Mainzer Modells zwischen Marz 2002 und Mérz
2003 wurden z.B. insgesamt 15.021 Forderfille
erreicht. Die Zahl der Forderungen in den regio-
nal begrenzten Modellprojekten lag demgegen-
iiber durchgéngig bei deutlich unter 1.000 — in
einigen Féllen wurde sogar kein einziger Forder-
fall realisiert (z.B. beim Einstiegsgeld in Saarlouis
und beim PLUSLohn in Kéln - vgl. Kaltenborn/
Wielage 2005: 2). Eine recht hohe Inanspruch-
nahme weist allein das Hamburger Modell auf,
mit dem zwischen Méarz 2002 und Juni 2006
rund 10.000 Beschéftigungsverhéltnisse gefor-
dert wurden.”

Abbildung 1: Forderzahlen ausgewahlter Kombilohn-Modellprojekte

Kindergeldzuschlag RP
5/00-12/01

Kombilohn Kéln
5/00-12/04

Kombilohn Kassel
11/01-12/03

Hessischer Kombilohn
6/00-10/01

PLUSLohn Duisburg
9/98-12/03

SGI-Modell (regional)
7/00-6/02

Mainzer Modell
(bundesweit) 3/02-3/03

Einstiegsgeld
Ba-Wu 10/99-5/02

Hamburger Modell
3/02-06/06

0 2.000

9.935

4.000 6.000 8.000 10.000

Quelle: Evaluationsberichte der Modelle, eigene Auswertungen

7 Telefonische Auskunft der Behorde fiir Wirtschaft und Arbeit Hamburg.



Wir konzentrieren uns im Folgenden bei der
Darstellung bisheriger Erfahrungen und Erkennt-
nisse auf einige ausgewéhlte Forderansitze, die
einerseits eine nennenswerte Zahl von Forder-
fallen aufweisen und zu denen andererseits
Evaluationsberichte vorliegen, die Aussagen zu
den erreichten Zielgruppen, Beschéftigungsbe-
reichen und sonstigen interessanten Aspekten
beinhalten.® In Ubersicht 3 werden zunéchst die
Forderkonditionen dieser Modelle kurz skiz-
ziert.

Ubersicht 3:  Férderkonditionen
Spezifika geforderte
Modell Zielgruppe des Arbeits- Arbeits-
platzes marktseite
SV-pflichtig
Hamburger ALG II- Arbeitgeber +
i Bruttolohn s
Modell Beziehende Beschdftigte
400-1.700 €
pro Monat

Mainzer
Modell

Gering

SV-pflichti
Verdienende S

Beschaftigte

Quelle: Eigene Zusammenstellung

2.2.1  Zielgruppen

Forderungen nach der Einfiihrung von Kombi-
I6hnen werden vielfach damit begriindet, dass
sich hierdurch insbesondere die Beschéaftigungs-
chancen von gering Qualifizierten verbessern
lieBen. Die hier ndher analysierten Modellver-
suche waren jedoch iiberwiegend nicht explizit
auf diese Zielgruppe begrenzt. Eine Ausnahme
bildet das SGI-Modell, das zundchst auf formal
gering Qualifizierte und Langzeitarbeitslose be-

Dauer

Art der

. derForde-| Besonderheiten
Forderung

rung

Pauschale keine Anrechnung
ZuschUsse auf ALG Il
6-10
von 250 €
. Monate .
(Vollzeit) bzw. Qualifizierungs-

125 € (Teilzeit) gutschein

SV-Zuschuss
(degressiv) +
Kindergeld-

erst 18,
dann 36
Monate

Bezug auf Arbeitsent-
gelt und Haushaltsein-

kommen
zuschlag

8 Vgl. zum Hamburger Modell Gerhardt/Meyer Larsen 2005; zum Einstiegsgeld in Baden-Wiirttemberg Dann et al. 2002 sowie
zum Mainzer Modell und zum SGI-Modell die diversen Berichtes des Forschungsverbundes CAST - insbesondere Kaltenborn

et al. 2005.
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Abbildung 2: Anteile von formal gering Qualifizierten und Langzeitarbeitslosen

60%

||] Formal gering Qualifizierte

50%

40%

30%

20%

10%

0%
Hamburger Modell

Einstiegsgeld
Baden-Wurttemberg

M Langzeitarbeitslose

Mainzer Modell SGI-Modell

(bundesweit)

Quelle: Evaluationsberichte der Modelle, eigene Darstellung

schriankt war. Aufgrund der geringen Inan-
spruchnahme wurde diese Restriktion jedoch im
Laufe der Erprobung aufgegeben. Zielgruppen
des Einstiegsgeldes in Baden-Wiirttemberg wa-
ren erwerbsfihige Sozialhilfebeziehende. Das
Hamburger Modell bezieht sich seit Anfang 2005
ausschlieBlich auf Arbeitslosengeld II-Bezie-
hende. Das Mainzer Modell sah hingegen keine
explizite Beschrinkung der Zielgruppen vor.
Gefordert werden konnten alle Personen, die eine
Arbeit mit einer Entlohnung unterhalb bestimm-
ter Grenzen aufnahmen, sofern gleichzeitig das
Haushaltseinkommen im forderfahigen Bereich
lag.

Die unterschiedlichen Zielgruppendefini-
tionen haben im Ergebnis zu unterschiedlich
hohen Anteilen von formal gering Qualifizierten
und Langzeitarbeitslosen unter den Geforderten
gefiihrt. Gering Qualifizierte stellten bei drei der
vier Fordermodelle immerhin mehr als die Half-
te der Geforderten. Beim Mainzer Modell lag der
Anteil dieser Gruppe hingegen nur bei knapp
37%. Die Anteile von Langzeitarbeitslosen unter
den Geforderten lagen — mit Ausnahme des Ham-
burger Modells (47 %) — noch deutlich niedriger:

beim SGI- Modell und beim Einstiegsgeld bei
jeweils rund 17 %, wahrend beim Mainzer Modell
zumindest 29% der Geforderten zuvor langzeit-
arbeitslos gewesen waren (vgl. Abbildung 2). Z.T.
diirften die relativ niedrigen Anteile von Lang-
zeitarbeitslosen darauf zuriick zu fiihren sein,
dass auch oder sogar vorrangig Sozialhilfebezie-
hende gefordert wurden, die nicht in jedem Fall
gleichzeitig auch arbeitslos gemeldet waren.
Deutlich hohere Anteile von gering Quali-
fizierten wiesen nur die in NRW geforderten
Modellprojekte auf, was damit zusammenhéngen
diirfte, dass hier die Férderung weitgehend auf
diese Zielgruppe begrenzt war (vgl. Czommer/
Weinkopf 2005). Wie bereits angesprochen, war
dies anfianglich auch beim SGI-Modell der Fall.
Nachdem hier die Beschrankung der Férderung
auf die Einstellung von formal gering Qualifi-
zierten und Langzeitarbeitslosen aufgehoben
worden war, sank inshesondere der Anteil der
Geforderten ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung deutlich (von 83,9 auf 46,7% — vgl. Holle-
derer et al. 2002: 112). Legt man eine breitere
Definition ,gering Qualifizierter zugrunde und
bezieht auch diejenigen ein, die schon linger
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nicht mehr im erlernten Beruf titig waren oder
(unabhéngig von der formalen Qualifikation) be-
reits linger arbeitslos sind, féllt das Ergebnis
etwas positiver aus. Allerdings gilt auch dann,
dass von den bisher erprobten Kombilohnen hau-
fig auch Personen profitiert haben, die keine
besonderen Vermittlungshemmnisse aufwie-
sen.

2.2.2 Behandlung von Teilzeitarbeit

Je nach konkreter Ausgestaltung eines Kombi-
lohn-Modells kann es spezielle Anreize zur Auf-
nahme einer Teilzeitbeschéftigung beinhalten.
Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die
Hohe der Forderung und die Einkommensgren-
zen unabhidngig von der Dauer der Arbeitszeit
sind. Dies war sowohl beim Mainzer Modell als
auch beim Einstiegsgeld in Baden-Wiirttemberg
der Fall. Entsprechend hoch lagen hier die An-
teile der geforderten Teilzeitjobs: 72% der mit
dem Mainzer Modell geforderten Arbeitsverhélt-
nisse waren Teilzeitbeschéftigungen (75% in
West- und 66% in Ostdeutschland). Besonders
hoch waren die Teilzeitanteile bei den im Main-
zer Modell geforderten Frauen. Aber selbst unter
den geforderten Mannern lagen die Teilzeitanteil
in Ost und West hier deutlich iber 40% — also
weitaus hoher als die gesamtwirtschaftliche
Teilzeitquote von ménnlichen Beschéaftigten.
Auch beim Einstiegsgeld lag der Anteil von Teil-
zeitbeschiftigung mit insgesamt 78% extrem
hoch, wobei hiervon 36% auf geringfiigige Be-
schiftigung entfielen.

Das SGI-Modell und das Hamburger Modell
beinhal(te)ten hingegen keine spezielle Anreize
fiir Teilzeitbeschéftigung, weil sich die Zuschiis-
se proportional zum Stundenlohn (SGI-Modell)
berechneten bzw. (beim Hamburger Modell) bei
Teilzeitbeschéftigung unabhingig von der ge-
nauen Arbeitszeit nur die Hélfte des Zuschusses
fiir Vollzeitarbeit gewédhrt wird. Dass beim SGI-

9 Aktuellere Angaben sind derzeit nicht verfiigbar.

Modell trotzdem mit 53 % mehr als die Hilfte der
geforderten Arbeitsverhéltnisse Teilzeitarbeit-
jobs waren, diirfte vor allem daran liegen, dass
in den Branchen, die aufgrund niedriger L.ohne
vorrangig forderberechtigt waren, Teilzeitarbeit
iiberdurchschnittlich hiufig ist. In Hamburg lag
der Teilzeitanteil zwischen 2002 und 2004 nur
bei 27%.°

[.d.R. wird in Kombilohn-Konzepten, die
erhohte Arbeitsanreize bieten oder zusétzliche
Beschiftigungsmoglichkeiten schaffen sollen, die
Forderung nur fiir sozialversicherungspflichtige
Beschiftigung gewéhrt. Eine Ausnahme bildete
hierbei lediglich das Einstiegsgeld in Baden-
Wiirttemberg, das in einigen Kommunen auch
bei der Aufnahme einer geringfiigigen Beschéf-
tigung gewdhrt wurde.

2.2.3 Strukturelle Merkmale der Geforderten

Da Kombilohn-Modelle auf eine Férderung von
niedrig entlohnten Tétigkeiten zielen und Frauen
rund zwei Drittel der Niedriglohnbeschéaftigten
in Deutschland stellen (vgl. z.B. Kalina/Weinkopf
2006a), verwundert nicht, dass bei den bishe-
rigen Kombilohn-Modellprojekten der Anteil der
Frauen unter den Geforderten i.d.R. besonders
hoch war. Die einzige Ausnahme ist hierbei das
Hamburger Modell, mit dem bislang nur zu 36%
Frauen gefordert wurden.!® Den hochsten
Frauenanteil erreichte mit 78 % der Geforderten
hingegen das Einstiegsgeld in Baden-Wiirttem-
berg — gefolgt vom Mainzer Modell (70%). Dies
diirfte auch daran liegen, dass die Forderkon-
ditionen bei beiden Modellen Teilzeitarbeit be-
sonders begiinstigten. Beim SGI-Modell lag der
Frauenanteil mit 61% etwas niedriger.

Mit den hohen Frauenanteilen gehen auch
hohe Anteile von allein Erziehenden einher: 56%
der mit dem Einstiegsgeld Geférderten stammten
aus dieser Gruppe; beim Mainzer Modell waren
es 41%.

10 Auchbeim in dieser Darstellung nicht einbezogenen PLUSLohn Duisburg war der Frauenanteil dhnlich niedrig. Vgl. Arbeitsamt

Duisburg 2000.



Abbildung 3: Anteile von Frauen und Alleinerziehenden
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Quelle: Eigene Darstellung

2.2.4 Beschaftigungseffekte und Stabilitat
der Arbeitsverhéltnisse

Mitunter war zu lesen, dass mit dem Mainzer
Modell ,nur” (oder auch: ,,immerhin®) gut 15.000
zusétzliche Arbeitsplidtze geschaffen worden
seien. Dies unterstellt, dass die Zahl der Forder-
fille bei Kombilohn-Modellen gleichzusetzen ist
mit einem entsprechenden Zuwachs an Arbeits-
plitzen, was aber unzutreffend ist. Um die Netto-
Beschiftigungseffekte beurteilen zu konnen,
miissen Mitnahme- und Verdridngungseffekte
beriicksichtigt werden, die sich jedoch nur
schwierig beziffern lassen. Ein Ansatzpunkt
besteht darin, die Gruppe der Geférderten mit
einer Kontrollgruppe zu vergleichen. Dieser An-
satz wurde jedoch nur in einigen Kommunen
beim Einstiegsgeld in Baden-Wiirttemberg und
beim Hessischen Kombilohn angewandt. Ergeb-

Mainzer Modell
(bundesweit)

l] Frauen

M Alleinerziehende

SGI-Modell

nis war ein z.T. positiver Effekt in Baden-Wiirt-
temberg, wihrend die Ergebnisse in Hessen
uneinheitlich waren (vgl. Dietz et al. 2006: 4).
Auch die Konstruktion der Forderkonzepte
und Erfahrungen aus der praktischen Umsetzung
verweisen darauf, dass mégliche Mitnahme-
effekte nicht vernachlassigt werden diirfen. Die
Einrichtung zusétzlicher Arbeitspldtze war nur
beim SGI-Modell explizite Voraussetzung fiir die
Forderung, dessen Erprobung jedoch wegen sehr
geringer Inanspruchnahme durch die Unterneh-
men vorzeitig beendet wurde. Arbeitnehmersei-
tige Kombil6hne (wie z.B. beim Mainzer Modell)
werden hingegen typischerweise gewahrt, wenn
eine Stelle angenommen wird, deren Arbeitsent-
gelt unterhalb der jeweiligen Fordergrenzen
liegt. Ob der Arbeitsplatz zusétzlich ist oder die
Einstellung ggf. auch ohne den Zuschuss erfolgt
ware, ist ohne Belang. In manchen Fallen wurde
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die Mainzer Modell-Forderung sogar erst bewil-
ligt, nachdem Einstellungen bereits vorgenom-
men worden waren. In diesen Fillen ist auszu-
schliefen, dass der Zuschuss einen Einfluss auf
die Bereitschaft der Beschiftigten hatte, die
Stelle anzunehmen.

Zusitzliche Beschaftigung resultiert aus ar-
beitnehmerseitigen Kombilohnen grundsétzlich
nur dann, wenn der betreffende Arbeitsplatz
ohne die Subvention nicht hétte besetzt werden
konnen oder wenn Unternehmen mehr Arbeits-
plitze anbieten, etwa weil sie aufgrund der Sub-
vention niedrigere Lohne durchsetzen kénnen.
Dies erscheint aber bei befristeten Einkommens-
beihilfen fraglich. Auch beim Hamburger Modell
kann die Forderung fiir (fast) jede Einstellung
aus dem Kreis der SGB II-Beziehenden in An-
spruch genommen werden. Voraussetzung ist
lediglich, dass der monatliche Bruttolohn des
betreffenden Arbeitsplatzes zwischen 400 und
1.700 € liegt.

Zur Stabilitdt mit Kombil6hnen geforderten
Arbeitsverhiltnisse und zur Frage, ob sich die
Beschiftigungsperspektiven der Betroffenen
hierdurch (nachhaltig) verbessert haben, liegen
bislang kaum Informationen vor. Bezogen auf
das Mainzer Modell wurde festgestellt, dass sich
die Stabilitdt der geforderten Arbeitsverhéltnisse
in Ostdeutschland nicht von ungeforderter Be-
schiftigung unterschied, wihrend sie in West-
deutschland sogar geringer war. In vielen Féllen
wurden Arbeitsverhéltnisse beendet, bevor die
Forderhochstdauer von zunichst 18 und spater
36 Monaten erreicht war (vgl. Kaltenborn et al.
2005). Die Arbeitsverhéltnisse beim Hamburger
Modell dauern im Durchschnitt noch deutlich
kiirzer, was auch damit zusammenhédngen
diirfte, dass etwa 40% der Forderfélle auf Zeit-
arbeitsunternehmen entfallen, die typischerwei-
se eine hohe Fluktuation haben.

Zusammen genommen ist festzuhalten, dass
die bisherigen Modellprojekte keinen Beweis
erbracht haben, dass Kombilohne zu einer Aus-
weitung der Beschéftigung (vgl. auch Kaltenborn
2003b) oder zur nachhaltigen Verbesserung der

Beschiftigungschancen benachteiligter Arbeits-
loser beitragen konnen. Umstritten ist, woran es
liegt, dass die Inanspruchnahme dieser Kombi-
16hne eher gering war. Wahrend die einen beto-
nen, dass dies an der zeitlichen Befristung der
Zuschiisse liege und nur dauerhafte Subventio-
nen nachhaltige Effekte verspriachen, verweisen
andere darauf, dass auch vorliegende Studien zu
den erzielbaren Beschiftigungseffekten durch
Einflihrung flichendeckender Kombilohne tiber-
wiegend zu dem Ergebnis kommen, dass diese
eher begrenzt sein diirften — bei gleichzeitig
hohen Kosten.

2.3 Aktuelle Vorschlage

Uber die bereits erprobten Kombilohn-Modelle
hinaus gibt es eine Reihe weiterer Konzepte, die
z.T. die Einfilhrung allgemeiner und dauerhafter
Kombil6hne vorsehen, wahrend andere auf die
Forderung spezieller Zielgruppen zielen und
meist auch zeitlich befristet sein sollen. Letzteres
betrifft etwa Modelle einiger Bundesldnder, die
teilweise an vorliegenden Konzepten ankniipfen,
teilweise aber auch einen eigenen speziellen
Forderansatz beinhalten. Wir gehen im Folgen-
den zunéchst auf die Konzepte ein, die allge-
meine und dauerhafte ,Kombilohne® vorsehen
(2.3.1), und anschlieBend auf zielgruppenspezi-
fische bzw. zeitlich befristete Anséatze (2.3.2).

2.3.1 Allgemeine und unbefristete Konzepte

In der aktuellen Debatte spielen unter den Vor-
schldgen, die auf allgemeine und unbefristete
Kombilohne zielen, vor allem das Konzept der
LJAktivierenden Sozialhilfe“ des ifo-Instituts und
die so genannte ,Magdeburger Alternative® pro-
minente Rollen. Wiahrend das ifo-Konzept auf
der Beschiftigtenseite ansetzt, beinhaltet die
Magdeburger Alternative arbeitgeberseitige Sub-
ventionen. Das Progressiv-Modell der GRUNEN
zielt darauf ab, die Abgabenbelastung im Bereich
niedriger Einkommen generell zu verringern.



Magdeburger Alternative

Die Magdeburger Alternative zielt auf eine Aus-
weitung der Beschiftigung im Niedriglohnbe-
reich durch eine dauerhafte Subventionierung
der Arbeitgeber in Hohe der vollen Sozialabga-
ben (arbeitnehmer- und arbeitgeberseitig) ab,
wenn diese zusétzliche Stellen in der jeweils
untersten Lohngruppe schaffen (vgl. Schob/Wei-
mann 2004). Die Zusétzlichkeit soll iiber eine
Stichtagsregelung tiberpriift werden. Sinkt die
Beschiiftigung in der untersten Lohngruppe unter
diesen Stand, entfallen auch die (ansonsten dau-
erhaften) Subventionen. Um Ausgriindungen
nicht iiberméfBig zu begiinstigen, sollen weitere
Subventionen pro Neueinstellung auch fiir je-
weils einen bereits bestehenden Arbeitsplatz in
der untersten Lohngruppe gewédhrt werden. Auf
Seiten der Beschiftigten ist keine Subvention
vorgesehen; die Arbeitsanreize sollen aber durch
eine striktere Anwendung der Zumutbarkeits-
regelungen gesteigert werden. Wenn zumutbare
Arbeit abgelehnt wird, soll der Anspruch auf
Transferleistungen gekiirzt werden oder sogar
ginzlich entfallen (vgl. Schob/Weimann 2003:
9).

Die Autoren gehen auf der Basis einer an-
genommenen Lohnelastizitdt der Arbeitsnach-
frage von 0,5 (d.h., dass eine Absenkung der
Arbeitskosten um 1% zu 0,5% mehr Beschifti-
gung fiihren wiirde) davon aus, dass sich durch
die Einfilhrung ihrer ,Magdeburger Alternative®
mittelfristig bundesweit bis zu 1,6 Millionen
zusitzliche Arbeitspldtze schaffen lieen. Die
Autoren rdumen ein, dass dabei im ungiinstigs-
ten Fall Kosten von iiber 7 Mrd. € pro Jahr an-
fallen kénnten. Fiir wahrscheinlicher werden
jedoch jahrliche fiskalische Einsparungen zwi-
schen 2 und 4,4 Mrd. € gehalten (vgl. Schob/
Weimann 2004: 173).

Positiv an diesem Vorschlag erscheint, dass
Subventionen nur gewédhrt werden sollen, wenn
Unternehmen tatsdchlich zusétzliche Arbeits-
platze im Niedriglohnbereich schaffen, wodurch
Mitnahmeeffekte eingedimmt werden sollen.
AubBerdem zielt das Konzept — anders als der

ifo-Vorschlag — nicht explizit darauf ab, Lohne
abzusenken, sondern seine Umsetzung wére
auch im Rahmen des bestehenden Tarifsystems
umsetzbar — ggf. sogar in Kombination mit ge-
setzlichen oder tariflichen Mindestlohnen. Aller-
dings stellt sich die Frage, ob sich die Zusatz-
lichkeit von Arbeitsplatzen wirklich zuverldssig
und ohne grofleren Aufwand tiberpriifen lieB3e.
SchlieBlich miisste jeweils gepriift werden, ob
die Zahl der Beschiftigten in der untersten Lohn-
gruppe iliber dem Stichtagswert liegt. Da die
Fluktuation bei Niedriglohnjobs {iberdurch-
schnittlich hoch ist (vgl. z.B. Kalina/Voss-Dahm
2005), wire —wenn man die Zusétzlichkeit ernst
nimmt - eine regelméBige Uberpriifung notwen-
dig, weil ein (auch zeitweiliges) Unterschreiten
des Stichtagswertes zum Wegfall der Zuschiisse
fiihren miisste. Dariiber hinaus beinhaltet die
Konzentration der Forderung auf die jeweils
unterste Lohngruppe nach unserer Einschétzung
eine Reihe weiterer Probleme: So wiirden in
Branchen mit einem hohen Lohnniveau Arbeits-
plitze gefordert, deren Entlohnung ggf. weit
oberhalb der Niedriglohngrenze liegt. Noch gra-
vierender erscheint, dass die Schaffung von
Arbeitspliatzen ab der zweituntersten Lohngrup-
pe oder auch die Hohergruppierung bereits
Beschéftigter mit einer erheblichen Steigerung
der Lohnkosten auf Seiten der Arbeitgeber ein-
herginge. Mehr noch: Es wire fiir Unternehmen
sehr lukrativ, Arbeitspldtze in hoheren Lohn-
gruppen abzubauen und durch ,zusétzliche®
Arbeitspldtze in der jeweils untersten Lohngrup-
pe, fiir die Subventionen gewédhrt werden, zu
ersetzen. Damit konnten sehr wohl Mitnahme-
und Verdridngungseffekte in ggf. sogar erheb-
lichem Umfang eintreten, wodurch auch die
Finanzierbarkeit des Konzeptes in Frage gestellt
wiirde.

ifo-Konzept

Das ifo-Konzept der ,,Aktivierenden Sozialhilfe“
sieht eine deutliche Absenkung des Arbeitslosen-
gelds IT in Kombination mit der Einfithrung von
Steuergutschriften fiir eigene Erwerbseinkiinfte
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vor, wodurch die finanziellen Anreize von Ar-
beitslosen zur Aufnahme einer gering bezahlten
Arbeit deutlich gesteigert werden sollen. Er-
werbseinkiinfte von bis zu 500 € pro Monat
sollen auf die reduzierte Transferleistung iiber-
haupt nicht angerechnet werden; fiir Einkiinfte
unterhalb von 200 € pro Monat sollen ein Lohn-
zuschuss in Hohe von 20% gewédhrt und die
arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeitra-
ge libernommen werden. Oberhalb von 500 €
sollen beide Zuschiisse sukzessive abgeschmol-
zen werden. Die Transferentzugsrate soll dabei
stets bei etwa 70% des Bruttolohnes liegen (vgl.
Sinn et al. 2006: 9). Nach Berechnungen von
Eekhoff7Roth (2006: 80f) wiirde eine Familie mit
zwei Kindern dadurch allerdings erst bei einem
Bruttoeinkommen von etwa 2.700 € vollstandig
aus dem Transfersystem ausscheiden — also noch
deutlich spéter, als es im heutigen ALG II-System
der Fall ist. Damit wiirde auch ein erheblicher
Teil der bereits Erwerbstétigen einen Anspruch
auf ergénzende Steuergutschriften haben. Ob die
Autoren dies bei ihren Berechnungen der fiska-
lischen Kosten der ,Aktivierenden Sozialhilfe*
beachtet haben, erscheint fraglich.

Transferleistungsbeziehende, die auf dem
ersten Arbeitsmarkt keine Arbeit finden, sollen
in kommunalen Arbeitsgelegenheiten oder bei
Zeitarbeitsfirmen beschiftigt werden. Nur in
diesem Fall erhalten sie Transferleistungen auf
dem bisherigen Niveau des ALG II. Ziel des Kon-
zeptes ist eine erhebliche Absenkung des Lohn-
niveaus um ca. ein Drittel. Da eine Lohnelastizi-
tit der Arbeitsnachfrage von -1 unterstellt wird,
ergibe sich hieraus nach Einschétzung des ifo-
Instituts (zumindest mittelfristig) ein Anstieg der
Beschiftigung um ca. 3,3 Millionen Arbeitsplat-
ze. Gleichzeitig wird davon ausgegangen, dass
erhebliche Einsparungen von mittelfristig 7,7
Mrd. € und langfristig sogar mehr als 21 Mrd. €
erzielt werden konnten (vgl. Sinn et al. 2006:
18).

Das Konzept setzt den Grundsatz ,Keine
Sozialleistung ohne Gegenleistung® konsequent
um. Durch die Kombination einer Reduzierung
von Sozialleistungen und erweiterten Zuverdienst-

moglichkeiten wiirden die finanziellen Arbeits-
anreize von Arbeitslosen deutlich erhoht. Die
Verpflichtung, anderenfalls eine kommunale
Arbeitsgelegenheit anzunehmen, soll diese An-
reize zusétzlich starken und dartiber hinaus dazu
beitragen, Schwarzarbeit zuriick zu drdngen.
Ob die prognostizierten Beschéftigungszu-
wachse und Einsparungen tatsdchlich realisiert
werden konnten, erscheint allerdings fraglich.
Die Rechnung ginge nur auf, wenn neue Niedrig-
lohnarbeitspldtze tatsdchlich (vorrangig) mit zu-
vor Arbeitslosen mit Transferleistungsanspruch
besetzt wiirden und keinerlei Probleme bei der
~Passung” zwischen angebotenen Arbeitsplidtzen
und den zur Verfiigung stehenden Bewerber/in-
nen (regional und qualifikatorisch) auftriten.
AuBlerdem diirfte die massive Ausweitung der
Niedriglohnbeschiftigung keine Auswirkungen
auf andere Arbeitsmarktsegmente haben, was
hochst unwahrscheinlich erscheint. Hinzu kommt,
dass die realen Kosten der mindestens in der
Einfiihrungsphase erforderlichen massenhaften
Bereitstellung offentlicher Beschéftigungsmog-
lichkeiten deutlich hoher sein diirften als unter-
stellt. Nach unserer Einschatzung wird der Orga-
nisations- und Kostenaufwand unterschétzt — auch
angesichts der hohen Fluktuation von Niedrig-
lohnbeschiftigten, fiir die bei erneuter Arbeits-
losigkeit jeweils kurzfristig eine kommunale
Arbeitsmdglichkeit bereitgestellt werden miisste.
Das Ausmalf der erforderlichen 6ffentlichen Er-
satzbeschéftigung tiberstiege zudem bei weitem
die heutige GroBenordnung der so genannten
1-Euro-Jobs, so dass enorme Verdrangungseffek-
te zu erwarten wiren. Die vorgesehene Option,
einen Teil der Beschiftigung {iber Zeitarbeits-
firmen abwickeln zu lassen, verspricht wenig
Entlastung, zumal die bisherigen Erfahrungen
mit Personal-Service-Agenturen darauf verwei-
sen, dass die Potenziale eher begrenzt sind.
Insgesamt drohen erhohte Armutsrisiken
sowohl fiir Arbeitslose als auch fiir diejenigen
Beschiftigten, die trotz niedriger und weiter sin-
kender Lohne aus unterschiedlichen Griinden
keinen Anspruch auf staatliche Kombilshne ha-
ben. Véllig offen ist, ob und inwieweit die Be-



schiftigung zu Niedrigstlohnen sich als Sackgas-
se fiir die Betroffenen erweisen oder Aufstiegs-
moglichkeiten in besser bezahlte Jobs eroffnen
wiirde. Ohne eine solche Aufwirtsmobilitit birgt
das Konzept erhebliche Finanzrisiken, weil sich
der finanzielle Ausgleich niedriger Marktlohne
und die Notwendigkeit, o6ffentliche Ersatzbe-
schéftigung bereit zu stellen, zu einem Fass ohne
Boden entwickeln konnten.

Progressivmodell der GRUNEN

Das Progressiv-Modell der GRUNEN wird zwar
von ihnen selbst als Alternative zum Kombilohn
bezeichnet (vgl. Bundestagsdrucksache 16/446
2006), sieht aber im Kern eine Reduzierung der
Sozialabgaben im Bereich niedriger Lohne vor,
was sich nicht grundsétzlich von Kombilohnen
unterscheidet. Es handelt sich um eine ,all-
gemeine arbeitnehmer- und arbeitgeberseitige
Lohnsubvention“ (Eekhoff/Roth 2006: 64). Bei
Einkommen bis 400 € pro Monat sollen die So-
zialversicherungsbeitrdge (Arbeitnehmer/innen
und Arbeitgeber zusammen) nur 20% betragen,
bis 800 €: 25%, bis 1.200 €: 30%, bis 1.600 €:
35% und bis 2.000 €: 40%. Erst bei Monatsein-
kommen iiber 2.000 € soll der normale Satz von
derzeit rund 42 % gelten.

Positiv am Progressiv-Modell ist die Ziel-
richtung, die Abgabenlast im Bereich niedriger
Einkommen zu reduzieren, um mehr Beschafti-
gung zu schaffen. Dies greift auch Ergebnisse
von Berechnungen auf, die zeigen, dass bei glei-
chem Entlastungsvolumen eine gezielte Reduzie-
rung der Sozialabgaben im Bereich niedriger
Einkommen hohere Beschéftigungseffekte hitte
als eine allgemeine Reduzierung der Sozialabga-
ben. Fraglich erscheint jedoch, ob hierdurch die
angestrebte Forderung der Beschiftigung von
gering Qualifizierten tatsichlich erreicht werden
kann. Denn hierbei wird auBler acht gelassen,
dass im Niedriglohnsektor mehrheitlich formal
Qualifizierte beschiftigt sind — gering Qualifi-
zierte also nicht automatisch besonders profitie-
ren wiirden.

Das Progressiv-Modell wiirde zudem Teil-
zeitarbeit tiberproportional begiinstigen — und
zwar bis in mittlere und obere Stundenverdiens-
te hinein: So wiirde etwa bei einer Teilzeitarbeit
im Umfang von 20 Stunden pro Woche die For-
derung durch die erméBigten Sozialabgaben erst
bei einem Bruttostundenlohn von ca. 23 € aus-
laufen. Eekhoff7Roth (2006: 67) kritisieren, dass
das Modell damit erhebliche Anreize zur Auf-
spaltung von Arbeitspldtzen setzt: ,Je klein-
teiliger ein Arbeitsplatz ausgestaltet wird, desto
geringer sind die Bruttoarbeitskosten.” Im Ver-
gleich zur heutigen Ausgestaltung der Mini- und
Midijobs wiirden Arbeitsverhéltnisse bis 800 €
Monatsverdienst vor allem fiir Arbeitgeber noch
deutlich attraktiver: Die arbeitgeberseitigen So-
zialabgaben wiirden sich von 25% (ab Juli 2006:
30%) bzw. 21% in diesem Einkommensbereich
auf 10 bis 12,5% erheblich verringern.

Die GRUNEN selbst gehen davon aus, dass
die vorgeschlagene Reduzierung der Sozialver-
sicherungsbeitrdage zu Einnahmeverlusten in der
Sozialversicherung in Hohe von rund 13 Mil-
liarden € pro Jahr fithren wiirde, die an anderer
Stelle erwirtschaftet oder eingespart werden
miissten. Die erzielbaren Beschéftigungseffekte
werden allerdings, wie vorliegende Analysen zur
Einfiihrung eines Freibetrags bei den Sozialab-
gaben zeigen, in erheblichem Mafle dadurch
beeinflusst werden, wie die Kosten gegenfinan-
ziert werden (vgl. Kaltenborn et al. 2003).

2.3.2 Zielgruppenspezifische bzw. befristete
Konzepte

In den vergangenen Monaten sind von verschie-
denen Seiten zahlreiche Vorschldge entwickelt
worden, in deren Mittelpunkt die Einfiihrung
zielgruppenspezifischer bzw. zeitlich befristeter
Kombiléhne steht. Wir gehen im Folgenden auf
drei ausgewdhlte Konzepte ein. Die Modelle der
Bundesldnder NRW und Niedersachsen erschei-
nen vor allem deswegen relevant, weil ihre Um-
setzung bereits begonnen hat bzw. kurz bevor
steht. Der Vorschlag von Spermann (2006) er-
scheint demgegeniiber erwdhnenswert, weil er
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eine Art zeitlich befristete Variante des ifo-Kon-
zeptes der ,,Aktivierenden Sozialhilfe® darstellt.
Welche Konzepte auf der Bundesebene favori-
siert werden, erscheint demgegeniiber noch vollig
offen, weil eine Entscheidung erst im Herbst fal-
len soll. Erste Vorschldge aus der CDU-Bundes-
tagsfraktion sahen eine arbeitgeberseitige Sub-
ventionierung zusétzlicher Stellen mit niedriger
Entlohnung vor; wenige Wochen spéter wurde
eine Variante dhnlich des niedersdchsischen
Konzeptes diskutiert. Seit Juli 2006 stehen Vor-
schldge im Raum, die auf die Forderung von {iber
50-Jdhrigen zielen. Dies verweist darauf, dass
die Suche nach geeigneten Modellen noch nicht
abgeschlossen ist. Deswegen verzichten wir an
dieser Stelle darauf, die bislang bekannt gewor-
denen Uberlegungen in der Koalition im Detail
zu behandeln.

Kombilohn NRW

Das Konzept des Kombilohns NRW sieht eine
vollstdndige Subvention der Sozialversicherungs-
beitrége auf Seiten der Arbeitgeber und Beschéf-
tigten vor, wenn zusétzliche Arbeitsplédtze fiir
besondere Zielgruppen unter den ALG II-Bezie-
henden, die aufgrund ihrer Qualifikation, ihres
Alters oder einer Behinderung geringe Chancen
auf eine Beschéftigung haben, geschaffen werden
(vgl. hierzu und zum Folgenden MAGS 2006).
Die Entlohnung soll im Niedriglohnbereich lie-
gen, aber tariflich oder ortsiiblich sein. Eine
Verdriangung bestehender Beschéftigungsverhélt-
nisse soll dadurch vermieden werden, dass die
Forderung sich vorrangig auf unterentwickelte
Arbeitsbereiche konzentrieren soll. Explizit ge-
nannt werden hierbei in den vorliegenden Papie-
ren des Arbeitsministeriums NRW unbesetzte
Zivildienstarbeitspldatze (als zusitzlich aner-
kannt), Wasche-Hol- und Bringdienste, Dienst-
leistungen in Kooperation mit der Wohnungs-
wirtschaft (Hausmeister, Hilfe im Haushalt, Fa-
milien- und Kinderbetreuung), Fair-Kaufhduser
(teilweise gemeinniitzig) und Integrationsunter-
nehmen. Vorrangig sollen solche Arbeitsplitze
bei Wohlfahrtsverbdnden, Kirchen, Beschéfti-

gungsgesellschaften, im 6ffentlichen Sektor und
bei Integrationsunternehmen geschaffen wer-
den, aber die Forderung von Arbeitspldtzen in
der Privatwirtschaft ist ebenfalls moglich. Zu-
néchst ist eine Befristung der Subventionen auf
zwei Jahre vorgesehen — auch um das Einstiegs-
geld fiir die Finanzierung der arbeitnehmersei-
tigen Zuschiisse nutzen zu konnen. Perspekti-
visch soll es sich aber um eine dauerhafte Sub-
ventionierung handeln. Das Land NRW hat nur
das Rahmenkonzept entwickelt; die konkrete
Umsetzung und Ausgestaltung obliegt den Ar-
beitsgemeinschaften und Optionskommunen vor
Ort. Insofern ist nicht auszuschlieen, dass die
Umsetzung ggf. mehr oder weniger stark vom
Rahmenkonzept der Landesregierung abweichen
wird.

Positiv erscheint an diesem Konzept, dass
mit dem NRW-Kombilohn benachteiligte Arbeits-
lose, die auf dem Arbeitsmarkt besonders schlech-
te Chancen haben, gezielt gefordert werden sol-
len. Insbesondere bei Alteren kann auch die
angestrebte dauerhafte Subventionierung sinn-
voll sein, weil sie derzeit hdufig keine realisti-
schen Chancen mehr auf eine ungeforderte Ein-
stellung bzw. einen Ubergang in ungeforderte
Beschiftigung haben. Wenn es geldnge, mit Hilfe
der Subventionen neue Beschéftigungsfelder zu
erschliefen, konnten Mitnahme- und Verdran-
gungseffekte zwar nicht gédnzlich ausgeschlossen
werden, aber doch begrenzt bleiben. Sinnvoll
erscheint auch, den Kombilohn nicht als Rechts-
anspruch auszugestalten, weil hierdurch vor Ort
die Moglichkeit besteht, die Umsetzung zu steu-
ern und auf ggf. auftretende Probleme zu reagie-
ren.

Offen erscheint allerdings, ob die Hohe der
Zuschiisse ausreicht, um Arbeitgeber tatsdchlich
dazu zu bewegen, in nennenswertem Umfang
zusitzliche Arbeitsplétze fiir Benachteiligte zu
schaffen. Ein Problem konnte darin bestehen,
dass der NRW-Kombilohn mit anderen arbeits-
marktpolitischen Forderinstrumenten konkur-
riert — vor allem mit den Arbeitsgelegenheiten
(1-Euro-Jobs), die derzeit in einigen der genann-
ten Tatigkeitsbereichen eine wichtige Rolle spielen



und fiir die Tréger deutlich kostengiinstiger sind.
Dartber hinaus ist — auch angesichts der recht
offenen Definition der Zielgruppen — damit zu
rechnen, dass es in der Praxis zu Konflikten bei
der Auswahl der zu férdernden Personen kom-
men wird. Wahrend das Konzept Personen in
den Mittelpunkt stellt, die auf dem Arbeitsmarkt
keine realistischen Chancen auf Integration ha-
ben, werden die Arbeitgeber bemiiht sein, mog-
lichst leistungsfahige Personen einzustellen —
auch weil die arbeitgeberseitige Forderung nicht
ausreicht, um eine erhebliche Leistungsminde-
rung zu kompensieren.

Kombilohn Niedersachsen

Der Ansatz, der seit 1. Juli 2006 umgesetzt wird,
sieht vor, fiir die Einstellung von ALG II-Bezie-
henden auf Arbeitspldtze mit einem Brutto-
Monatslohn von bis zu 1.500 € (bei Vollzeit) Zu-
schiisse auf beiden Seiten zu gewédhren, wobei
die Subventionen zunéchst auf sechs Monate
befristet sind (vgl. Niedersidchsisches Ministeri-
um fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 2006).
Unternehmen sollen einen Zuschuss in Hohe von
400 € pro Monat erhalten; die Beschéftigten
200 € pro Monat. Bei Ubernahme in unbefristete
Beschiftigung verldngert sich der Subventions-
zeitraum um weitere vier Monate. Das Konzept
erinnert in seiner Ausgestaltung stark an das
Hamburger Modell, wobei allerdings in Nieder-
sachsen die Forderung auf Arbeitgeberseite ho-
her ausfillt.

Positiv erscheint an diesem Modell, dass fiir
Unternehmen gezielte Anreize zur bevorzugten
Einstellung von ALG II-Beziehenden gesetzt wer-
den und auch auf Beschiftigtenseite ein finan-
zieller Zuschuss vorgesehen ist, der niedrige
Erwerbseinkommen aufstocken und dadurch
auch ggf. geringe Unterschiede zum Niveau der
vorherigen Transferleistungen kompensieren
soll. Hervorhebenswert erscheint dariiber hinaus
die einfache und verstindliche Ausgestaltung.
Allerdings birgt dies gleichzeitig die Gefahr von
Mitnahme- und Verdrdngungseffekten. Nach
Presseberichten soll die Forderung in Niedersach-

sen zwar auf die Schaffung zusétzlicher Arbeits-
plitze zielen; offen ist allerdings, nach welchen
Kriterien dies beurteilt werden soll. Zu erwarten
ist vielmehr, dass auch Einstellungen, die ohne-
hin vorgenommen worden wiren, bezuschusst
werden.

ZEW (Spermann)

Etwas moderater, aber in der Tendenz in dieselbe
Richtung zielend wie das ifo-Konzept hat Sper-
mann (2006) vorgeschlagen, das Niveau des
Arbeitslosengeld 11 ,,schrittweise und mit Finger-
spitzengefiihl je nach Bedarfslage und verfas-
sungskonform auf ein physisches Existenzmini-
mum® abzuschmelzen. Gleichzeitig sollen die
Zuverdienstmoglichkeiten fiir ALG 11-Beziehen-
de zeitlich befristet flir zwolf Monate so erhéht
werden, dass der ,Verdienst fast vollstindig
behalten werden® darf. Wer keine Arbeit findet,
wird verpflichtet, gemeinniitzige Arbeit zu leis-
ten. Nur unter diesen Bedingungen besteht wei-
terhin Anspruch auf das ,im internationalen
Vergleich groBziigige Grundsicherungsniveau®.

Ein positives Element dieses Vorschlags
sehen wir in der Idee, erweiterte Zuverdienst-
moglichkeiten zeitlich befristet zu gewahren, weil
eine generelle Erhohung der Freigrenzen auto-
matisch auch den Kreis der Erwerbstitigen
vergroBert, die Anspruch auf ergdnzende Leis-
tungen aus der Grundsicherung erhalten, was
erhebliche Finanzierungsrisiken bergen wiirde
(vgl. auch 4.1.2). Vollig offen erscheint demge-
geniiber, was als ,,physisches Existenzminimum*
anzusehen wire. Im derzeitigen Regelsatz fiir
allein stehende Hilfebediirftige ist z. B. als Ta-
gessatz flir Erndhrung und Getrdnke ein Betrag
von 4,17 € vorgesehen (vgl. Roth/Thomé 2005).
Von unterschiedlichen Seiten ist in den vergan-
genen Jahren kritisiert worden, dass dies deut-
lich zu niedrig bemessen ist und keineswegs
ausreicht, um sich gesund zu erndhren. Insofern
stellt sich Frage, ob und inwiefern hier tiberhaupt
Spielrdume zur weiteren Absenkung bestehen.
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2.4 Zwischenfazit

In Deutschland hat die Debatte tiber Kombilohne
zu Beginn der neunziger Jahre begonnen und ist
seitdem zyklischen Schwankungen unterworfen.
Das Instrument der Kombiléhne war dabei nur
eines in einer Reihe von Mafinahmen, die auf die
verbesserte Erwerbsintegration von gering
Qualifizierten und Langzeitarbeitslosen zielten.
Nachdem die modellhafte Erprobung einiger
Kombilohn-Ansitze nicht die erhofften Erfolge
erbracht hatte, wurde zwischenzeitlich verstdrkt
—angestofen vor allem durch die Vorschlédge der
Hartz-Kommission — auf andere Ansétze gesetzt,
z.B. Personal-Service-Agenturen, Ich-AGs sowie
Mini-und Midijobs. Gleichzeitig wurden unter
der Leitlinie des ,Forderns und Forderns“ zahl-
reiche Reformen umgesetzt, die auf eine Aktivie-
rung von Arbeitslosen zielen und dabei auch
Einschnitte bei der Bezugsdauer und beim Ni-
veau der Transferleistungen sowie eine Verschér-
fung der Zumutbarkeitskriterien beinhalteten.
Mit der weitreichendsten Reform, nédmlich der
Zusammenfiihrung der Arbeitslosen- und So-
zialhilfe in einem einheitlichen System der Grund-
sicherung, wurde — wie nunmehr durch die ers-
ten verfiigharen Daten zur Zahl der Erwerbsté-
tigen, die Anspruch auf erginzende Leistungen
haben, deutlich geworden ist — bereits ein all-
gemeiner, flichendeckender und unbefristeter
Kombilohn geschaffen, der niedrige Erwerbsein-
kommen im Haushaltskontext bedarfsgeprift auf
ein Mindestniveau aufstockt. Die weitaus grofte
Gruppe der Kombilohn-Beziehenden im weite-
ren Sinne sind jedoch die 6,5 Millionen Minijob-
ber/innen, deren Verdienst steuer- und sozialab-
gabenfrei bleibt, ohne dass hierbei Bezug auf
ihre Bediirftigkeit genommen wird. Daneben
existiert bereits eine Reihe von zielgruppenspe-
zifischen und zeitlich befristeten Fordermoglich-
keiten mit Kombilohn-Charakter.

Beziiglich der Beschiftigungseffekte ist fest-
zuhalten, dass die befristeten und zielgruppen-
spezifischen Modellprojekte bislang keinen Be-
weis erbracht haben, dass Kombiléhne zu einer
Ausweitung der Beschéftigung oder zur nach-

haltigen Verbesserung der Beschéftigungschan-
cen benachteiligter Arbeitsloser beitragen kon-
nen. Ebenso wenig wie die (relativ geringen)
Fallzahlen der befristeten Kombil6hne sagt auch
die zahlenmBig hohere Inanspruchnahme der
flaichendeckenden und unbefristeten Kombiloh-
ne —insbesondere des aufstockenden ALG I und
der Minijobs — noch nichts iiber deren Beschéf-
tigungseffekte aus. Der Niedriglohnsektor, auf
dessen Ausweitung die Kombilohne zum Teil
explizit zielten, hat seit Mitte der neunziger Jah-
re in Deutschland zwar deutlich an Bedeutung
gewonnen und der Anteil der Niedriglohnbe-
schiftigung liegt seit etwa 2000 sogar iiber dem
EU-Durchschnitt (vgl. European Commission
2004). Diese Entwicklung hat allerdings den
weiteren Riickgang der Erwerbsquote von gering
Qualifizierten und deren iiberdurchschnittliche
Betroffenheit von Arbeitslosigkeit nicht verhin-
dern konnen (vgl. auch Abbildung 4 in Teil
3.4.1).

Die arbeitnehmerseitigen Kombiléhne ha-
ben aber z.T. dazu beigetragen, dass der deut-
liche Zuwachs von Niedriglohnen in den vergan-
genen Jahren staatlicherseits abgefedert wurde:
Wie eine Analyse des DIW gezeigt hat, féllt der
Anstieg der Netto-Niedriglohne deutlich mode-
rater aus als bei einer Betrachtung der Brutto-
Lohne (vgl. Brenke 2006). Insofern tragen diese
Kombilohne zumindest zum eingangs erwdhnten
Ziel 3 (Armutsvermeidung) bei.

Im Gegenzug fillt die Bilanz fiir die Errei-
chung des Ziels 4 — der Vermeidung zusétzlicher
Belastungen filir den Staatshaushalt — weniger
giinstig aus. Da es in Deutschland keine verbind-
liche Lohnuntergrenze durch Mindestlohne gibt,
die Tarifbindung riickldufig ist und zudem auch
tarifliche Niedrigstlohne keine Seltenheit sind,
steht Unternehmen die Moglichkeit offen, die
staatliche Abfederung niedriger Lohne durch
Kombilohne zu nutzen, um Lohne zu senken oder
einzufrieren. Von der Ausweitung niedriger
Lohne, die natiirlich auch eine ganze Reihe an-
derer Ursachen hat, waren dabei nicht nur ge-
ring Qualifizierte betroffen, sondern im hohem
MaBe auch formal Qualifizierte, die etwa drei



Viertel der Niedriglohnbeschéftigten in Deutsch-
land stellen (vgl. Bosch/Kalina 2005; Kalina/
Weinkopf 2006a). Anders als z.T. behauptet (vgl.
z.B. Eichhorst 2006: 14), sind von Niedriglohnen
in Deutschland zudem keineswegs nur Zuver-
diener/innen betroffen, sondern oftmals auch
Vollzeitbeschéftigte. Die Auswirkungen des stei-
genden Anteils von Niedriglohnen betreffen nicht
nur die finanzielle Situation privater Haushalte,
sondern gehen durch die entgangenen Steuern
und Sozialversicherungsabgaben auch mit einer
Belastung des Staatshaushaltes einher. Hinzu
kommen die Kosten fiir die Kombiléhne selbst.

Die aktuellen Vorschlige fiir Kombilohne,
die in 2.3 kurz beschrieben und kommentiert
worden sind, beinhalten unterschiedliche An-
sitze, um das Problem zusétzlicher finanzieller
Belastungen zu vermeiden oder zu begrenzen.
Bei den zeitlich befristeten und zielgruppenspe-
zifischen Kombilohn-Modellen aus Nordrhein-

Westfalen und Niedersachsen soll dies vorrangig
durch eine begrenzte Zahl von Férderfdllen und
Ersparnisse beim Arbeitslosengeld II erreicht
werden. Beim ifo-Konzept und beim Vorschlag
des ZEW (Spermann) soll die Finanzierung der
Kombilohne durch parallele Kiirzungen des
Niveaus der Grundsicherung sichergestellt wer-
den, wobei allerdings die Kosten fiir 6ffentliche
Ersatzbeschiftigung vermutlich deutlich unter-
schétzt werden. Bei der ,Magdeburger Alterna-
tive“ werden Einsparungen von Transferleistun-
gen sowie zusétzliche Steuern und Sozialabgaben
aus den zusétzlichen Arbeitspldtzen zur Gegen-
finanzierung der arbeitgeberseitigen Kombil6h-
ne eingesetzt. Beim Progressiv-Modell der Grii-
nen wird die Frage der Finanzierung explizit
offen gelassen. Wie sich diese Konzepte in ver-
schiedene Reformoptionen einpassen, wird in
Teil 4 analysiert.
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3. Kombiléhne in ausgewahlten Landern:
USA, GroBbritannien, Frankreich

In Reaktion auf die eingangs beschriebenen
Problemlagen wurden Kombilohne in anderen
Lindern in verschiedenen Kombinationen mit
anderen Elementen des Sozialsystems (Niveau
der Mindestsicherung, Hohe des gesetzlichen
Mindestlohnes, Steuer- und Abgabenbelastung)
eingefiihrt oder ausgeweitet. Wir konzentrieren
uns hier auf die USA, Grofbritannien und Frank-
reich, weil diese drei Lander fiir unterschiedliche
Systeme und Reformpfade stehen, aber gleich-
zeitig — im Unterschied zu Deutschland — alle
einen gesetzlichen Mindestlohn haben. Die un-
terschiedlichen Varianten des Zusammenspiels
von Kombi- und Mindestlohnen sowie des Ni-

veaus der Mindestsicherung lassen sich schlag-

lichtartig folgender MaBen charakterisieren:

e Kombilohne als Ersatz fiir existenzsichernde
Mindestlohne und Mindesteinkommen (USA)

e Kombilohne zur Abstiitzung und Ergdnzung
von existenzsichernden Mindestlohnen und
Mindesteinkommen (Frankreich)

e Mindestlohne zur Abstiitzung existenzsichern-
der Kombilohne (GroBbritannien)

In Ubersicht 4 wird ein erster Uberblick gegeben

zu einigen zentralen Parametern in den drei

Liandern, die deutlich machen, in welch unter-

schiedliche Konstellationen die jeweiligen Kom-

bilohnansétze eingebettet sind.

Ubersicht 4: Zentrale Eckpunkte der untersuchten Linder

Niveau der Mindestsicherung im

Verhaltnis zu relativen Armutsgrenze  erheblich niedriger

(50% Median Aquivalenzeinkom-
men — MAE)

(13 bis 47 %)

etwa gleich (bei
kinderlosen Paaren)
bzw. héher
(100 bis 116 %)

knapp niedriger
(90 bis 97 %)

ca. 20% aller Haus-  ca. 25 % aller Haus-
halte relativ groB-

zUgig nur fur Haus-
halte mit Kindern

Verbreitung und Niveau
arbeitnehmerseitiger Kombiléhne

ca. 7% aller
Haushalte groBzligig
far Haushalte

halte insgesamt
vergleichsweise

niedrige Subvention mit Kindern

* FUr die Berechnung des relativen Niveaus der Mindestsicherung wurde der Nettobetrag der Mindestsicherung (erste Zeile
in den Lander-Ubersichten) ins Verhaltnis gesetzt zur jeweiligen relativen Armutsgrenze (vierte Zeile der Ubersichten)

Quelle: Eigene Zusammenstellung aus den Ubersichten 5-7 sowie den Teilen 3.1 bis 3.3

(und dort angegebenen Quellen).



3.1 USA

In den USA ist das Niveau der Mindestsicherung
traditionell sehr niedrig. Im Jahr 2004 lagen die
Leistungen der Grundsicherung je nach Haus-
haltskonstellation bezogen auf die relative Ar-
mutsgrenze (50% des Medianen Aquivalenzein-
kommens — MAE) zwischen 13 und knapp 47 %,
wobei das relativ héhere Niveau ausschlieBlich
fiir Haushalte mit Kindern gilt und ergédnzende
Leistungen durch ,,Food Stamps*® bereits beriick-
sichtigt sind. Auch der staatliche Mindestlohn,
der 2004 bei Vollzeitarbeit 893 US-$ pro Monat
betrug, liegt selbst bei allein Stehenden unterhalb
der relativen Armutsgrenze.!! Bei Paaren mit
zwei Kindern liegt der Brutto-Verdienst aus einer
Vollzeitbeschiftigung auf Mindestlohn-Niveau
nur bei etwa 88% der ohnehin niedrigen Min-
destsicherung und entspricht nur gut 41% der
relativen Armutsgrenze. Vor diesem Hintergrund
erfiillen die arbeitnehmerseitigen Kombilohne
in den USA vor allem auch eine wichtige Funk-
tion zur Verringerung der Armut trotz Erwerbs-
tatigkeit.

Mit dem , Earned Income Tax Credit® (EITC)
wurden in den USA bereits im Jahr 1975 Steuer-
gutschriften eingefiihrt, die niedrige Erwerbsein-
kommen insbesondere fiir Haushalte mit Kindern
aufstocken sollen. Eine wichtige Besonderheit
dieses unbefristeten Kombilohns besteht darin,
dass der Forderbetrag mit zunehmendem Brut-
toeinkommen zunéchst ansteigt und erst ab einer
bestimmten Einkommensgrenze sukzessive wie-
der abgeschmolzen wird. Eingefiihrt wurde der
EITC urspriinglich als Ergdnzung zum Mindest-
sicherungssystem: Priméres Ziel war es, eine
Arbeitsaufnahme finanziell attraktiver zu gestal-
ten flir Familien, die Leistungen aus dem Min-
destsicherungssystem erhielten (vgl. Ventry
2000: 1013f£)).

Ausgestaltung und Ziele des EITC haben sich
iiber die Jahrzehnte jedoch verdndert. Die Hohe

der Steuergutschriften wurde immer wieder
angehoben, um Reallohnsenkungen im unteren
Einkommensbereich abzufedern. Der EITC ent-
wickelte sich dariiber zunehmend zu einem
LAnti-Armutsprogramm® (vgl. Peter 2005: 4). Da
der staatliche Mindestlohn nicht regelmafig
angepasst wurde, verlor er ab Ende der siebziger
Jahre inflationsbedingt zusehends an Wert (vgl.
Abbildung A1 im Anhang). Wéhrend in den
siebziger Jahren ein Vollzeitverdienst auf Min-
destlohnniveau noch ausgereicht hatte, um das
Einkommen einer dreikdpfigen Familie iiber die
offizielle Armutsgrenze'? zu heben, unterschritt
der Mindestlohn diese Grenze im Jahr 1986
bereits um 20% (vgl. Ventry 2000: 1002). Statt
dieses Problem durch eine Erhohung des Min-
destlohnes anzugehen, wurde der EITC sukzes-
sive erhoht, um die sinkenden Lohne im unteren
Einkommensbereich abzufedern.

Der EITC hat sich somit von einem anfang-
lich komplementéren Element zu einem Ersatz
fiir existenzsichernde Mindestlohne entwickelt,
von dem allerdings vorrangig nur Erwerbstétige
mit Kindern profitieren. Trotz einer leichten
Anhebung des Mindestlohnes Mitte der neun-
ziger Jahre ist es bis heute weitgehend bei dieser
L~Aufgabenverteilung“ geblieben. In den neun-
ziger Jahren ist der EITC zudem zunehmend
auch an die Stelle der Mindestsicherung bei
Erwerbslosigkeit getreten, nachdem die bis da-
hin unbefristeten Leistungen des Mindestsiche-
rungssystems durch die ,,Temporary Assistance
for Needy Families“ (TANF) ersetzt worden wa-
ren, die Erwachsenen nur noch fiir maximal fiinf
Jahre wihrend des gesamten Erwerbslebens
gewdhrt wird. In Verbindung mit dem aufer-
gewohnlich starken Wirtschaftsaufschwung und
zunehmenden Verhaltensauflagen fiir Empfan-
ger/innen von Transferleistungen (etwa im Pro-
gramm ,Wisconsin Works’) fithrte dies zu einem
weiteren Anstieg der Zahl der EITC-Berechtigten,
wahrend die Zahl der Personen mit Anspruch

11 Zu beachten ist dabei, dass in einer Reihe von Bundesstaaten (aktuell in 19) hohere Mindestlshne gesetzlich vorgeschrieben
sind; die Mehrzahl liegt zwischen 6,15 $ und 7,50 $, der hochste Mindestlohn gilt in San Francisco mit 8,50 $ (Quelle: U.S.

Department of Labor).

12 Die offizielle Armutsgrenze in den USA liegt deutlich unter dem Niveau der relativen Armutsgrenze in Héhe von 50 oder 60%

MAE, die wir hier meist heranziehen.
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auf Leistungen der Mindestsicherung in manchen
Bundesstaaten um bis zu 80% sank (vgl. Ventry
2000: 1007).

Wie aus Ubersicht 5 hervorgeht, ist der EITC
in erster Linie als Steuergutschrift fiir Personen
mit Kindern konzipiert. Aufgrund der extrem
niedrigen Mindestsicherung fiir Alleinstehende
und Paare ohne Kinder fithrt die Aufnahme einer
niedrig entlohnten Arbeit bei ihnen auch ohne
EITC zu einer deutlichen Erh6hung des verfiig-
baren Einkommens. Ein (Vollzeit-)Verdienst auf
Mindestlohniveau reicht aufgrund dessen gerin-
ger Hohe jedoch nur bei einer alleinstehenden
Person aus, um ihr Einkommen {iber die offizielle
Armutsgrenze zu heben. Zugleich ist damit auch
die Einkommensgrenze bereits erreicht, bis zu
der das Einkommen durch den EITC aufgestockt
wird. Alleinstehende Personen profitieren daher
nur vom EITC, wenn sie einer Teilzeitarbeit
nachgehen und weniger verdienen als ein Voll-

zeit-Mindestlohn. Das Gros der Forderung ent-
fallt hingegen auf Alleinerziehende oder Paare
mit Kindern. Nach Berechnungen von Peter
(2005) reicht bereits eine Teilzeitarbeit mit 30
Wochenstunden auf Mindestlohnniveau aus, um
das Einkommen einer Alleinerziehenden mit
zwei Kindern durch EITC und Food Stamps auf
ein Niveau oberhalb der offiziellen Armutsgren-
ze zu heben. Auf der anderen Seite reichen die
Steuergutschriften aufgrund des geringen An-
rechnungssatzes im Ausstiegsbereich (7,65%) in
einen relativ hohen Einkommensbereich hinein
— bei Paaren mit zwei Kindern lauft die EITC-
Forderung beispielsweise erst bei einem Jahres-
einkommen von tiber 37.000 US-$ aus.
Anspruch auf den EITC haben inzwischen
gut 20% aller Haushalte (vgl. OECD 2003: 119),
was auch damit zusammen hiangen diirfte, dass
Niedrigstlohne unterhalb von 50% des Median-
lohns in den USA mit 23% der Beschéftigten

Ubersicht 5: Kombilohn, Mindestsicherung und Mindestléhne in den USA (in US-$) 2004

Allein-
stehende/r

Allein-
Paar ohne . Paar,
. erziehende/r .
Kinder ) 2 Kinder
2 Kinder

Mindestlohn (Vollzeit Brutto)

Relative Armutsgrenze
50% MAE (Netto)*

1.080

Forderhochstbetrag 33,25

1.527 1.870 2.159

33,25

*  Daten zur relativen Armutsgrenze 50% des Medialen Aquivalenzeinkommens beziehen sich auf das Jahr 2000
** Daten zum Earned Income Tax Credit (EITC) beziehen sich auf das Jahr 2005

Quelle: Mindestlohne: Eurostat (Regnard 2005); Mindesteinkommen: OECD 2006; Relative Armutsgrenze:
OECD 2004; Armutsgrenze USA: U.S. Census Bureau; EITC: Kaltenborn/Knerr 2006

13 Diese Angaben entstammen den Berechnungen der OECD (2006). Zur Methodik der Berechnungen siehe auch den Kasten 1 im

Anhang.



(2003) weit verbreitet sind (vgl. OECD 2006,
Figure W 5.5) und der gesetzliche Mindestlohn
kaum dazu beitrédgt, dies einzuddmmen, weil er
auf noch deutlich niedrigerem Niveau (ca. 33%
des Medians) liegt. Zum Vergleich: In den EU-
Ldndern lag der durchschnittliche Anteil von
Niedriglohnen im Jahr 2000 bei 15,1%, wobei
zusétzlich zu beriicksichtigen ist, dass diesem
Wert eine hohere Niedriglohngrenze (zwei Drit-
tel des Medians) zugrunde liegt (vgl. European
Commission 2004).

Zusammenfassend lassen sich die arbeit-
nehmerseitigen Kombilohne in den USA als Er-
satz fiir eine existenzsichernde Mindestsicherung
charakterisieren, die zudem in nennenswerter
Hohe nur Haushalten mit Kindern offen stehen.
Ein zentrales Ziel ist die Reduzierung der Armut
trotz Erwerbstétigkeit, die auch aufgrund des
niedrigen Niveaus des staatlichen Mindestlohns
besonders verbreitet ist.

3.2 GroBbritannien

GroBbritannien, das lange Zeit als européisches
Pendant zum US-amerikanischen System mit
einem niedrigen Niveau der Mindestsicherung
galt, hat sich hiervon durch die umfassenden
Reformen seit Mitte der neunziger Jahre deutlich
abgesetzt. Inzwischen liegt das Niveau der Min-
destsicherung fiir Erwerbslose bei allen hier
betrachteten Haushaltskonstellationen iiber der
relativen Armutsgrenze und damit weitaus hoher
als in den USA (vgl. Ubersicht 5). Der gesetzliche
Mindestlohn, der 1999 auf relativ niedrigem
Niveau eingefiihrt wurde, liegt nach den deut-
lichen Erhéhungen in den vergangenen Jahren
inzwischen auf einem im internationalen Ver-
gleich mittleren Niveau (etwa 45% des Median-
lohnes). Parallel hierzu wurden die arbeitneh-
merseitigen Kombilohne in Form von Steuergut-
schriften fiir gering Verdienende deutlich ange-
hoben und auch auf Haushalte ohne Kinder

ausgeweitet. Obwohl der britische Kombilohn in
seinen Grundprinzipien dem amerikanischen
EITC dhnlich ist, weist er wichtige Unterschiede
im Detail auf und entfaltet aufgrund seiner Ein-
bettung in ein wesentlich grof3ziigiger bemes-
senes Mindestsicherungssystem und im Zusam-
menwirken mit dem héheren gesetzlichen Min-
destlohn andere Wirkungen.

Bereits in den siebziger Jahren wurden
arbeitnehmerseitige Kombilohne (Family Credit)
als fiir gering Verdienende mit dem Ziel einge-
fiihrt, die real sinkenden L.ohne am unteren Rand
des Lohnspektrums aufzustocken. Ahnlich wie
in den USA gab es auch hier damals keine poli-
tischen Mehrheiten fiir einen existenzsichernden
Mindestlohn. Der Konsens, die wachsende Loh-
nungleichheit durch sozialpolitische Ma3nahmen
abzufedern, anstatt ihr durch Mindestlohne ent-
gegenzuwirken, hielt sich bis Ende der neunziger
Jahre. In diesem Zeitraum wurden die Steuer-
gutschriften mehrfach erhéht und besser mit
dem Mindestsicherungssystem abgestimmt.!*
Der Anstieg der Arbeitslosigkeit seit den achtzi-
ger Jahren und die weiterhin wachsende Loh-
nungleichheit fiihrten jedoch zu einer starken
Ausweitung der Armut, die sich in hohem Ma@e
auf Haushalte mit Kindern konzentrierte. 1996
wuchsen 25% der Kinder in einkommensarmen
Haushalten (unter 60% des MAE) auf (vgl. HM
Treasury 2005 - zitiert nach Peter 2006: 7), wo-
bei es sich vielfach um Haushalte ohne erwerbs-
titige Personen handelte. Die Einkommensarmut
betraf jedoch zunehmend auch Erwerbstétige.
Zum wachsenden Ausmalf} von Niedriglohnen
trug wesentlich bei, dass die konservative Regie-
rung in den achtziger Jahren die so genannten
~Wage Councils“ abschaffte, die zuvor unter
Mitwirkung von Gewerkschaften und Arbeitge-
bern fiir Wirtschaftszweige ohne effektive Tarif-
bindung branchenbezogene Mindestlohne fest-
gelegt hatten (vgl. Bosch/Weinkopf 2006a).

Nach dem Regierungsantritt der Labour-
Partei im Jahr 1997 stand ein Umbau des So-

14 So wurde etwa im Jahr 1992 die Mindestgrenze von 30 Wochenstunden, ab der ein Anspruch auf den Kombilohn bestand, auf
16 Stunden abgesenkt und damit nahtlos an die Sozialhilfe (Income Support) angeschlossen, welche nur bis zu einer wochent-

lichen Arbeitszeit von maximal 15 Stunden gewdhrt wurde.
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zialstaates auf der Tagesordnung. Oberste Prio-
ritédt hatte fiir die Verfechter/innen des ,Dritten
Weges" in GroBbritannien die Bekdmpfung der
Kinderarmut. Verschiedene Malinahmen zielten
daher darauf ab, die Einkommenssituation von
Familien auch unabhdngig vom Erwerbsstatus
der Eltern zu verbessern. So wurden die kinder-
bezogenen Leistungen im Rahmen der Sozial-
bzw. Arbeitslosenhilfe erhoht. Im Jahr 2003
wurden diese Leistungen ersetzt durch einen
bediirftigkeitsgepriiften Kindergeldzuschlag
(Child Tax Credit — CTC), eine Steuergutschrift
fir Familien mit Kindern, die zuséitzlich zum
einkommensunabhédngigen Kindergeld (Child
Benefit) gewédhrt wird. Fiir Haushalte mit Kin-
dern, die Anspruch auf Steuergutschriften haben,
werden zudem seit 1999 70% der Kinderbe-
treuungskosten bis zu einer Obergrenze von
gegenwartig bis zu 910 £ (bei zwei Kindern) pro
Monat iibernommen (vgl. Kaltenborn/Knerr
2006: 37). Die hohen Zuschiisse fiir Kinder-
betreuungskosten sind auch vor dem Hinter-
grund zu verstehen, dass in Grobritannien das

Angebot an Kinderbetreuung in h6herem Mafe
marktformig organisiert und fiir Eltern mit hohen
Kosten verbunden ist: So zeigt ein Vergleich von
Kinderbetreuungskosten (einschlieBlich aller
steuerlichen Begiinstigungen und kinderbezo-
genen Transfers) in 23 OECD-Landern (Immer-
voll/Barber 2006), dass Deutschland hier den
letzten Rang belegt, also die Inanspruchnahme
von Kinderbetreuung fiir Eltern die geringsten
Kosten verursacht, wihrend GrofBbritannien und
die USA im oberen Drittel zu finden sind.
Daneben wurden auch die monetdren An-
reize fiir eine Arbeitsaufnahme verbessert und
durch aktivierende arbeitsmarktpolitische Maf3-
nahmen mit einem Mix aus ,,Fordern und For-
dern® flankiert. Besondere Zielgruppen waren
hier zum einen Jugendliche und zum anderen
Alleinerziehende, deren Erwerbsquote Mitte der
neunziger Jahre deutlich unter der durchschnitt-
lichen Frauenerwerbsquote lag. Auch die Er-
werbsquote gering Qualifizierter war stark ge-
sunken. Um die Abgabenlast fiir gering Verdie-
nende zu verringern, wurde ein Freibetrag in

Ubersicht 6: Kombilohn, Mindestsicherung und Mindestléhne in GroBbritannien (in £) 2004

. Allein-

Allein- Paar ohne . Paar,

. erziehende/r .
stehende Kinder 2 Kinder

2 Kinder

Mindestlohn (Brutto) 4,5 pro Stunde, 180 pro Woche (40h), 780 pro Monat

Kombilohn (WTC)*":

Einkommensgrenze, ab
der Hochstbetrag 1.159 1.159 1.159 1.159
reduziert wird (Brutto)

*  Daten zur relativen Armutsgrenze 50% des Medialen Aquivalenzeinkommens beziehen sich auf das Jahr 2000
**  Daten zum Working Tax Credit (WTC) beziehen sich auf das Jahr 2005

Quelle: Mindestldhne: Eurostat (Regnard 2005); Low Pay Commission 2005; Mindesteinkommen:
OECD 2006; Relative Armutsgrenze: OECD 2004; WTC: Kaltenborn/Knerr 2006



der Sozialversicherung (gegenwiértig 94 £ pro
Woche) eingefiihrt und der Eingangssteuersatz
reduziert (vgl. Peter 2006: 17f.). Zudem wurden
im Rahmen des zum ,Working Families Tax
Credit* (WFTC) umbenannten Kombilohnes die
hohen Transferentzugsraten von 70% auf zu-
nachst 55% und spéter sogar auf 37 % gesenkt,
die Steuergutschriften erhéht und durch die Zu-
schiisse fiir Kinderbetreuungskosten ergédnzt. Im
Jahr 2003 wurde der Kombilohn auch auf kin-
derlose Erwerbstitige ausgeweitet und in ,,Wor-
king Tax Credit” (WTC) umbenannt. Allerdings
erhalten kinderlose Paare und Alleinstehende
Steuergutschriften erst ab einer wiochentlichen
Arbeitszeit von 30 Stunden und die Zuschiisse
sind insgesamt niedriger.

Bereits vor der Ausweitung der Kombilohne
war im Jahr 1999 in GroBbritannien ein natio-
naler Mindestlohn eingefiihrt worden, dessen
Einfiihrung u.a. auch damit begriindet wurde,
dass auf diese Weise einem Missbrauch des
Sozialsystems durch Betriebe entgegengewirkt
werden solle. Ohne eine Lohnuntergrenze kénn-
ten sie die Lohne in der Gewissheit senken, dass
der Steuerzahler die Differenz ausgleiche (vgl.
Bosch/Weinkopf 2006a). Der Mindestlohn wurde
damit als ein unterstiitzendes Element einge-
fithrt, um Spielrdume fiir hohere Subventionen
niedriger Erwerbseinkommen im Haushalts-
kontext und eine Ausweitung des Kreises der
Begiinstigten zu erdffnen. Allerdings liegt selbst
die aktuelle Hohe des gesetzlichen Mindestlohnes
(seit Oktober 2005: 5,05 £ pro Stunde) bei einem
Vollzeitverdienst nur fiir Haushalte ohne Kinder
iiber der relativen Armutsgrenze und hoher als
die Mindestsicherung auf dem Niveau von 2004.

Nach Angaben der britischen Finanzverwal-
tung wurden im Durchschnitt der Jahre 2004
und 2005 4,5 Millionen Haushalte mit Erwerbs-
tatigen durch WTC und CTC unterstiitzt; davon
erhielten knapp 1,7 Millionen Haushalte auch
oder ausschlieBlich den WTC (HM Revenues and
Customs 2006). Dies entspricht 7% aller Haus-

halte. Im Vergleich zum Jahr 1997 hat sich damit
die Zahl der Bezieher/innen der Steuergutschrif-
ten mehr als verdoppelt (ONS 2006). Ubersicht
6 zeigt, welche Haushaltskonstellationen in wel-
cher Weise im Zusammenspiel mit dem Mindest-
lohn und im Kontext des britischen Sozialsystems
vom WTC profitieren.

Ahnlich wie in den USA profitieren insbe-
sondere Haushalte mit Kindern von den Kombi-
l6hnen. Aufgrund der geringen Freibetrdge bei
der Anrechnung von Erwerbseinkommen auf die
Mindestsicherung (Arbeitslosenhilfe, Wohngeld)
liegt der Netto-Verdienst aus einer auf dem Ni-
veau des Mindestlohns bezahlten Téatigkeit von
30 Wochenstunden kaum iiber dem Anspruch
auf Mindestsicherung bzw. sogar leicht darunter
(vgl. Kaltenborn/Knerr 2006: 32). Obwohl ab
einer Arbeitszeit von 30 Wochenstunden ein ho-
herer Zuschlag gewdhrt wird und die Entzugs-
raten des WTC auf 37% gesenkt wurden, setzt
der WTC Kaltenborn/Knerr (2006: 38) zufolge
fiir Niedrigverdiener-Haushalte mit Kindern in
erster Linie einen Anreiz zur Aufnahme einer
nicht-geringfiigigen Teilzeitbeschéftigung (iiber
16 Stunden), aber nicht notwendig fiir eine Be-
schiftigung mit h6herem Stundenvolumen. Das
liegt daran, dass bei 30 Wochenstunden auf
Mindestlohnniveau noch Anspruch auf Wohngeld
besteht und das nach Anrechnung auf den WTC
verbleibende Nettoerwerbseinkommen auf das
Wohngeld zu 85% angerechnet wird.

Der bereits angesprochene neue Freibetrag
in der Sozialversicherung gilt auch fiir die arbeit-
geberseitigen Sozialabgaben. Insofern wurde
zusétzlich zu den arbeitnehmerseitigen Kom-
bilohnen auch eine arbeitgeberseitige Subvention
eingefiihrt, die die Abgabenlast insbesondere fiir
Arbeitspldtze mit relativ niedriger Entlohnung
verringert: Bei einem Vollzeitjob mit einem Ver-
dienst in Hohe von 60% des Medianlohnes (2003:
ca. 228 £ pro Woche) liegt der Anteil der arbeit-
geberseitigen Sozialabgaben bei rund 7,5%.1°

15 Die Abgabenbelastung wurde auf Basis folgender Angaben errechnet: Die OECD beziffert den Mindestlohn auf 44,1% des
Medianlohns im Jahr 2003 (OECD 2006). Da der Mindestlohn in diesem Jahr 4,20 £ betrug, betrégt der auf 60% des Medianlohns
hochgerechnete Stundenlohn 5,71 £. Bei einer 40-Stunden-Woche ergibt dies einen Wochenlohn von 228 £. Die Arbeitgeber-
betrdge sind auf Basis der Angaben von Kaltenborn/Knerr (2006) fiir das Jahr 2005 errechnet (12,8 % fiir wochentliche Brutto-

entgelte oberhalb von 94 £).
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die
arbeitnehmerseitigen Kombil6hne in GroBbritan-
nien ergdnzend zu einer im Vergleich zu den USA
deutlich héheren Mindestsicherung und einem
ebenfalls hoheren gesetzlichen Mindestlohn ge-
wiahrt werden. Haushalte mit Kindern profitieren
dabei neben héheren Steuergutschriften auch
von den in den WTC integrierten Zuschiissen fiir
Kinderbetreuungskosten.

3.3 Frankreich

Frankreich hat Mainahmen zur Férderung der
Niedriglohnbeschéftigung in den neunziger Jah-
ren zundchst auf die Arbeitgeberseite konzen-
triert, indem die Sozialversicherungsbeitrége fiir
Arbeitsplidtze mit niedrigen Stundenlohnen redu-
ziert wurden. Aktuell werden diese Entlastungen
fiir Arbeitsverhéltnisse bis zum 1,6-fachen des
gesetzlichen Mindestlohnes SMIC gewéhrt, der
mit 8,03 € pro Stunde sowohl absolut als im
Vergleich zum Durchschnittseinkommen (ca.
60% - vgl. OECD 2006, Figure W3.3) deutlich
hoher liegt als in GrofBbritannien und den USA.

Insbesondere durch die gesetzliche Einfiih-
rung der 35-Stunden-Woche im Jahr 1997 wur-
de der Mindestlohn iiberproportional angehoben,
da die Stundenreduzierung fiir Mindestlohn-
beziehende mit vollem Lohnausgleich erfolgte.
Als Kompensation hierfiir wurden auch die
arbeitgeberseitigen Subventionen ausgeweitet
(vgl. LHorty 2006). Insofern dienen diese Sub-
ventionen also auch zur Abstiitzung eines relativ
hohen Mindestlohnes — &hnliche Subventionen
haben auch andere Lander mit vergleichsweise
hohen Mindestlohnen (z. B. Belgien, Niederlan-
de) in den 1990er Jahren eingefiihrt. Die Abga-
benentlastungen auf Seiten der Arbeitgeber sind
degressiv gestaltet, sinken also mit steigender
Lohnhohe. Bei Arbeitsplidtzen auf Mindestlohn-
Niveau werden die Sozialabgaben um 26 Pro-
zentpunkte reduziert und betragen anstelle von
fast 40% noch 13,6% (vgl. Gafsi et al. 2005).
Daran wird auch deutlich, dass nicht nur der
Mindestlohn, sondern auch die reguldren Sozial-

abgaben deutlich hoher liegen als in den angel-
sdchsischen Landern, aber auch als in Deutsch-
land. Die Gesamtkosten fiir die Abgabenentlastun-
gen beliefen sich im Jahr 2003 auf 19,5 Mrd. €.

Neben den arbeitgeberseitigen Kombiloh-
nen wurde im Jahr 2000 mit der ,Prime pour
I’Emploi“ (PPE) auch ein arbeitnehmerseitiger
Kombilohn eingefiihrt, mit dem Einkommen aus
abhéingiger oder selbstéindiger Tétigkeit fiir allein
Stehende bis zur Hohe des 1,4-fachen Vollzeit-
Mindestlohnes (2005: 16.659 €) bezuschusst
werden. Bei Alleinerziehenden und Paaren mit
Kindern liegen die Grenzen hoher. 2004 lag der
Hochstbetrag der Forderung fiir Paare mit zwei
Kindern bei 125 € pro Monat (vgl. Ubersicht 7).
Fir alle Haushaltskonstellationen gibt es ein
Mindesteinkommen, ab dem die Pramie gewéhrt
wird. Es liegt bei 30% eines Jahreseinkommens
aus einer Vollzeittdtigkeit auf Mindestlohnni-
veau (vgl. Cour des Comptes 2006: 286) und
betrug im Jahr 2005 3.570 € (vgl. Kaltenborn/
Knerr 2006: 26f).

Im Jahr 2004 erhielten rund 8,8 Millionen
Haushalte die Beschiftigungsprdamie, dies ent-
spricht rund 25% aller Haushalte. Die Kosten
lagen bei 2,45 Mrd. €, was einer durchschnitt-
lichen Fordersumme pro Haushalt von 280 €
jéhrlich entsprach (vgl. Cour des Comptes 2006:
289). Im Vergleich zu den Einkommensbeihilfen
in GroBbritannien und den USA féllt die franzo-
sische Beschiftigungspramie damit relativ be-
scheiden aus, was insbesondere fiir Haushalte
mit Kindern gilt: Auch nach den bereits beschlos-
senen Erhohungen wird der Zuschuss im Jahr
2007 maximal 67 € monatlich fiir Alleinstehen-
de und 140 € fiir Familien mit zwei Vollzeitbe-
schiftigten und zwei Kindern betragen (vgl.
Kaltenborn et al. 2006: 20). AuBlerdem wird die
Prdmie bereits unterhalb eines Vollzeiteinkom-
mens auf Mindestlohnniveau wieder reduziert
(vgl. Ubersicht 7).

Die aktuellen Erh6hungen zielen insbeson-
dere auch auf verbesserte Anreize fiir Teilzeit-
beschiiftigte. So hatte unter anderem der franzo-
sische Rechnungshof beméngelt, dass die Anreize
fiir diese Beschéftigtengruppe zu gering seien:



Ubersicht 7: Kombilohn, Mindestsicherung und Mindestléhne in Frankreich (in €) 2004

Allein-
stehende/r

Allein-

Paar ohne
erziehende/r

Kombilohn (PPE)*":

Einkommensgrenze, ab der
Hoéchstbetrag reduziert wird

992

992 992 992

*  Daten zur relativen Armutsgrenze 50 % des Medialen Aquivalenzeinkommens beziehen sich auf das Jahr 2000
**  Daten zum Prime pour L'Emploi (PPE) beziehen sich auf das Jahr 2005
*** Erste Angabe bezieht sich auf Alleinverdiener-Paar, zweite Angaben auf Doppelverdiener-Paar

Quelle: Mindestléhne: Eurostat (Regnard 2005); Mindesteinkommen: OECD 2006;
Relative Armutsgrenze: OECD 2004; PPE: Kaltenborn/Knerr 2006

Im Fall von Alleinverdiener-Ehepaaren mit zwei
Kindern, in denen ein Partner eine mit dem
Mindestlohn bezahlte Halbtagsbeschéiftigung
aufnimmt, steigt das monatliche Nettoeinkom-
men beispielsweise lediglich um 44 € (vgl. Cour
des Comptes 2006: 288f). AuBerdem wurde
kritisiert, dass die Prdmie bislang erst nach Ab-
lauf des Steuerjahres ausbezahlt wurde. Seit
Beginn des Jahres 2006 wird sie nunmehr mo-
natlich gewahrt.

Die Beschaftigungsprdamie reicht zudem
nicht aus, um bereits bestehende monetére Feh-
lanreize im Steuer- und Transfersystem auszu-
gleichen: Mit Ausnahme der ersten sechs Monate
nach Erwerbsaufnahme werden Nettolohne voll
auf die Sozialhilfe angerechnet. Nach Angaben
der OECD (2006) entféllt der Anspruch auf So-
zialhilfe unabhéngig von der Haushaltskonstel-
lation bei einem monatlichen Einkommen von
rund 960 € vollstindig, was zu einem deutlichen
Einkommensverlust im Vergleich zum Sozial-
hilfebezug fiihren kann. Besonders grof3 fallt
dieser Bruch in der Einkommenskurve bei Al-
leinverdiener-Ehepaaren mit Kindern und bei

Alleinerziehenden aus (vgl. Abbildung A2 im
Anhang). Daher setzt bereits das Steuer- und
Transfersystem im Niedriglohnbereich in erster
Linie Anreize, eine Teilzeittdtigkeit aufzunehmen
und diese mit dem Bezug von Sozialhilfe zu kom-
binieren (vgl. Kaltenborn/Knerr 2006: 67).

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass
Frankreich im Unterschied zu den beiden ande-
ren Lindern den Schwerpunkt bei arbeitgeber-
seitigen Kombilohnen setzt. Die reduzierten
Sozialabgaben fiir Niedriglohnjobs sollen auch
dazu beitragen, das relativ hohe Niveau des ge-
setzlichen Mindestlohnes abzustiitzen. Die arbeit-
nehmerseitige Beschéftigungspriamie hat auf-
grund ihrer geringen Hohe eine vergleichsweise
geringere Bedeutung. Ein Schwerpunkt liegt auf
der Forderung von Teilzeitbeschéftigung.

3.4 Wirkungen

Wir haben uns bei der Darstellung der Ansitze
in anderen Landern weitgehend darauf be-
schrinkt, die jeweilige Ausgestaltung der Kom-
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bilohne zu beschreiben. Hierbei ist bereits deut-
lich geworden, dass deren Wirkungsweise im
Zusammenspiel mit der Ausgestaltung der Min-
destsicherung und der gesetzlichen Mindestloh-
ne betrachtet werden muss. Im Folgenden steht
im Mittelpunkt, welche Wirkungen den jewei-
ligen Ansétzen zugeschrieben werden. Dabei
wird kein detaillierter Uberblick zu vorliegenden
empirischen Studien gegeben (vgl. hierzu z. B.
Kaltenborn et al. 2006), sondern lediglich auf
ausgewdhlte Ergebnisse eingegangen. Einschrin-
kend ist hierbei vorab anzumerken, dass die
vorliegenden Studien die in der deutschen Debat-
te besonders zentrale Frage, ob sich mit Kombi-
I6hnen zusétzliche Beschéftigung erreichen lisst,
nicht eindeutig beantworten.

3.4.1 Arbeitsangebot und Beschaftigung

Theoretisch wirken sich arbeitnehmerseitige
Kombil6hne - insbesondere, wenn sie in Ab-
héngigkeit vom Haushaltseinkommen gewé&hrt
werden — nicht automatisch positiv auf das Ar-
beitsangebot aus, weil Substitutions- und Ein-
kommenseffekte zu beriicksichtigen sind, die je
nach Haushaltskonstellation unterschiedlich wir-
ken konnen. Typischerweise wird davon ausge-
gangen, dass das Arbeitsangebot von Personen
ohne erwerbstétigen Ehepartner (alleinstehende
Personen, Alleinerziehende und Alleinverdiener-
Ehepaare) steigt, weil diese sich durch die Ein-
kommensbeihilfen unmittelbar finanziell besser
stellen. Bei Haushalten mit zwei Erwerbstétigen
kann ein Kombilohn hingegen auch dazu fiihren,
dass das Arbeitsangebot insgesamt sinkt, da die
Einkommensgrenzen, die zum Forderhochstbe-
trag berechtigen, oftmals bereits bei einem ein-
zigen Vollzeiteinkommen erreicht sind. Zusétz-
liches Einkommen reduziert daher den Einkom-
menszuschuss und erhoht damit den Grenz-
steuersatz fiir Zweitverdiener, der aufgrund des
Steuer- und Transfersystem ohnehin oft héher
ausfillt als beim Erstverdiener. Fiir alle Haus-
haltskonstellationen gilt dariiber hinaus, dass
das Arbeitsangebot zuriickgehen kann, weil die
Einkommensbeihilfe das verflighare Nettoein-

kommen erh6ht und dies ggf. zum Anlass ge-
nommen wird, die Erwerbstétigkeit einzuschran-
ken (vgl. ausfiihrlicher z.B. Kaltenborn et al.
2006; Briicker/Konle-Seidl 2006).

Vor diesem Hintergrund konzentrieren sich
vorliegende empirische Studien fiir die USA und
Grofbritannien primér auf die Arbeitsangebots-
wirkungen bei bestimmten Haushaltskonstella-
tionen - insbesondere Alleinerziehenden oder
Eltern, auf die sich die Kombilohne in beiden
Lindern im Wesentlichen ja auch konzentrieren.
In den USA stellten Alleinerziehende im Jahr
2001 61% der rund 20 Millionen geférderten
Empfingerhaushalte des amerikanischen EITC
und Paare mit Kindern machten weitere 21%
aus. Aufgrund der deutlich héheren Forderung
erhielten beide Gruppen zusammen 98% der
Fordermittel (vgl. Eissa/Hoynes 2005: 36). In
GrofB3britannien handelte es sich bei iber 84%
der Empfangerhaushalte des WTC um Alleiner-
ziehende oder Paare mit Kindern, wobei der
Anteil der Alleinerziehenden mit 46% am hochs-
ten war (HM Revenues and Customs 2006, Table
2,1).

In beiden Ladndern ist die Erwerbsbeteili-
gung Alleinerziehender in den letzten Jahren
deutlich angestiegen (vgl. Kaltenborn et al. 2006:
17; Eissa/Hoynes 2005: 27), wahrend die Er-
werbsquote von Frauen mit Kindern zumindest
in den USA leicht gesunken ist. Inwieweit die
steigende Erwerbsbeteiligung von Alleinerzie-
henden auf die Reformen der Kombilohne in
beiden Ldndern zuriickzufiihren sind, wird in
den vorliegenden Studien unterschiedlich be-
urteilt. Fiir beide Lander ist zu beriicksichtigen,
dass das auBergewohnlich hohe Wirtschafts-
wachstums in den neunziger Jahren zu einem
generellen Anstieg der Erwerbstétigkeit gefiihrt
hat, daher kann auch der Anstieg der Erwerbs-
tétigkeit Alleinerziehender nur partiell auf die
Kombilohne zuriickgefiihrt werden. So sind in
den USA nach Fang/Keane (2004) rund 33% des
Anstiegs der Erwerbsbeteiligung zwischen 1993
und 2002 auf die groBziigigere Ausgestaltung
des EITC zuriickzufiihren. Meyer/Rosenbaum
(2001) kommen fiir den Zeitraum 1984 und 1996



hingegen auf einen etwas hoheren Anteil (vgl.
Kaltenborn et al. 2006: 11). Den Effekt der Re-
duzierung der Mindestsicherung und verschérf-
te Auflagen zur Aufnahme einer Arbeit auf die
Steigerung der Erwerbsquote von Alleinerzie-
henden beziffern Fang/Keane (2004) auf 17 %.
Auch fiir GroBbritannien ermitteln die empiri-
schen Untersuchungen positive Effekte der Re-
formen auf die Erwerbsbeteiligung von Alleiner-
ziehenden. Thre Erwerbsquote ist als unmittel-
bare Folge der Reformen je nach Studie um
zwischen ein und sieben Prozentpunkten gestie-
gen (vgl. Kaltenborn et al. 2006: 171). Insgesamt
kommen die mikro6konometrischen Studien bei
allen Unterschieden beziiglich des AusmalBes der
Reformeffekte zu dem Ergebnis, dass die Kombi-
l6hne insbesondere zu einer Ausweitung der Er-
werbsbeteiligung von Alleinerziehenden beige-
tragen haben.

Weniger eindeutig sind hingegen die Effekte
auf Paare, fiir die von einigen Studien ein leicht
negativer Effekt auf die Erwerbsbeteiligung von
(potentiellen) Zweitverdiener/innen festgestellt
wird, wihrend andere keine Effekte konstatiert

haben (vgl. Kaltenborn et al. 2006: 13, 19). Fiir
GroBbritannien ermitteln einzelne Studien hin-
gegen sogar einen positiven Effekt auf den Er-
werbsumfang von Miittern mit Partnern (vgl.
Leigh 2005). Die einzige empirische Studie, die
bislang fiir die Wirkungen der ,,Prime pour 'Em-
ploi“ in Frankreich vorliegt (Stancanelli 2005),
ermittelt leicht negative Effekte auf die Erwerbs-
tiatigkeit von verheirateten Frauen. Demgegen-
iiber ergeben die Berechnungen fiir unverheira-
tete Frauen je nach angewendeter Methode leicht
positive oder leicht negative Effekte (vgl. Kalten-
born et al. 2006: 20).

Der Schwerpunkt der empirischen Untersu-
chungen zu Kombil6hnen in Frankreich liegt
jedoch auf der Evaluation der Beschéftigungs-
effekte, die die quantitativ bedeutsameren Ab-
gabenentlastungen fiir Arbeitgeber hatten. In
den Studien, die auf der retrospektiven Analyse
empirischer Daten beruhen (Crépon/Desplatz
2001; Gafsi et al. 2004; Jamet 2005), variieren
die Angaben zur Gesamtzahl neuer oder er-
haltener Arbeitsplitze zwischen 70.000 und
460.000.

Abbildung 4: Erwerbstatigenquote* von gering Qualifizierten (25-64 Jahre)
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* Die Erwerbstatigenquote ist die Anzahl der Beschaftigten geteilt durch die Anzahl an

Personen in der Altersgruppe in %.

Quelle: OECD Employment Outlook, verschiedene Jahrgange
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In einigen Studien werden dabei explizit
Wirkungen auf gering Qualifizierte oder Arbeits-
pliatze mit niedrigen Anforderungen analysiert.
Bezogen auf die Beschiftigung gering Qualifi-
zierter ist zu beachten, dass deren Erwerbs-
quote in Frankreich im Zeitraum zwischen 1994
und 2004 von 51,8 auf 59,6% angestiegen ist,
wéhrend sie in GroBbritannien und Deutschland
im gleichen Zeitraum sank bzw. auf einem rela-
tiv niedrigen Niveau verharrte (vgl. Abbildung
4).

Dies erscheint insofern bemerkenswert, als
die Gruppe der gering Qualifizierten'® in Frank-
reich dhnlich wie in GroB3britannien verhéltnis-
méBig grof ist — in beiden Lidndern haben etwa
ein Drittel der Personen im Alter zwischen 25
und 64 Jahren eine niedrige formale Bildung,
wahrend dieser Anteil in den USA (12%) und in
Deutschland (17 %) deutlich niedriger liegt (vgl.
OECD 2005c¢). AuBerdem hatte Frankreich an-
ders als GroBbritannien im betreffenden Zeit-
raum keinen vergleichbaren wirtschaftlichen
Aufschwung, der diesen Anstieg erkldren konnte.
Allerdings diirfte ein nicht unerheblicher Teil des
Anstiegs der Erwerbsquote von gering Qualifi-
zierten auf das Ausscheiden von Alteren aus dem
Erwerbsleben zuriick zu fiihren sein, die in
Frankreich deutlich haufiger gering qualifiziert
sind als jlingere Altersgruppen.!” Zur Erklarung
der Trendumkehr im Bereich gering qualifizier-
ter Beschiftigung verweisen einige Studien zu-
dem auf den Anstieg der Teilzeitarbeit, der z.T.
auch mit den Reformen im Zusammenhang ste-
hen konnte, da es bis vor kurzem zusétzliche
Abgabenentlastungen, unabhéngig vom Einkom-
men, fiir unbefristete Teilzeitbeschéftigte gab
(vgl. LHorty 2000: 6).'8 Allerdings ist die Teilzeit-
quote von gering Qualfizierten in Frankreich im
Zeitraum zwischen 1993 und 2005 insgesamt
nur um 4 Prozentpunkte auf heute 21% gestie-
gen, was weit unter den entsprechenden Antei-

len in GroBbritannien (32%) oder Deutschland
(34%) zuriick geblieben ist.!?

Die Beurteilung, welchen Einfluss die Refo-
rmen auf die Erwerbsbeteiligung gering Qualifi-
zierter hatten, wird auch dadurch erschwert,
dass sich die vorliegenden Studien meist nicht
primér auf die Gruppe der formal gering Qua-
lifizierten konzentrieren, sondern auf ,gering
qualifizierte Arbeitsplédtze“ (,emploi peu quali-
fié*). Als Indikator hierfiir werden neben oder
alternativ zum Qualifikationsniveau der Beschéf-
tigten auch Merkmale des Arbeitplatzes heran-
gezogen — und zwar vorrangig eine geringe Be-
zahlung, zum Teil auch niedrige Qualifikations-
anforderungen oder eine Mischung aus beiden.
Da die Personengruppen gering Qualifizierte,
niedrig Entlohnte und Beschiéftigte auf , Einfach-
arbeitspldtzen® zumindest in Deutschland nur
begrenzt deckungsgleich sind (vgl. Hieming et al.
2005), sind die Ergebnisse in Bezug auf die Be-
schéftigung gering Qualifizierter vermutlich auch
in Frankreich mit Vorsicht zu betrachten.

Festzuhalten bleibt, dass die Studien in Be-
zug auf ,gering qualifizierte Arbeit” weitgehend
einheitlich leicht positive Effekte der arbeitgeber-
seitigen Kombilohne in Frankreich ermitteln (fiir
einen Uberblick vgl. Gafsi et al. 2005 und L'Horty
2006); bezogen auf gering qualifizierte Arbeit
werden die Zuwéchse auf zwischen 70.000 und
220.000 Arbeitsplatzen beziffert. Dabei unter-
scheiden sich die Studien allerdings in der Ein-
schitzung, ob dies primér auf die Substitution
hoher bezahlter (und qualifizierter) Arbeitsplét-
ze durch niedrig bezahlte Arbeit zuriickgeht
(Gafsiet al. 2005) oder ob es sich eher tatsdchlich
um zusétzliche Arbeitspldtze handelt (Crépon/
Desplatz 2001). Diesen Beschiftigungseffekten
stehen allerdings betrédchtliche Kosten gegen-
iiber. Legt man wie L’Horty (2006) einen mittle-
ren Wert aus den vorliegenden Studien zugrun-
de, dann betragen die Bruttokosten pro erhal-

16 Als gering qualifiziert gelten gemédf OECD-Definition Personen ohne einen Schul- oder Berufsabschluss, der der hoheren Se-
kundarstufe entspricht. In Deutschland ist dies das Abitur oder eine dreijahrige Berufsausbildung.

17 Dies mag dann auch erkldren, warum die Erwerbsquote steigen kann, obwohl die absoluten Beschéftigtenzahlen von gering
Qualifizierten im selben Zeitraum gesunken sind (Quelle: Eurostat, Labour Force Survey).

18 Seit 2001 ist dies jedoch fiir neue Vertriage nicht mehr méglich, zum Ende des Jahres 2005 lief diese Moglichkeit auch fiir die

bestehenden Vertréige aus.

19 Quelle: Eurostat, Labour Force Survey; eigene Berechnungen



tenem oder zusétzlichem Arbeitsplatz 19.700 €
pro Jahr. Die Nettokosten — also bei Gegenrech-
nung von Steuern, Sozialabgaben und den Trans-
fers bei Arbeitslosigkeit — beziffert er auf unge-
fahr die Hélfte, also auf etwa 10.000 € pro Ar-
beitsplatz und Jahr.?°

3.4.2 Teilzeitbeschaftigung

Da in der aktuellen Debatte iiber bestehende
Kombilohn-Regelungen in Deutschland vielfach
zu hohe Anreize fiir die Kombination von Teil-
zeitarbeit und Transferleistungen beméangelt und
stattdessen stirkere Anreize zur Aufnahme einer
Vollzeitbeschéftigung gefordert werden, ist von
besonderem Interesse, die Ansédtze und Erfah-
rungen der anderen Lindern unter diesem As-
pekt genauer unter die Lupe zu nehmen.

Wéhrend der EITC in den USA keine Min-
destgrenzen fiir Einkommen oder Arbeitszeit
vorsieht, werden die arbeitnehmerseitigen Kom-
bilohne in GroBbritannien und in geringerem
MaBe auch in Frankreich erst bei Uberschreitung
bestimmter Grenzen gewahrt. In GroBbritannien
spielt hierbei die Arbeitszeit eine Rolle, in Fran-
kreich der Verdienst.

Bemerkenswert ist, dass die Mindestarbeits-
zeit, die Voraussetzung fiir den Anspruch auf
Einkommensbeihilfen ist, in GrofBbritannien
nach Personengruppen gestaffelt wird. Wahrend
Alleinstehende und Personen in Paarhaushalten
ohne Kinder erst ab einer Wochenstundenzahl
von 30 Stunden eine Steuergutschrift erhalten
konnen, liegt diese Grenze bei Haushalten mit
Kindern bei einer wochentlichen Arbeitszeit von
mindestens 16 Wochenstunden. In Frankreich
liegt die Mindesteinkommensgrenze hingegen
bei 3.570 € pro Jahr, was bei einem Stundenlohn
auf Mindestlohnniveau einer Arbeitszeit von
etwa 12 Stunden pro Woche entspricht und bei
hoherer Bezahlung entsprechend weniger. In
GroBbritannien fiihrt dies im Zusammenwirken
mit anderen Regelungen im Steuer- und Trans-

fersystem dazu, dass insbesondere Alleinerzie-
hende und Paare mit Kindern kaum finanzielle
Anreize haben, ihre Arbeitszeit auf Vollzeit auf-
zustocken, weil die Einkommensunterschiede
relativ gering sind. In Frankreich iibersteigt das
Gesamteinkommen bei Teilzeitarbeit im Niedrig-
lohnbereich aufgrund der Anrechnung auf Trans-
fereinkommen sogar das Einkommen in einer
niedrig entlohnten Vollzeittétigkeit.

Wie bereits angesprochen gibt es demge-
geniiber in den USA keine vergleichbaren Unter-
grenzen; hier werden also auch Zuverdienste aus
ykleiner Teilzeitbeschéftigung bezuschusst.
Aufgrund der geringen Transferleistungen ins-
besondere fiir Kinderlose bewirkt bereits ein
geringes (Teilzeit-)Einkommen eine Verbesse-
rung ihrer finanziellen Situation. Zudem steigt
die Hohe der Steuergutschrift innerhalb gewisser
Grenzen mit steigendem Erwerbseinkommen,
was tendenziell Anreize zur Ausweitung des
Arbeitsvolumens bietet. Allerdings wird die Ein-
kommensgrenze, ab der die Zuschiisse wieder
abgeschmolzen werden, bei Kinderlosen bereits
unterhalb eines Vollzeiteinkommens auf Min-
destlohnniveau erreicht. Aulerdem wird die
Hohe des Zuschusses nicht am Stundenlohn
bemessen, sondern am Gesamtverdienst. Die
Arbeitszeit spielt also keine Rolle.

Im Vergleich mit Frankreich und GroBbri-
tannien verlduft die Einkommenskurve mit zu-
nehmendem Nettoeinkommen in den USA so-
wohl bei Kinderlosen als aber auch bei Familien
mit Kindern deutlich steiler (vgl. Abbildung A2
im Anhang), was einerseits mit dem niedrigen
Niveau der Mindestsicherung und andererseits
mit den sehr geringen Entzugsraten fiir den
Kombilohn zusammen héngt.

Ob die besonderen Anreize zur Austibung
von Teilzeitarbeit in den drei Lindern bewusst
so ausgestaltet oder eher Nebenprodukt des
»larifverlaufs® sind, ldsst sich den vorliegenden
Informationen nicht entnehmen. Fiir Frankreich
ist jedoch daran zu erinnern, dass in jlingster

20 Vor diesem Hintergrund regen Gafsi et al. (2005) unter anderem an, die arbeitgeberseitigen Abgabenentlastungen wieder
stiarker auf spezielle Zielgruppen (gering Qualifizierte, gering Verdienende) zu konzentrieren, indem die Férderhéchstgrenze
von derzeit dem 1,6-fachen des Mindestlohnes auf ein niedrigeres Niveau abgesenkt wird.
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Zeit Modifikationen der Beschiftigungspramie
zugunsten einer stdrkeren Forderung von Teil-
zeitbeschéftigung vorgenommen wurden. Zudem
sahen auch die Abgabenentlastungen fiir Arbeit-
geber zumindest bis vor einigen Jahren beson-
dere Anreize fiir Arbeitgeber vor, verstirkt Teil-
zeitarbeitspldtze anzubieten. Dies diirfte auch
damit zusammen hdngen, dass die Teilzeitquote
in Frankreich im internationalen Vergleich
niedrig ist.

Die Ergebnisse von vorliegenden Untersu-
chungen zu den Auswirkungen der Kombilohne
auf das Arbeitsvolumen sind nicht eindeutig: Fiir
die USA kommen zwei Studien zu dem Ergebnis,
dass verheiratete Miitter und Véter ihre Arbeits-
zeit in Folge der Ausweitung des EITC um bis zu
4% reduziert haben; nach der Studie von Eissa/
Hoynes (2004) gilt dies insbesondere im Aus-
stiegsbereich der Forderung. Bei alleinerziehen-
den erwerbstédtigen Frauen hingegen sind die
Ergebnisse widerspriichlich (vgl. Kaltenborn et
al. 2006: 13f.). Einer Studie (Eissa/Liebmann
1996) zufolge haben die Reformen zu einem Riick-
gang des Erwerbsumfangs alleinerziehender
Frauen (mit Ausnahme von Frauen mit geringer
Schulbildung) beigetragen. Andere Studien ha-
ben fiir die gesamte Gruppe alleinerziehender
erwerbstétiger Miitter keine Reduzierung des
Erwerbsumfangs festgestellt. Fiir GroBbritannien
kommt eine Studie zu dem Ergebnis, dass der
Erwerbsumfang von Alleinerziehenden aufgrund
der Reformen sogar zugenommen hat (vgl. Kal-
tenborn et al. 2006: 19).

3.4.3 Armutsvermeidung

Insbesondere in Grofbritannien und den USA
wurden die arbeitnehmerseitigen Kombilohne
nicht nur mit Blick auf die Anreizeffekte, sondern
auch und vor allem als Instrument zur Reduzie-
rung von Armut trotz Erwerbstétigkeit eingefiihrt
und ausgeweitet. Obwohl dieses Ziel im Kontext
der aktuellen deutschen Debatte eher nachrangig
ist (auch weil es mit der Grundsicherung als
weitgehend erreicht angesehen wird), gehen wir
abschlieBend kurz darauf ein, inwiefern dieses
Ziel in den untersuchten Landern erreicht wird.

Bezogen auf die USA wird konstatiert, dass
der EITC als Instrument zur Armutsvermeidung
relativ zielgenau ist: 80% der Mittel flieBen an
Haushalte mit einem Jahreseinkommen von
unter 20.000 US-$ jiahrlich (vgl. Peter 2005: 10).
Bezogen auf die offizielle Armutsgrenze in den
USA wird geschéatzt, dass im Jahr 2002 4,9 Mil-
lionen Personen, davon 2,7 Millionen Kinder
iber diese Grenze gehoben wurden (vgl. Peter
2005: 11). Betrachtet man hingegen die Auswir-
kungen des EITC in seiner Kombination mit dem
verringerten Niveau der Mindestsicherung und
legt dabei die international {ibliche Armuts-
definition von 50 bzw. 60% des medianen Haus-
haltseinkommens zugrunde, so ist festzustellen,
dass die Armutsquote der USA im internationa-
len Vergleich weiterhin eine der hochsten ist und
sie in der zweiten Halfte der neunziger Jahre nur
geringfligig gesunken ist (vgl. Abbildung A2 im
Anhang).

In GroBbritannien sind die Armutsquoten
(an der MaBzahl von 60% des MAE gemessen)
ebenfalls leicht riicklaufig (vgl. Abbildung A2 im
Anhang). Die Kinderarmut wurde um ein Fiinftel
reduziert, liegt aber mit {iber 20% immer noch
relativ hoch (vgl. Peter 2006: 23). Dass die Ar-
mutsquote hier insgesamt niedriger ist als in den
USA, diirfte auch an dem inzwischen deutlich
hoheren Niveau der Mindestsicherung liegen.

Fiir Frankreich, das im internationalen Ver-
gleich relativ geringe Armutsquoten aufweist,
wurde die Einfiihrung der Prime pour I'Emploi
zumindest auch mit dem Ziel einer Kaufkrafter-
hohung fiir einkommensschwache Haushalte
begriindet. Nach Einschétzung des franzdsischen
Rechnungshofes ist die Beschiftigungsprimie
jedoch wenig zielgenau, da 84,5% der von ihr
profitierenden Haushalte nicht unter die Armuts-
grenze (von 50% des medianen Aquivalenzein-
kommens) fallen. An die zwei untersten Einkom-
mensdezile flieBen weniger als 20% der aufge-
wendeten Mittel, an die fiinf oberen Einkommens-
dezile immerhin 30% (vgl. Cour des Comptes
2006: 2921).



3.5 Zwischenfazit

Die drei Lander haben unterschiedliche Reform-
pfade eingeschlagen, um dem Problem der
wachsenden Lohnungleichheit und steigender
Arbeitslosigkeit von bestimmten Zielgruppen
(Alleinerziehende, Familien mit Kindern, gering
Qualifizierte) entgegen zu wirken. Dabei ist deut-
lich geworden, dass sich die Wirkungsweise der
unterschiedlichen Kombilohne nicht allein aus
deren Konzeption, sondern erst unter Beriick-
sichtigung ihres Zusammenwirkens mit dem
jeweiligen Steuer- und Transfersystem beurteilen
lasst. Obwohl der britische WTC in seinen Grund-
prinzipien dem amerikanischen EITC dhnelt,
weist GroB3britannien aufgrund des unterschied-
lichen wohlfahrtsstaatlichen Kontextes mittler-
weile grofere Ndhe zu den kontinental-européi-
schen Liandern auf als zu den USA und lédsst sich
entgegen verbreiteter Auffassungen nicht mehr
dem ,angelsidchsischen Modell“ des Sozialstaates
zuordnen, das durch eine niedrige Mindestsiche-
rung und Mindestlohne gekennzeichnet ist (vgl.
etwa Eichhorst 2006; Briicker/Konle-Seidl 2006).

Deutlich geworden ist auch, dass mit den
Kombiléhnen teilweise Probleme oder Defizite
angegangen werden, die in Deutschland und teils
auch in den jeweils anderen Lindern entweder
nicht bestehen oder auf andere Weise gelost wer-
den. Dies betrifft etwa die Funktion des EITC in
den USA, zur Armutsvermeidung auf einem ver-
gleichsweise niedrigen Niveau beizutragen — eine
Zielsetzung, die in den europdischen Lindern
einschlielich GroBbritannien teilweise bereits
vom bestehenden Mindestsicherungssystem ge-
leistet wird. In Deutschland stellt die Ausgestal-
tung der Grundsicherung dariiber hinaus auch
sicher, dass niedrige Einkommen im Haushalts-
kontext bedarfsgepriift aufgestockt werden. In
den britischen WTC ist demgegeniiber u.a. auch
die Subventionierung der iiberdurchschnittlich
hohen Kosten der Kinderbetreuung integriert
(und zwar bis in den Bereich recht hoher Ein-
kommen hinein), und auch in den USA erfiillt
der EITC durch seine Konzentration vorrangig
auf Personen mit Kindern und die grofziigigere
Ausgestaltung der Zuschiisse fiir diese Gruppe

eine dhnliche Funktion. In Deutschland und
Frankreich wird dies durch andere Maflnahmen
gewihrleistet — vor allem durch subventionierte
offentliche Betreuungsangebote und eine steuer-
liche Forderung fiir Kinderbetreuungskosten.

Aufgrund des hoheren Niveaus der Mindest-
sicherung bestehen in Frankreich und GroBbri-
tannien tendenziell geringere finanzielle Spiel-
raume als in den USA fiir zusétzliche groBziigige
monetidre Anreize in Form von Kombilohnen,
was in Frankreich dazu fiihrt, dass die arbeit-
nehmerseitige Beschéftigungspriamie relativ
gering ausfillt. In GroBbritannien sind die ar-
beitnehmerseitigen Kombilohne zwar hoher,
beinhalten (wie erwdhnt) aber auch erhebliche
Subventionen fiir Kinderbetreuung, was den
direkten Vergleich erschwert. In beiden Landern
ist auBerdem zu beachten, dass die im Vergleich
zu den USA deutlich hoheren gesetzlichen Min-
destlohne dazu beitragen, den Aufwand fiir die
finanzielle Unterstiitzung von Niedrigverdie-
ner/innen zu begrenzen, zumal die Kombilohne
in beiden Lidndern an Mindestgrenzen der Ar-
beitszeit oder des Einkommens gebunden sind.

In keinem der anderen Lander gibt es einen
arbeitnehmerseitigen Kombilohn, der stets ge-
wihrleistet, dass unsubventionierte Vollzeittéi-
tigkeit attraktiver ist als subventionierte Teilzeit-
arbeit. Denn dies setzt voraus, dass Vollzeitbe-
schéftigte mit niedrigen Stundenl6hnen (z. B. auf
Mindestlohniveau) mit ihrem Verdienst noch im
Einkommensbereich liegen, in dem keine Abzii-
ge beim Einkommenszuschuss anfallen. Dies
trifft aufgrund des niedrigen staatlichen Mindest-
lohnes am ehesten auf den EITC in den USA zu,
aber bei Personen ohne Kinder werden die EITC-
Zahlungen bereits unterhalb von Vollzeitarbeit
wieder reduziert. In Frankreich und Grofbritan-
nien ist weiterhin zu beriicksichtigen, dass ggf.
zusitzliche ,Sprungstellen® im Transfersystem
bestehen, die zu Fehlanreizen fiihren kénnen.
In Frankreich betrifft dies insbesondere den
vollstindigen Wegfall der Sozialhilfe ab einer
bestimmten Einkommensgrenze, in Grof3britan-
nien die hohe Anrechnung des Erwerbseinkom-
mens auf ,Housing benefits* — also auf Wohn-
geldzahlungen.
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Bezogen auf die vorliegenden Wirkungs-
analysen fiir die Kombilohnansétze in den drei
untersuchten Lidndern ist festzustellen, dass
erstens nur einige Zielsetzungen, die im Kontext
der deutschen Debatte interessant erscheinen,
in Studien untersucht wurden und zweitens bei
einigen anderen Aspekten die Ergebnisse teil-
weise widerspriichlich sind. Weitgehend iiber-
einstimmend sind die Ergebnisse nur dahin-
gehend, dass die Kombilohne in den USA und
GroBbritannien dazu beigetragen haben, dass
die Erwerbsbeteiligung von Alleinerziehenden
deutlich gestiegen ist. Dies fiel allerdings in bei-
den Landern in eine Phase mit hohem Wirt-
schaftswachstum, so dass die Effekte nur z.T.
ursédchlich auf die Kombilohne zuriickgefiihrt
werden kénnen. Inwiefern die Kombilohne in
diesem Kontext nur die Zusammensetzung der
Beschiftigten beeinflusst haben oder aber auch
zusétzliche Beschiftigung generiert haben —
etwa, indem anderenfalls nicht besetzbare Ar-
beitsplidtze besetzt werden konnten oder indem
die Lohne infolge der Einkommenszuschiisse
sanken und zusétzliche Arbeitsnachfrage gene-
riert haben — geht aus den Studien nicht klar
hervor.

Bezogen auf die Gruppe gering Qualifizierter
zeigt das Beispiel GroBbritanniens, dass nicht
jedes Wirtschaftswachstum automatisch in ho-
heren Beschiftigungschancen fiir gering Quali-
fizierte miindet — selbst dann nicht, wenn es
arbeitnehmerseitige Kombiléhne gibt und die
arbeitgeberseitigen Sozialabgaben flir gering
bezahlte Jobs besonders niedrig sind. Anders als
dies gelegentlich dargestellt wird (vgl. Peter
2006), kann Grofbritannien beziiglich der Be-
schiftigung gering Qualifizierter daher nicht als
positives Vorbild fiir Deutschland angesehen
werden. In Frankreich ist es zwar gelungen, trotz
schwacher Wachstumsdynamik den riicklaufigen
Trend in der Beschiftigung gering Qualifizierter
seit Mitte der neunziger Jahre aufzuhalten und
umzukehren. Inwieweit dies allerdings urséach-
lich auf die arbeitgeberseitigen Subventionen der
Sozialversicherungsabgaben fiir niedrig ent-
lohnte Arbeitsplatze zuriickgefiihrt werden kann,
ist umstritten. Dies gilt insbesondere fiir die
Frage, ob und in welchem Umfang die zusétz-
liche Beschéiftigung im Niedriglohnbereich auf
eine Substitution hoher bezahlter Arbeitsplidtze
zuriickzufiihren ist. Zudem stehen jedem zusétz-
lichen oder erhaltenen Arbeitsplatz einer Schét-
zung zufolge mit rund 10.000 € relativ hohe
Kosten gegeniiber.



4. Reformoptionen fiir Deutschland

Wie eingangs bereits aufgezeigt, konnen mit
Kombiléhnen grundsétzlich unterschiedliche
Ziele verfolgt werden: eine Erhohung der Ar-
beitsanreize, die Vermeidung von Armut trotz
Erwerbstétigkeit, eine Steigerung der Nachfrage
nach Arbeitskriften sowie die Entlastung des
Sozialhaushaltes. In der aktuellen deutschen
Debatte geht es vorrangig um drei dieser vier
Ziele:

e Wie konnen Arbeitsanreize von Arbeitslosen
erhoht werden — vor allem in dem Sinne, dass
sich Arbeit stidrker lohnt — Erwerbstétige also
auf jeden Fall besser gestellt werden als die-
jenigen, die keinen eigenen Beitrag zu ihrer
finanziellen Absicherung auf dem Niveau der
Mindestsicherung leisten?

e Wie kann die Beschiftigung in Deutschland
gesteigert werden?

e Wie ldsst sich dies so ausgestalten, dass zu-
sdtzliche finanzielle Belastungen des Staats-
haushaltes vermieden bzw. im besten Fall
sogar Einsparungen erzielt werden?

Das vierte Ziel der Armutsbekdmpfung ist — im

Unterschied etwa zu den USA und GrofB3britan-

nien —nach unserer Einschiatzung demgegeniiber

derzeit in Deutschland wenig prioritir, was auch
daran liegen diirfte, dass es mit dem neuen Sys-
tem der Grundsicherung als weitestgehend er-
reicht angesehen wird. Manche gehen sogar
davon aus, dass dieses Ziel mit der Moglichkeit,
ergdnzend zu niedrigem Erwerbseinkommen

Leistungen der Grundsicherung zu erhalten,

bereits iibererfiillt wird, insbesondere weil da-

durch — und damit kommen die Arbeitsanreize
wieder in den Blick — zu wenig Anreize bestehen,
die Erwerbstétigkeit auszudehnen. In diesem

Kontext wird auch darauf verwiesen, dass das

Steuer- und Transfersystem Sprungstellen bein-

haltet, die z. B. bewirken konnen, dass eine Er-

hohung des Erwerbseinkommens zur Reduzie-

rung des verfiigharen Nettoeinkommens fiihrt,
weil gleichzeitig Transfers wegfallen. Wie die
Darstellung der Ansédtze in anderen Lidndern
gezeigt hat, haben auch sie solche ,Sprungstel-
len“ und Fehlanreize nicht gidnzlich beseitigen
kénnen. Auflerdem zielen einige der Kombilohn-
Ansétze im Ausland auf die Losung von Proble-
men, die in Deutschland in dieser Form nicht
bestehen oder aber im Kontext anderer Systeme
geregelt sind.

Vor diesem Hintergrund und angesichts der
grof3en Zahl von Menschen, die bereits heute in
der einen oder anderen Form Kombilohne (vgl.
2.1) beziehen, spricht aus unserer Sicht vieles
dafiir, die bestehenden Regelungen der Grund-
sicherung weiter zu entwickeln, statt vollig neue
Kombilohne zusétzlich einzufiihren. Dies gilt
umso mehr, als zusétzliche Kombilohne ohne
zeitliche Befristung kaum finanzierbar sind.
Welche Ansatzpunkte fiir Reformen grundsétz-
lich bestehen bzw. derzeit diskutiert werden und
welche Probleme und Risiken dabei auftreten
konnen, wird im Folgenden vor dem Hintergrund
der bisherigen Erfahrungen im In- und Ausland
analysiert. Dabei werden auch mogliche Funk-
tionen einer Einflihrung von Mindestl6hnen in
Deutschland und ihre Wechselwirkungen mit
dem Mindestsicherungssystem sowie zielgrup-
penspezifischen Kombilohnen einbezogen.

4.1 Reformmadglichkeiten der
Grundsicherung

Das mit der Zusammenlegung der Arbeitslosen-
und Sozialhilfe seit Anfang 2005 bestehende
neue System der Grundsicherung bietet nicht nur
eine finanzielle Mindestabsicherung fiir Arbeits-
suchende, sondern erfiillt auch die Funktion,
niedrige Erwerbseinkommen im Haushaltskon-
text bedarfsgepriift aufzustocken. Insofern hat
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es bereits den Charakter eines flichendeckenden
Kombilohnes, der grundsétzlich allen offen steht,
die unter Beriicksichtigung von Vermogen und
Erwerbseinkommen im Haushaltskontext nicht
in der Lage sind, ihren jeweiligen Mindestbedarf
zu sichern, der sich in Abhéngigkeit von Haus-
haltsgroBBe und -struktur sowie unter Beriick-
sichtigung jeweils angemessener Wohnkosten
bemisst. Im Prinzip besteht dieser Anspruch
(anders als etwa die Mindestsicherung TANF in
den USA) grundsétzlich zeitlich unbefristet, so-
fern es den Bezieher/innen trotz entsprechender
Eigenbemiihungen nicht gelingt, wieder selbst
fiir ihre Existenzsicherung aufkommen zu kon-
nen. Kritisiert wird hieran insbesondere, dass
verstirkte Eigenbemithungen zur Bestreitung
des Lebensunterhaltes aufgrund hoher Transfer-
entzugsraten nur unzureichend honoriert wer-
den. Zum Teil bezieht sich die Kritik auch auf
das im internationalen Vergleich relativ hohe
Niveau der Leistungen der Grundsicherung selbst,
weil dieses keine oder jedenfalls zu geringe An-
reize biete, eine gering bezahlte Erwerbstétigkeit
aufzunehmen. Je nachdem, wie die Bewertung
der aktuellen Situation ausfillt, werden unter-
schiedlich weit reichende Reformen vorgeschla-
gen.

4.1.1 Die ,Radikallésung”:
Absenkung der Regelsatze

Der internationale Vergleich hat deutlich ge-
macht, dass ein niedriges Niveau der staatlichen
Leistungen zur Mindestsicherung die Bereit-
schaft von Arbeitslosen erhoht, eine niedrig
entlohnte Arbeit anzunehmen. Die USA sind
hierbei als ,Paradebeispiel® fiir eine Mindest-
sicherung, die diese Bezeichnung kaum noch
verdient, anzusehen, zumal dort seit einigen
Jahren selbst der (ohnehin vergleichsweise ge-
ringe) Anspruch auf finanzielle Unterstiitzung
von Seiten des Staates zeitlich befristet worden
ist — und zwar auf insgesamt fiinf Jahre im Ver-
lauf eines Erwerbslebens. Ist dieser Anspruch
ausgeschopft, besteht nur noch ein Anrecht auf
»,Food Stamps* — also eine Absicherung auf noch
niedrigerem Niveau. Ein solches System eroffnet

zweifellos Spielrdume, um die bei der Grundsi-
cherung eingesparten Mittel (zumindest teilwei-
se) einzusetzen, um die Aufnahme einer Erwerbs-
tétigkeit mit einem relativ grofziigigen Kombi-
lohn finanziell zu belohnen, was im ifo-Konzept
der ,Aktivierenden Sozialhilfe“ (vgl. 2.3.1) auch
fiir Deutschland vorgeschlagen wird.

Aufgrund unterschiedlicher wohlfahrts-
staatlicher Traditionen sind einer entsprechen-
den Strategie in Deutschland allerdings enge
verfassungsrechtliche Grenzen gesetzt. Die vor-
liegenden Vorschldge, das Niveau der Grundsi-
cherung in Deutschland mehr oder weniger stark
abzusenken, sehen daheri.d.R. vor, dass erwerbs-
fahigen Arbeitslosen, denen es nicht gelingt, eine
Arbeit zu finden, deren Arbeitsentgelt ausreicht,
um wenigstens den Mindestbedarf zu sichern,
ein offentliches Beschiftigungsangebot unter-
breitet werden muss. Dessen Annahme waére
obligatorisch, um den Anspruch auf die volle
Grundsicherung zu erhalten (vgl. 2.3.1). Ein
solches System lief3e sich mit vertretbarem Auf-
wand am besten umsetzen, wenn die Arbeits-
nachfrage hoch und insofern davon auszugehen
wadre, dass viele Arbeitslose gute Chancen hétten,
relativ schnell eine Beschiftigung auf dem ersten
Arbeitsmarkt zu finden.

Hiervon ist Deutschland derzeit jedoch weit
entfernt, so dass mindestens in der Einfiihrungs-
phase — und vermutlich auch dariiber hinaus -
offentliche Beschaftigungsangebote in erhebli-
chem Umfang organisiert werden miissten. Wie
bereits in 2.3.1 bezogen auf das Konzept der
LAktivierenden Sozialhilfe* ausgefiihrt wurde,
beinhaltet dies jedoch erhebliche Finanzierungs-
risiken und es besteht die Gefahr einer ggf.
massiven Verdrangung reguldrer Arbeitsplétze.
Die intendierte deutliche Absenkung des Lohn-
niveaus birgt zudem erhebliche Armutsrisiken
nicht nur fiir die Erwerbsfdahigen selbst, sondern
insbesondere auch deren Familien. Wenngleich
z.T. betont wird, dass die Leistungen der Grund-
sicherung fiir Kinder nicht reduziert werden
sollen, wird hierbei verkannt, wie Familien in
der Praxis mit einer Absenkung der Leistungen
der Grundsicherung umgehen werden: Das ver-
fiighare Gesamteinkommen wiirde fiir die Be-



streitung des Lebensunterhaltes aller Familien-
mitglieder genutzt — unabhéngig davon, fiir wen
welche Leistungen gewédhrt werden.

4.1.2 Ein moderaterer Ansatz:
Veranderte Transferentzugsraten

In der aktuellen Debatte wird haufig unterstellt,
dass viele Personen mit Anspruch auf ergin-
zende Leistungen der Grundsicherung den Um-
fang ihrer Erwerbstitigkeit bewusst so ausge-
stalten, dass mit begrenztem Aufwand das ver-
fiighare Einkommen optimiert wird (Stichwort
~Tarnkappenjobs®“), was auch im folgenden Zitat
zum Ausdruck kommt:

.Kombilohne schaffen Anreize, genau so
viel in Teilzeit zum Transferbezug hinzu-
zuverdienen, dass die Summe aus staat-
licher Leistung und Erwerbstdtigkeit bei
maglichst geringem Arbeitseinsatz maxi-
miert wird. “ (Eichhorst 2006: 16)

Dies suggeriert, dass sich viele Erwerbstétige aus
freien Stiicken fiir einen Minijob oder Teilzeit-
arbeit entscheiden, weil ihnen der zusétzliche
Verdienst, den sie bei langerer Arbeitszeit erzie-
len kénnten, nicht Anreiz genug erscheint, um
ihre Arbeitszeit auszuweiten. Damit wird impli-
zit eine ,Marktmacht“ von Beschiftigten unter-
stellt, die in vielen Féllen jedoch nicht der Rea-
litdt entsprechen diirfte, weil die Art der verfiig-
baren Erwerbsmoglichkeiten entscheidend auch
dadurch gepridgt wird, welche Arbeitsplitze
Unternehmen anbieten. Tatsdchlich ist inzwi-
schen etwa jeder fiinfte Arbeitsplatz in Deutsch-
land ein Minijob; in vielen Dienstleistungsbran-
chen liegen die Anteile noch deutlich hoher.
Sozialversicherungspflichtige Vollzeitstellen sind
z. B. in der Gebdudereinigung inzwischen eher
selten (ca. ein Viertel aller Arbeitspldtze) und
haufig dem Anleitungspersonal vorbehalten.
Rund die Halfte aller Arbeitsverhéltnisse in der
Gebdudereinigung sind Minijobs. Besonders
hohe Anteile von Minijobs weisen auch der Han-
del und die Gastronomie auf. Treibende Kraft fiir
diese Entwicklung sind nicht (allein) die Beschéf-

tigten, sondern auch betriebliche Strategien, die
sich von einer Aufspaltung von Arbeitspldtzen
mehr Flexibilitdt und niedrigere Kosten verspre-
chen (vgl. Jaehrling et al. 2006). Zudem erreichen
die Unternehmen mit dem Angebot von Minijobs
teilweise auch Beschéftigtengruppen, die hohere
Qualifikationen und Sozialkompetenzen mitbrin-
gen, ohne dass diese angemessen entlohnt wer-
den miissen — z.B. Studierende, Rentner/innen,
Nebenbeschiftigte, Wiedereinsteiger/innen (vgl.
Hieming et al. 2005).

Ungeachtet dieser Einschrdnkung besteht
jedoch grundsétzlich die Mdoglichkeit, die Trans-
ferentzugsraten fiir Erwerbseinkommen von
Personen, die Anspruch auf Leistungen der
Grundsicherung haben, insgesamt zu verringern,
um zu erreichen, dass sich die Aufnahme einer
Arbeit oder die Ausweitung der Arbeitszeit stir-
ker als bisher finanziell lohnen. Ohne die Ge-
genfinanzierung durch eine Reduzierung des
Niveaus der Grundsicherung sind die finanziellen
Spielrdume hierfiir allerdings begrenzt, da ver-
ringerte Transferentzugsraten die Einkommens-
grenzen, bis zu denen Anspruch auf ergdnzende
Leistungen der Grundsicherung besteht, nach
oben verschieben. Der Kreis der Anspruchsbe-
rechtigten wiirde groBer, was im Ergebnis ggf.
sogar zu einem hoheren finanziellen Aufwand
fithren konnte. Vermieden werden kénnte dieser
Effekt ggf. dadurch, dass — wie bereits in 2.3.2
kurz angesprochen — verringerte Transferent-
zugsraten nur zeitlich befristet gewéhrt wiirden
(vgl. Spermann 2006). Offen erscheint allerdings,
wie hierbei mit Personen umzugehen wére, de-
nen es im Rahmen dieses Zeitraumes nicht ge-
lungen ist, génzlich aus dem Transferleistungs-
bezug auszuscheiden. Das Zuriickfallen auf
deutlich héhere Transferentzugsraten kénnte
gef. Anreize schaffen, die Erwerbstétigkeit auf-
zugeben oder deren Umfang zu reduzieren. Auch
stellt sich die Frage, ob nach einer gewissen
~Wartezeit“ ein erneuter Anspruch auf verrin-
gerte Transferentzugsraten bestehen sollte und
nach welchen Kriterien dies ggf. zu bewilligen
ware.

Da sich die aktuelle Kritik vor allem an den-
jenigen entziindet, die im Rahmen einer gering-
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fiigigen Tétigkeit (mit einem monatlichen Ver-
dienst von bis zu 400 €) hinzuverdienen, besteht
eine Alternative darin, die Transferentzugsraten
so zu verdndern, dass die Anreize zur Ausiibung
einer mehr als geringfiigigen Beschéftigung ge-
starkt wiirden. Dies konnte z. B. dadurch erreicht
werden, dass eigenes Erwerbseinkommen bis
zu einer bestimmten Grenze voll auf die Leistun-
gen der Grundsicherung angerechnet wiirde und
erst bei hoheren Erwerbseinkiinften ein Teil
anrechnungsfrei bliebe. Dies wire allerdings eine
Abkehr von bisher verfolgten Strategien, denn
die Anderung der Zuverdienst-Moglichkeiten ab
Oktober 2005 zielte explizit darauf ab, insbeson-
dere auch die Aufnahme eines Minijobs fiir Ar-
beitslose attraktiver zu machen. So heif3t es etwa
auf einer Internetseite der Bundesregierung
(www.arbeitsmarktreform.de):

.Nicht wenige Hilfebediirftige verdienen
durch Nebenjobs Geld zur staatlichen Un-
terstiitzung hinzu. Das ist auch ausdriick-
lich gewiinscht. Die Regelungen der neuen
Grundsicherung fordern die Aufnahme
einer Erwerbstdtigkeit. Mit Mini-, Midi-
und Teilzeitjobs sind Arbeitslosengeld II-
Bezieher in der Lage, wenigstens einen
Teil des Lebensunterhalts selbst zu ver-
dienen.”

Nach unserer Einschitzung wére vor einer Ent-
scheidung iiber derartige Modifikationen der
Transferentzugsraten grundsétzlich zu kléren,
wie mit der Ausiibung von Teilzeitarbeit durch
Bezieher/innen der Grundsicherung umzugehen
ist: Die zentrale Frage ist: Soll langere Teilzeit-
arbeit besonders belohnt werden? Oder will man
die bisherigen besonderen Anreize, tiberhaupt
eine Arbeit anzunehmen, erhalten? Beide Varian-
ten haben jeweils Vor- und Nachteile, die gegen-
einander abgewogen werden miissen.

Das britische Beispiel hat gezeigt, dass hier
fiir den Bezug von Steuergutschriften je nach
Haushaltstyp unterschiedliche Mindestgrenzen
der wichentlichen Arbeitszeit (16 bzw. 30 Stun-
den) bestehen, was Anreize zur Ausiibung einer
Erwerbstitigkeit mit hoherem Arbeitszeitvolu-

men setzt. Allerdings sind auch in GrofBbritan-
nien die finanziellen Anreize zur Ausiibung einer
Vollzeitbeschéftigung im Vergleich zu einer Kom-
bination eines Teilzeiteinkommens mit Steuer-
gutschriften eher gering.

In Deutschland ist die Transferentzugsrate
am niedrigsten, wenn eine geringfligige Beschéf-
tigung ausgeiibt wird, und es gibt keine Mindest-
vorgaben zur Arbeitszeit oder zum Verdienst (wie
etwa bei der Beschiftigungsprdmie in Frank-
reich). Bezogen auf die beiden Beispiele aus dem
Ausland ist zu beriicksichtigen, dass in Grof3bri-
tannien und Frankreich die arbeitnehmersei-
tigen Kombilohne in eigenen Fordersysteme
neben der Grundsicherung ausgestaltet sind,
wihrend die Moglichkeit des anrechnungsfreien
Zuverdienstes in Deutschland im System der
Grundsicherung selbst angesiedelt ist. In den
Grundsicherungssystemen in Frankreich und
GroBbritannien gibt es jedoch ebenfalls Regelun-
gen, die kleinere Zuverdienste ermdglichen, ohne
dass diese vollstindig angerechnet werden.

Grundsétzlich spricht fiir die Variante, auch
geringe Zuverdienste (teilweise) anrechnungsfrei
zu lassen, z. B., dass anderenfalls die Gefahr
besteht, dass kleinere Nebenjobs von Arbeitslo-
sen verstarkt in Schwarzarbeit ausgeiibt wiirden.
AufBerdem wird hiufig angenommen, dass klei-
ne Jobs einen niedrig schwelligen Einstieg in
Erwerbsarbeit bieten, der auch die Chance er-
offnet, hiertiber wieder einen Job mit lingerer
Arbeitszeit und hoherem Verdienst zu finden.
Aktuelle Studien verweisen allerdings darauf,
dass eine solche Aufwirtsmobilitdt in den ver-
gangenen Jahren in Deutschland eher seltener
geworden ist (vgl. z. B. Rhein et al. 2005). Welche
Ursachen diesem Trend zugrunde liegen, ist
weitgehend offen. Eine Erkldrung kénnte sein,
dass viele Unternehmen vor allem im Dienstleis-
tungssektor — wie bereits in 4.3 angesprochen
—aus unterschiedlichen Griinden verstarkt Mini-
jobs anbieten, was im Ergebnis auch dazu fiihrt,
dass die Chancen auf einen Ubergang in sozial-
versicherungspflichtige Beschiftigung tenden-
ziell sinken. Eine weitere Ursache diirfte in der
Ausweitung von Niedriglohnjobs in den vergan-
genen Jahren liegen.



Die alternative Strategie, bei der Ausgestal-
tung der Transferentzugsraten die Aufnahme
einer Arbeit mit einer langeren Arbeitszeit finan-
ziell stirker zu belohnen, konnte — wie in Grof3-
britannien und den USA vor allem bei Alleiner-
ziehenden festgestellt — dazu fithren, dass Ar-
beitslose sich verstidrkt um solche Erwerbsmog-
lichkeiten bemiihen. Ob sie damit tatsdchlich
Erfolg hétten, hiangt allerdings auch davon ab,
ob ihr verdndertes Arbeitsangebot auf eine ent-
sprechende Nachfrage der Unternehmen treffen
wiirde — etwa, indem der Trend zur Ausweitung
von Minijobs dadurch gebrochen und wieder
verstirkt sozialversicherungspflichtige Arbeits-
verhéltnisse angeboten wiirden.

Letztlich steht bei der Abwigung der hier
skizzierten Alternativen zum Umgang mit Teil-
zeitarbeit die grundsétzliche Frage im Raum, ob
und inwieweit davon auszugehen ist, dass Ar-
beitslose Wahlméglichkeiten hinsichtlich des
Erwerbsumfangs haben bzw. Unternehmen sich
bei der Ausgestaltung der von ihnen angebotenen
Arbeitsplédtze von institutionellen Rahmenbedin-
gungen und dem zur Verfiigung stehenden Ar-
beitsangebot leiten lassen. Die Ergebnisse un-
serer Studie zur Stellenbesetzung im Bereich
einfacher Dienstleistungen deuten darauf hin,
dass Unternehmen in Deutschland derzeit ins-
gesamt wenig Probleme haben, solche Arbeits-
plédtze zu besetzen (vgl. Hieming et al. 2005), so
dass kaum die Notwendigkeit besteht, auf beson-
dere Priferenzen auf Seiten des Arbeitsangebo-
tes Riicksicht zu nehmen. Wenn Arbeitslose aber
nur wenig Wahlmoglichkeiten haben oder diese
nach Personengruppen oder personlichen Merk-
malen unterschiedlich ausgeprégt sind, so konnte
es problematisch sein, bestimmte Formen der
Erwerbstéatigkeit besonders zu begiinstigen — vor
allem, wenn dabei diejenigen, die nur geringe
eigene Erwerbseinkiinfte erzielen (konnen), syste-
matisch schlechter gestellt wiirden. Dagegen steht
die Frage, ob es gerecht ist, wenn hohere Eigen-
anstrengungen zur Bestreitung des Lebensun-
terhaltes kaum finanziell belohnt werden.

Eine dritte mogliche Variante der Verédnde-
rung von Transferentzugsraten, die nach unserer
Kenntnis in Deutschland bislang kaum diskutiert

worden ist, besteht darin, die bislang weitgehend
einheitlichen Anrechnungsregeln fiir Erwerbs-
einkommen nach dem Haushaltskontext stirker
auszudifferenzieren. Konkret konnte dies in die
Richtung gehen, fiir Personen mit Kindern die
Regelungen zur Anrechnung von Erwerbseinkom-
men auf Leistungen der Grundsicherung (evtl.
zeitlich befristet) groBziigiger auszugestalten.
Allerdings konnte dies ggf. dazu fiihren, dass
sich vor allem fiir grof8e Bedarfsgemeinschaften
die Anreize verringern wiirden, aus der Grund-
sicherung auszuscheiden, weil eine Kombination
von Teilzeitarbeit und ergdnzendem Transfer-
bezug an Attraktivitit gewinnt.

4.1.3 Bessere Einpassung ins Steuer- und
Transfersystem

Da Leistungen und Abgaben im Steuer- und Trans-
fersystem von ganz unterschiedlichen Bemes-
sungsgrundlagen, Freibetrdgen und Anspruchs-
grenzen abhéngig sind, lassen sich Sprungstellen
und Ungerechtigkeiten kaum géinzlich beseitigen.
Bei der Veranlagung zur Lohn- und Einkommens-
steuer kommen relativ hohe Freibetrdge zur
Anwendung, wahrend bei der Bemessung der
Sozialabgaben oberhalb eines Bruttoverdienstes
von 800 € pro Monat auf Seiten der Beschéftigten
der volle Beitragssatz von rund 21% erhoben
wird — unabhéngig von der Haushaltsgrof3e und
sonstigen Rahmenbedingungen. Dies gilt aller-
dings nur bis zur Beitragsbemessungsgrenze, so
dass bei hohen Einkommen die prozentuale Be-
lastung des Gesamteinkommens wieder sinkt.
Lohn- und Einkommensteuer werden nach
wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit im Haushalts-
bzw. Familienkontext bemessen; bei den Sozial-
versicherungsabgaben spielt demgegeniiber die
Aquivalenz von Beitrigen und Leistungsansprii-
chen eine groBere Rolle. Durchbrochen wird
dieses Prinzip allerdings durch abgeleitete An-
spriiche von nicht oder nur geringfiigig beschaf-
tigten Ehegattlnnen, die beitragsfrei in der ge-
setzlichen Kranken- und Pflegeversicherung mit-
versichert sind. Dariiber hinaus gibt es in der
gesetzlichen Rentenversicherung bei Verheirate-
ten Versorgungsanspriiche des Uberlebenden.
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Zusammen mit der Steuer- und Sozialversiche-
rungsfreiheit geringfiligiger Beschéftigung resul-
tieren hieraus Anreize, die zumindest bei be-
grenzter Erwerbsneigung oder -mdglichkeit dazu
fithren, dass ,.kleine” Beschéftigungsverhiltnisse
(Minijobs) bevorzugt werden. Verstarkt wird
dieser Effekt dadurch, dass Minijobs steuerfrei
sind und bei Verheirateten den Splitting-Vorteil
nicht beeintrdchtigen. Selbst wenn dies Empféan-
gerlnnen von Leistungen der Grundsicherung
nicht oder nur selten unmittelbar betrifft, sind
die Wirkungen dieser Regelungen auf die Struk-
turierung von Arbeitsangebot und -nachfrage
nicht zu vernachldssigen (vgl. auch 4.3). Grof3e-
re unmittelbare Bedeutung haben hingegen kin-
derbezogene Transfers, die in mehreren Syste-
men angesiedelt sind und je nach Status der
Bezugsberechtigten unterschiedliche Niveaus
aufweisen. Dem Kindergeld in Hohe von 154 €
pro Monat, das als Basis-Leistung angesehen
werden kann, stehen im System der Einkom-
mensteuer die Kinderfreibetrige gegeniiber,
die bei hoheren Einkommen zu einer teils deut-
lich hoheren Entlastung fithren. Im System der
Grundsicherung liegen die kinderbezogenen
Zahlungen ebenfalls deutlich hoher als das
Kindergeld. So erhélt z. B. eine allein erziehende
ALG II-Beziehende nach Angaben von Schéfer
(2005: 8) kindbezogene Leistungen in Hohe von
428,20 € (207€ Regelleistung, 124,20 € Mehr-
bedarfszuschlag und 97 € anteilige Miet- und
Heizkostenerstattung). Um mit Erwerbstatigkeit
ein vergleichbares Niveau zu erreichen, muss
die erhebliche Differenz zum Kindergeld iiber-
wunden werden. Der im Prinzip zur Behebung
dieser Problematik eingefiihrte Kinderzuschlag
scheint diese Zielsetzung nur begrenzt zu erfiil-
len, zumal seine Ausgestaltung sehr kompliziert
ist.

Auf Seiten der Unternehmen bestehen we-
niger ,,Sprungstellen®, weil bei den Arbeitskosten
vor allem die Lohn- und Lohnnebenkosten rele-
vant sind. Eine kleinere Sprungstelle besteht
zwischen Minijobs und sozialversicherungs-
pflichtiger Beschéftigung. Fiir Minijobs sind seit
1. Juli 2006 pauschale Abgaben in Héhe von 30%

(vorher 25%) des Bruttolohnes zu leisten, wih-
rend die Sozialabgaben bei sozialversicherungs-
pflichtiger Beschéftigung (bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze) mit rund 21% etwas niedriger
liegen. Dies beeintrichtigt die Attraktivitdt von
Minijobs fiir Unternehmen jedoch anscheinend
kaum. Denn es gibt zahlreiche Indizien dafiir,
dass Arbeitgeber die hoheren Abgaben fiir Mini-
jobs auf unterschiedlichen Wegen ganz oder
teilweise auf die betroffenen Beschiftigten ab-
wélzen. So hat eine IAT-Auswertung auf der
Basis des SOEP 2004 ergeben, dass fast 85% der
geringfiigig Beschéftigten Stundenlohne unter-
halb der Niedriglohnschwelle erhalten, was
darauf hinweisen konnte, dass Lohnabschlige
bei MinijobberInnen nicht selten sind, obwohl
dies den Regelungen im Teilzeit- und Befristungs-
gesetz widerspricht (vgl. Kalina/Weinkopf 2006).
Dariiber hinaus gibt es weitere Hinweise, dass
geringfiigig Beschéftigte auch bei anderen Leis-
tungen wie etwa der Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall benachteiligt werden (vgl. Winkel 2005).
Wie in 2.4.2 bereits angesprochen, wiirden
bei einer Umsetzung einiger der aktuell disku-
tierten Kombilohn-Konzepte auf Unternehmens-
seite iiberdies neue Sprungstellen geschaffen.
Dies betrifft insbesondere die ,Magdeburger
Alternative®, die eine erhebliche und dauerhafte
Subvention fiir zusétzliche Einstellungen in der
jeweils untersten Lohngruppe vorsieht, die je-
doch vollstindig entfiele, wenn die gefoérderte
Person in die ndchsthohere Lohngruppe aufstei-
gen wiirde. Das Progressiv-Modell der GRUNEN
mit reduzierten Sozialabgaben fiir Arbeitsplitze
unterhalb eines Monatsverdienstes von 2.000 €
wiirde nicht nur die Attraktivitit von niedrig
bezahlten Vollzeitstellen erhohen, sondern auch
erhebliche Anreize zur Aufspaltung von Arbeits-
pldtzen bieten — je kleiner die Einheiten, desto
geringer die Abgabenbelastung.
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass
eine bessere Abstimmung unterschiedlicher Re-
gelungen des Steuer- und Transfersystems bei
Reformen bestehender und Einfithrung neuer
Kombilohn-Varianten zweifellos beriicksichtigt
werden muss, wenngleich eine vollstandige Har-



monisierung kaum méglich erscheint. Hand-
lungsbedarf und -moglichkeiten bestehen nach
unserer Einschitzung inshesondere im Bereich
kinderbezogener Transfers, wobei allerdings
eine Angleichung mittels einer Absenkung der
kinderbezogenen Leistungen in der Grundsiche-
rung (vgl. etwa Schifer 2005) familien- und so-
zialpolitisch problematisch erscheint. Dariiber
hinaus wire auch darauf zu achten, keine neuen
LSprungstellen® auf Seiten der Arbeitgeber zu
schaffen, die zu einer weiteren Reduzierung voll
sozialversicherungspflichtiger Beschiftigungs-
verhéltnisse filhren kénnten.

4.1.4 Konsequentere , Aktivierung”

Der internationale Vergleich verweist darauf,
dass es jenseits finanzieller ,Stellschrauben®
auch eine Reihe anderer Ansatzpunkte gibt, um
Arbeitslose zu verstidrkten Eigenbemiihungen
bei der Arbeitssuche zu bringen bzw. ihre Er-
werbsintegration zu fordern. So gelten etwa die
hier nicht nidher betrachteten skandinavischen
Lander als Beispiele fiir eine Kombination eines
vergleichsweise hohen Niveaus der finanziellen
Mindestsicherung mit einem hohen Grad der
Aktivierung von Arbeitslosen, die z. B. zur Teil-
nahme an unterschiedlichen arbeitsmarktpoli-
tischen Maflnahmen verpflichtet sind. Am leich-
testen und kostengiinstigsten umsetzbar ist eine
Aktivierungsstrategie allerdings bei einer hohen
Nachfrage nach Arbeitskriften, was sich am
Beispiel GroBbritanniens belegen ldsst: Hier wur-
de die Umsetzung einer konsequenten Aktivie-
rung von Arbeitslosen in den neunziger Jahren
dadurch erleichtert, dass zahlreiche offene Stel-
len zu besetzen waren und die Ablehnung eines
geeigneten Stellenangebotes sanktioniert wer-
den konnte.

In Deutschland haben Unternehmen jedoch
derzeit angesichts der hohen Arbeitslosigkeit
offenbar oftmals kaum Schwierigkeiten, auch
niedrig bezahlte Stellen mit ungiinstigen Arbeits-
bedingungen zu besetzen, und verzichten daher
héufig sogar auf deren Meldung bei der 6ffent-
lichen Arbeitsvermittlung (vgl. Hieming et al.

2005). Dies heifit nicht unbedingt, dass die Ar-
beitsanreize von Arbeitslosen in jedem Fall aus-
reichend hoch sind, aber selbst wenn dies nicht
der Fall wire, resultiert fiir die Unternehmen
hieraus offenbar kein Problem, weil sie vorhan-
dene Stellen trotzdem besetzen kénnen. Vor
diesem Hintergrund sind auch die Moglichkeiten
zur Uberpriifung der Arbeitsbereitschaft von
Arbeitslosen im Rahmen konkreter Stellenan-
gebote begrenzt. Dies gilt umso mehr, als mog-
lichst passgenaue Vermittlungsvorschldge bei der
Besetzung offener Stellen ein wichtiges Kriterium
fiir Unternehmen bei der Beurteilung der Quali-
tit der Arbeitsvermittlung und deren Inanspruch-
nahme sind. Dies ist auch eine Begriindung
dafiir, dass ArbeitsvermittlerInnen es haufig ab-
lehnen, Stellenangebote zur Uberpriifung der
Arbeitsbereitschaft von Arbeitslosen zu nutzen,
zumal hierfiir im Rahmen des arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumentariums eine Reihe anderer
MabBnahmen zur Verfiigung stehen — insbeson-
dere Trainingsmafnahmen und Arbeitsgelegen-
heiten.

Letztere sind allerdings aus verschiedenen
Griinden sehr umstritten. Dies betrifft zum einen
die Frage, inwieweit durch die verstirkte Ein-
richtung von Arbeitsgelegenheiten reguldre Be-
schiftigung verdriangt bzw. deren Aufbau ver-
hindert wird. Zum anderen verweist eine aktuelle
Studie des IAB darauf, dass die Zusatzjobs bis-
lang ,nicht sehr zielgruppenorientiert® (Wolff/
Hohmeyer 2006: 41) — also nicht vorrangig fiir
Personen mit besonderen Vermittlungshemm-
nissen eingesetzt werden. Dies kann zum einen
daran liegen, dass eine Uberpriifung der Verfiig-
barkeit vor allem fiir Personen mit vergleichs-
weise guten Arbeitsmarktchancen effektiv er-
scheint (vgl. Wolff/Hohmeyer 2006: 42). Zum
anderen ist hierbei nach unserer Einschdtzung
jedoch auch zu beriicksichtigen, dass parallel zur
Einfithrung der Zusatzjobs der Umfang anderer
arbeitsmarktpolitischer MafBnahmen deutlich
zurlick gefahren wurde, wodurch insgesamt
weniger Alternativen zur ,Aktivierung“ von Ar-
beitslosen zur Verfiigung stehen. Zu priifen wére
in diesem Kontext, ob die fiir Zusatzjobs einge-
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setzten Mittel ggf. effektiver genutzt werden
konnten — etwa zur Finanzierung von reguldrer
offentlich geforderter Beschiftigung fiir beson-
ders benachteiligte Arbeitslose, deren Wieder-
beschéftigung auch mit verschiedenen Varianten
von Kombiléhnen kaum erreichbar erscheint.

Insgesamt scheint die Betreuung und Bera-
tung von Arbeitslosengeld II-Beziehenden nach
den Reformen der Mindestsicherung Anfang
2005 und den damit verbundenen verdnderten
Zustdndigkeiten noch nicht optimal zu laufen,
worauf der Bundesrechnungshof (2006) kiirzlich
nochmals nachdriicklich hingewiesen hat. Die
Funktionsfahigkeit der zustdndigen Institutionen
zu verbessern, wire jedoch eine zentrale Voraus-
setzung, um das Prinzip des ,Férderns und For-
derns“ konsequenter umzusetzen und damit
auch eine verbesserte Erwerbsintegration zu
erreichen. Dies wire auch eine wichtige flankie-
rende Rahmenbedingung fiir die erfolgreiche
Umsetzung fast aller hier skizzierten Reform-
optionen, zumal die Erfahrungen mit fritheren
Kombilohn-Modellprojekten darauf verweisen,
dass die Beratung und Information von Unter-
nehmen und Arbeitsuchenden iiber bestehende
Fordermoglichkeiten eine wichtige Vorausset-
zung fiir deren Akzeptanz und Inanspruchnahme
ist.

4.2 Einfiihrung eines gesetzlichen
Mindestlohnes

Eine gédnzlich andere ,,Stellschraube“ zur Redu-
zierung des finanziellen Aufwandes fiir die Auf-
stockung von niedrigen Erwerbseinkommen, die
nicht am Niveau der Transferleistungen ansetzt,
wire die Einfilhrung eines gesetzlichen Mindest-
lohnes, um eine untere Grenze fiir staatliche
Zuzahlungen zu niedrigen Lohnen einzuziehen.
In GroBbritannien hat dieses Argument bei der
Einfithrung des gesetzlichen Mindestlohns im
Jahre 1999 eine wichtige Rolle gespielt. Hier
wurde betont, dass der Ausbau der Grundsiche-
rung und die Ausweitung der Steuergutschriften
fiir gering Verdienende nur finanzierbar seien,

wenn gleichzeitig betriebliches Lohndumping
unterbunden werde. Ohne Mindestlohne konnten
die Unternehmer die Lohne aber in der Gewiss-
heit senken, dass der Steuerzahler die Differenz
zahle (vgl. Bosch/Weinkopf 2006a). Die deut-
lichen Erh6hungen des britischen Mindestlohns
in den vergangenen Jahren haben hier zudem
finanzielle Spielrdume geschaffen, um die Ein-
kommensgrenzen fiir die dortigen arbeitnehmer-
seitigen Kombilohne in Form von Steuergutschrif-
ten anzuheben und inzwischen auch auf Kinder-
lose auszuweiten.

Der steigende Anteil von Niedriglohnen in
Deutschland und die gro3e Zahl von Erwerbsté-
tigen, die Anspruch auf ergénzende Leistungen
der Grundsicherung haben, verweisen darauf,
dass diesbeziiglich auch in Deutschland Hand-
lungsbedarf besteht. Nach [IAT-Berechnungen
liegt z. B. die Zahl der abhédngig Beschiftigten
(einschlieBlich Teilzeit und Minijobs), die fiir
Bruttolohne von weniger als 7,50 € pro Stunde
arbeiten, bei rund 4,6 Millionen (vgl. Kalina/
Weinkopf 2006b). In vergleichbaren Nachbar-
lindern wie GroBbritannien, Frankreich oder
den Niederlanden liegen die gesetzlichen Min-
destlohne demgegeniiber zwischen 7,36 € und
8,03 € brutto pro Stunde (vgl. Bosch/Weinkopf
2006a). Je nachdem, in welcher Hohe ein Min-
destlohn in Deutschland eingefiihrt wiirde,
konnte hierdurch ein mehr oder weniger groer
Teil der aufstockenden Leistungen an Erwerbs-
tétige eingespart werden — zumindest unter der
Voraussetzung, dass die Beschéftigungswirkun-
gen mindestens neutral wéren. Vorliegende em-
pirische Untersuchungen und Erfahrungen aus
anderen Ldndern verweisen darauf, dass die
Beschiftigungseffekte nicht nur von der Hohe
eines gesetzlichen Mindestlohnes, sondern auch
von der Ausgestaltung des Einfiihrungsprozesses
beeinflusst werden kénnen (vgl. Bosch/Weinkopf
2006 a, b und c).

Die erzielbaren Einsparungen bei ergin-
zenden Transferleistungen durch die Einfiihrung
einer Untergrenze fiir Niedriglohne betrédfen
grundsétzlich alle Formen der Erwerbstétigkeit,
die bislang zu Stundenlohnen unterhalb des



Niveaus eines evtl. gesetzlichen Mindestlohnes
ausgeiibt werden, weil sich die Erwerbseinkom-
men entsprechend erh6hen wiirden. Ein vollstan-
diges Ausscheiden aus dem Anspruch auf ergin-
zende Leistungen der Grundsicherung wire je-
doch am ehesten bei den Vollzeitbeschéftigten
zu erwarten, sofern sie nicht aufgrund der Haus-
haltsgréf3e einen besonders hohen Bedarf ha-
ben.

Neben der Funktion eines gesetzlichen Min-
destlohnes, den Aufwand fiir die Finanzierung
von Kombilohnen zu begrenzen, ist auch eine
andere Variante des Zusammenwirkens von
Kombi- und Mindestlohnen denkbar, wie das
Beispiel Frankreichs gezeigt hat: Hier wird die
Kostenbelastung der Unternehmen durch den
vergleichsweise hohen gesetzlichen Mindestlohn
(sowohl absolut als auch relativ zum Durch-
schnittseinkommen) dadurch abgefedert, dass
fiir Arbeitspldtze mit einer Entlohnung von bis
zum 1,6-fachen des Mindestlohnes eine Redu-
zierung der Sozialabgaben gewidhrt wird. Der
finanzielle Aufwand fiir diese arbeitgeberbezo-
genen Kombilohne ist mit jahrlichen Kosten von
aktuell ca. 19,5 Milliarden € allerdings betracht-
lich, zumal umstritten ist, ob und in welchem
Umfang hierdurch zusétzliche Arbeitspldtze ge-
schaffen oder bestehende erhalten worden sind
bzw. ggf. sogar nur eine Substitution hoher be-
zahlter durch niedriger bezahlte Tatigkeiten
stattgefunden hat.

Grundsiétzlich wire es auch moglich, derar-
tige arbeitgeberseitige Subventionen auf die
Beschiftigung von speziellen Zielgruppen wie
etwa Alteren oder Personen ohne abgeschlossene
Berufsausbildung zu begrenzen, um deren Be-
schiftigungschancen zu erh6hen oder zu erhal-
ten. Letzteres konnte z. B. in Betracht gezogen
werden, wenn sich heraus stellen sollte, dass
sich die Einflihrung eines gesetzlichen Mindest-
lohnes auf die Beschéftigungschancen solcher
Gruppen negativ auswirken wiirde. Eine weitere
Option besteht theoretisch darin, arbeitgeber-
bezogene Zuschiisse nur fiir tatsdchlich zusatz-
liche Arbeitsplédtze zu gewdhren — ggf. sogar in
Kombination mit einer Forderung fiir die Be-

schéftigung spezieller Zielgruppen. Wie in 2.3.1
bereits angesprochen, ist das Konzept der ,,Magde-
burger Alternative im Prinzip als ein solcher
Ansatz anzusehen. Allerdings erscheint zweifel-
haft, ob die Zusétzlichkeit und die Beschridnkung
auf bestimmte Zielgruppen einerseits kontrolliert
und andererseits Verdrangungseffekte in ande-
ren Arbeitsmarktsegmenten vermieden werden
konnten.

Wichtig ist herauszuheben, dass sich die
beiden hier skizzierten méglichen Varianten des
Zusammenwirkens von Kombi- und Mindestloh-
nen nicht grundsétzlich ausschlieen, sondern
auch ineinander greifen kénnen. Allerdings wird
der gewlinschte Effekt eines Mindestlohns, den
finanziellen Aufwand fiir arbeitnehmerseitige
Kombiléhne zu begrenzen, verringert, wenn im
Gegenzug arbeitgeberseitige Kombilohne einge-
fiihrt werden. Im Extremfall kénnte dies sogar
dazu fiihren, dass den Einsparungen auf der
einen Seite hohere Ausgaben auf der anderen
Seite gegeniiber stehen. Diese Gefahr besteht
insbesondere, wenn arbeitgeberseitige Subven-
tionen fiir alle Niedriglohnjobs ohne Zielgrup-
penbezug gewdhrt werden, wihrend ein An-
spruch auf arbeitnehmerseitige Kombil6hne nur
bei einer Bediirftigkeit im Haushaltskontext
besteht.

4.3 Reform der geringfiigigen
Beschaftigung

Ergénzend zu den hier aufgezeigten unterschied-
lichen Reformméglichkeiten der Grundsicherung
wire aus unserer Sicht auch die Ausgestaltung
der Mini- und Midijobs auf den Priifstand zu
stellen. Wie in 2.1 beschrieben, sind die damit
verbundenen Vergiinstigungen an Beschéftigte
unter den bereits existierenden Kombil6hnen die
einzige Subvention, die vollig ohne Zielgruppen-
bezug und Bedarfspriifung gewéahrt wird. Dies
erscheint umso gravierender, als gleichzeitig die
Zahl der Begiinstigten mit rund 7 Millionen Per-
sonen weitaus hoher liegt als bei allen anderen
Kombilohnen.
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Insbesondere die Minijobs sind zwar bei
Unternehmen wie Beschiftigten sehr beliebt,
aber es erscheint priifenswert, ob die damit ver-
bundenen Anreize zur Aufspaltung von sozial-
versicherungspflichtigen Beschéftigungsverhalt-
nissen nicht deutlich verringert bzw. beseitigt
werden miissten. Denn diese fiithren einerseits
zu erheblichen Einnahmeverlusten in der Sozial-
versicherung und haben andererseits zudem
noch den Effekt, dass andere Personengruppen
bei Einstellungen Arbeitslosen oftmals vorgezo-
gen werden. Vor diesem Hintergrund stellt sich
die Frage, ob die hierfiir eingesetzten Mittel nicht
besser und effektiver genutzt werden konnten,
um die Beschéaftigung spezieller Zielgruppen wie
etwa gering Qualifizierter und Langzeitarbeits-
loser gezielter zu fordern.

Vorliegende Vorschldge wie etwa das Pro-
gressiv-Modell der GRUNEN heben zwar hervor,
dass hierdurch die Sonderregelungen fiir Mini-
und Midijobs aufgehoben werden kénnten. Al-
lerdings wiirde die Umsetzung des Konzeptes
tendenziell dazu fiihren, dass zumindest die
Anreize fiir Arbeitgeber, verstirkt auf kleine
Arbeitsverhéltnisse zu setzen, erhalten blieben
oder sich sogar noch weiter erhohen wiirden.

4.4 Zusatzliche Kombilohne fiir spezielle
Zielgruppen?

Ob {iiber die bestehenden Regelungen hinaus
zusétzliche Kombilohne fiir spezielle Zielgruppen
eingefiihrt werden sollten, miisste nach unserer
Einschétzung sorgfiltig gepriift werden. Hierbei
stellt sich zunéchst die Frage, fiir welche Ziel-
gruppen solche Konzepte Wirkung entfalten
konnten. Die Darstellung der Ansétze in den USA,
GroBbritannien und Frankreich hat gezeigt, dass
in diesen Ldndern Personen mit Kindern die
vorrangige Zielgruppe arbeitnehmerbezogener
Kombilohne sind und dass sich positive Wir-
kungen auf die Erwerbsbeteiligung am ehesten
fiir Alleinerziehende nachweisen lassen. Die
Gruppe der Alleinerziehenden hat auch bereits
bei der modellhaften Erprobung mancher Kom-

bilohne in Deutschland (z. B. beim Mainzer Mo-
dell und beim Einstiegsgeld in Baden-Wiirttem-
berg — vgl. 2.2) eine besondere Rolle gespielt.
Allerdings stellt sich in diesem Zusammenhang
die Frage, ob Kombilohne in Deutschland tat-
sichlich der am besten geeignete Ansatz wéren,
um das Problem der im internationalen Vergleich
relativ geringen Erwerbsbeteiligung von Miittern
anzugehen. Vieles deutet darauf hin, dass die
Ursache hierfiir nicht in erster Linie in unzurei-
chenden Arbeitsanreizen, sondern in der man-
gelnden Vereinbarkeit von Beruf und Familie
liegt. Um die Vereinbarkeit zu verbessern, wéren
qualitativ hochwertige Betreuungsangebote ins-
besondere fiir Kleinkinder, aber auch fiir andere
Altersgruppen deutlich auszuweiten und tber-
dies die Flexibilitdt der Angebote zu erhohen
(vgl. Esch/Stobe-Blossey 2005).

Als mogliche Zielgruppen fiir zielgruppen-
spezifische Kombilohne werden in Deutschland
aktuell meist Arbeitslose genannt, deren Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt besonders schlecht
sind - z. B. Langzeitarbeitslose, Altere oder for-
mal gering Qualifizierte. Deren Beschéftigungs-
chancen sollen i.d.R. durch eine Kombination
von arbeitnehmer- und arbeitgeberseitigen Zu-
schiissen verbessert werden (vgl. z.B. diein 2.3.2
beschriebenen Kombilohn-Ansétze der Bundes-
linder NRW und Niedersachsen). Bei den vorlie-
genden Vorschldgen zur Einfiihrung zielgrup-
penspezifischer Kombilohne wird nach unserer
Einschétzung allerdings hdufig zu wenig bertick-
sichtigt, ob bereits Forderinstrumente fiir die
jeweilige Zielgruppe existieren, die ggf. in Kon-
kurrenz zu einem neuen Kombilohn treten kénn-
ten. Hierauf verweisen z. B. die Erfahrungen mit
dem SGI-Modell, dessen geringe Inanspruchnah-
me auch daran lag, dass insbesondere fiir Lang-
zeitarbeitslose alternativ auch andere Lohnkos-
tenzuschiisse zur Verfiigung standen, die zwar
eine kiirzere Laufzeit hatten, aber hohere For-
dersummen versprachen. Dariiber hinaus ist zu
beméngeln, dass der Frage, ob Kombilohne wirk-
lich geeignet sind, um die Beschéftigungshemm-
nisse der jeweils anvisierten Zielgruppen auszu-
gleichen, oftmals nicht ausreichend Beachtung



geschenkt wird. Dies betrifft insbesondere die
Analyse, ob das Problem eher in zu geringen Ar-
beitsanreizen auf Seiten der Beschéftigten liegt
oder auf Seiten der Unternehmen in Form zu
hoher Arbeitskosten — oder ob nicht andere
strukturelle Probleme die Ursache sind, die sich
aber mit Hilfe von Kombiléhnen kaum losen
lassen.

Umstritten ist nicht zuletzt die Frage, ob eine
Forderung zeitlich befristet werden kann oder
dauerhaft gewdhrt werden sollte. Aus unserer
Sicht wire es sinnvoll mit dauerhaften Subven-
tionen grundsétzlich sehr zuriickhaltend umzu-
gehen — und zwar nicht nur, um den finanziellen
Aufwand zu begrenzen, sondern auch aus grund-
sitzlichen Erwadgungen: Unbefristete Subven-

tionen sollten auf Personen beschrénkt werden,
deren Leistungsfahigkeit dauerhaft gemindert ist
(z. B. Schwerbehinderte) oder bei denen keine
realistische Perspektive mehr auf ungeforderte
Beschiftigung besteht — etwa bei Alteren, bei
denen eine begrenzte Frist bis zur Rente iiber-
briickt werden soll. Abgesehen von diesen Aus-
nahmen sollten zielgruppenspezifische Kom-
bilohne grundsétzlich so ausgestaltet und flan-
kiert werden, dass Ubergéinge in ungeforderte
Beschiftigung nicht nur nicht behindert, sondern
im Gegenteil gezielt unterstiitzt werden. Je nach-
dem, in welchem Umfang dies tatsdchlich geldn-
ge, wiirden Mittel frei, die fiir die Forderung
weiterer Arbeitsloser genutzt werden kénnten.
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5. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Im Rahmen dieser Expertise stand im Mittel-
punkt, auf der Basis der bisherigen Erfahrungen
und Ansétze in Deutschland und in ausgewéhlten
anderen Landern (USA, GroBbritannien, Frank-
reich) auszuloten, welche Zielsetzungen mit
Kombilohnen grundsétzlich verfolgt werden
konnen, welche Wirkungen in der Praxis erzielt
worden sind und welche Schlussfolgerungen und
Anregungen hieraus fiir Reformoptionen in
Deutschland gezogen werden konnen. Wie in den
Teilen 1 und 2 beschrieben, hat sich der Focus
der deutschen Debatte iiber Kombiléhne in
jingster Zeit deutlich verdandert. Wurde bislang
vorrangig dariiber diskutiert, ob — und wenn ja:
in welcher Form — Kombil6hne in Deutschland
eingefiihrt werden sollen, so wird in jlingeren
Stellungnahmen und Verbffentlichungen hédufig
(wie auch hier) betont, dass es bereits eine Reihe
von Regelungen gibt, die als Kombilohn-Varian-
ten anzusehen sind.

Vor diesem Hintergrund steht nunmehr
stirker die Frage im Mittelpunkt, wie diese Kom-
bilohne so ausgestaltet werden konnen, dass sie
bezogen auf bestimmte Zielsetzungen effektiver
wirken. An welche Ziele dabei konkret gedacht
wird, ist hochst unterschiedlich. Wir haben in
Teil 1 eine Systematik vorgestellt, die vier Kern-
ziele von Kombilohnen beinhaltet, denen sich
die meisten der zahlreichen einzelnen Zielset-
zungen, die in der Debatte eine Rolle spielen,
zuordnen lassen:

e die Erhohung monetérer Arbeitsanreize / Aus-
weitung des Arbeitsangebotes;

e Stabilisierung / Erh6hung der Arbeitsnach-
frage;

e Armutsvermeidung;

e Entlastung / Stabilisierung der Sozialausga-
ben.

In den bereits erprobten Kombilohn-Modellpro-

jekten in Deutschland standen vor allem die

ersten beiden Zielsetzungen, die stiarker als die
beiden anderen die Wirkungen von Kombil6hnen
auf die Beschéftigung in den Blick nehmen, im
Mittelpunkt. Allerdings haben die zeitlich befris-
teten und oftmals regional begrenzten Ansitze
bislang keinen Beleg fiir die erhofften Wirkungen
erbracht. Die Inanspruchnahme der Zuschiisse
war begrenzt und oftmals niedriger als erwartet,
Mitnahmeeffekte in vielen Fillen nicht auszu-
schlieBen und die anvisierten Zielgruppen unter
den Arbeitslosen (vor allem gering Qualifizierte
und Langzeitarbeitslose) wurden nur z.T. erreicht
(vgl. 2.2). Vor diesem Hintergrund war die De-
batte iiber die flichendeckende Einfiihrung von
Kombilohnen zwischenzeitlich abgeebbt, zumal
verschiedene Modellrechnungen weitgehend
iibereinstimmend zu dem Ergebnis gekommen
waren, dass die Beschéftigungseffekte von Kom-
bilohnen begrenzt, die Kosten aber sehr hoch
waren (vgl. z. B. Bender/Rudolph 1999; Wagner
et al. 1999).

Einige neuere Vorschldge fiir Kombil6hne
(vgl. 2.3) haben zwar durchaus Beachtung ge-
funden; ihre Umsetzung auf Bundesebene wurde
aber bislang nicht ernsthaft erwogen. Dem Ziel
der Armutsvermeidung, das in anderen Landern
eine zentrale Rolle bei der Einfiihrung und Aus-
weitung von Kombilohnen gespielt hat, wurde
in Deutschland traditionell vergleichsweise we-
nig Beachtung geschenkt — wenn tiberhaupt,
dann meist im Kontext der Frage, dass Niedrig-
16hne, die zur Bestreitung des Lebensunterhaltes
nicht ausreichen, durch Kombilohne aufgestockt
werden sollten. Neuen Schwung in die deutsche
Diskussion tiber Kombilohne hat die Ankiindigung
der neuen Bundesregierung gebracht, bis Herbst
2006 ein Konzept fiir Kombiléhne zu entwickeln,
bei dem auch die Frage, ob eine Flankierung
durch die Einfithrung von Mindestlohnen not-
wendig sei, beriicksichtigt werden solle.



Nachdem im Friihjahr dieses Jahres be-
kannt geworden ist, dass fast 20% der Bezie-
herlnnen von Arbeitslosengeld II gleichzeitig
auch erwerbstitig sind, wird die 6ffentliche Dis-
kussion verstirkt mit einem besonderen Augen-
merk auf moglichen Missbrauch (vor allem auf
Seiten der Arbeitslosen) und die Frage der Finan-
zierbarkeit gefiihrt. Hierbei wird zunehmend
auch das vergleichsweise hohe Niveau der Grund-
sicherung in Deutschland in Frage gestellt. An-
kniipfend an diese Kontroversen erschienen uns
im Rahmen dieser Expertise vor allem zwei Fra-
gestellungen besonders interessant, zu denen
bislang kaum Analysen vorliegen:

e Welche Kombinationen von Kombi- und Min-
destléhnen sind grundsitzlich denkbar und
welche Wirkungen sind dabei erzielbar?

¢ Welche Méglichkeiten (und Grenzen) beste-
hen, Kombilohne so auszugestalten, dass sich
eine Ausweitung des Arbeitsvolumens finan-
ziell ,lohnt“?

Mit einem speziellen Augenmerk auf diese beiden
Fragen haben wir in Teil 3 analysiert, wie Kom-
bilohne in den USA, GrofBbritannien und Fran-
kreich ausgestaltet sind, in welchem Verhéltnis
Mindestsicherung, Kombi- und Mindestlohne in
diesen Ldndern zueinander stehen und wie in
diesem Rahmen mit Teilzeitbeschéftigung um-
gegangen wird. Dabei hat sich u.a. gezeigt, dass
die finanziellen Spielrdume fiir grofBziigigere
Kombilohne bei einem hoheren Niveau der
Grundsicherung zwar begrenzt sind, sich aber
durch die Flankierung mit gesetzlichen Mindest-
l6hnen ausweiten lassen. Eine iberzeugende und
auch auf Deutschland {ibertragbare Losung fiir
das Problem, dass Teilzeitarbeit in Kombination
mit Kombilohnen bzw. Leistungen der Grundsi-
cherung ggf. attraktiver ist als eine Ausweitung
des Arbeitsvolumens, liefern hingegen auch die
anderen Linder nicht.

In Teil 4 wurden vor diesem Hintergrund
verschiedene Reformoptionen fiir Deutschland
diskutiert. Dabei ist deutlich geworden, dass es
keine einfachen Antworten fiir die Losung der
Probleme bzw. Schwichen der derzeitigen Re-
gelungen gibt, die aktuell kritisch diskutiert

werden. In den meisten Fallen miissen mogliche
Vor- und Nachteile bestimmter Reformoptionen
gegeneinander abgewogen werden. Manche
bergen zudem erhebliche Finanzierungsrisiken
bei eher unsicheren Wirkungen. Ansatzpunkte,
die bei kiinftigen Uberlegungen auf jeden Fall
einbezogen werden sollten, sehen wir im Wesent-
lichen an drei Stellen:

e Wenn die unterschiedliche Héhe kinderbezo-
gener Transfers (innerhalb und au3erhalb des
ALG-I1I-Bezugs) tatsdchlich ein besonderes
Hemmnis fiir die Uberwindung der Hilfebe-
dirftigkeit bei Haushalten mit Kindern dar-
stellt, dann wére hier ein wichtiger Ansatz-
punkt fiir mogliche Reformen zu sehen. In
welcher Form hier Verbesserungen erreicht
werden konnten, wire genauer zu priifen -
z.B. ob eine Staffelung von Transferentzugs-
raten nach Kinderzahl sinnvoll sein konnte
oder nicht.

e Wenn die Anreize zu einer mehr als geringfii-
gigen Erwerbstétigkeit zusétzlich zu ergén-
zenden Leistungen der Grundsicherung ge-
steigert werden sollen, dann sollte auch alles
dafiir getan werden, dass Arbeitslosengeld II-
Empféangerlnnen grofere Chancen haben,
eine sozialversicherungspflichtige Beschéfti-
gung aufzunehmen. Eine Reform der gering-
fiigigen Beschéftigung konnte dies unterstiit-
zen. Durch eine Reduzierung oder Abschaf-
fung der Steuer- und Sozialversicherungsfrei-
heit von Minijobs kénnte das konkurrierende
Angebot an Arbeitskréften in diesem Segment
zumindest verringert werden — insbesondere
in der Gruppe der bereits Beschéaftigten, die
einen Nebenjob suchen. Auf Seiten der Unter-
nehmen wiirde ein geringeres Arbeitsangebot
fiir Jobs mit kurzer Arbeitszeit die Anreize zur
Aufspaltung sozialversicherungspflichtiger
Arbeitsverhiltnisse verringern bzw. sogar be-
wirken, dass wieder verstirkt solche Arbeits-
plidtze eingerichtet werden. Dass dies grund-
sdtzlich moglich ist, haben z.B. die Erfah-
rungen nach der vorletzten Reform der ge-
ringfligigen Beschéftigung im Jahr 1999 ge-
zeigt (vgl. Jaehrling et al. 2006: 123f.).
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e Wenn dariiber diskutiert wird, wie sich Ein-

sparungen im System der Grundsicherung
erreichen lassen, sollte sich dies nicht nur —
wie bislang ganz iberwiegend — auf die Frage
beschréinken, wie ,Missbrauch® auf Seiten der
Beschiftigten eingedammt werden kann.
Vielmehr muss hierbei auch der ebenfalls
mogliche Missbrauch auf Seiten der Unterneh-
men einbezogen werden. Diesem wird bislang
nur wenig Beachtung geschenkt — und wenn
iiberhaupt, dann iberwiegend in ,, Komplizen-
schaft® mit den Beschiftigten (etwa, indem
niedrigere Lohne vereinbart oder die Arbeits-
zeit verkiirzt wird). Tatsdchlich ist jedoch be-
reits seit Jahren eine Ausweitung von Niedrig-

lohnjobs in Deutschland zu verzeichnen — und
zwar teilweise auch zu extrem niedrigen Loh-
nen, die in anderen Lindern aufgrund gesetz-
licher Mindestlohne unzulidssig sind. Ohne
verbindliche Mindeststandards besteht aber
die Gefahr, dass Unternehmen das System der
Grundsicherung zunehmend nutzen, um Lohn-
dumping zulasten der Sozialkassen zu for-
cieren. Ausgewogene Reformen miissten Ma@3-
nahmen beinhalten, die auch diesen Miss-
brauch wirksam unterbinden. Warum sollte
in Deutschland schéidlich sein, was viele an-
dere Linder bereits seit langem haben - ein
gesetzlicher Mindestlohn?



Anhang

Abbildung A1: Entwicklung der Real-Mindestlohne 1970-1997
Nominal-Mindestldhne bereinigt um Konsumerpreisindex
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Quelle: OECD 1998: 40
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Abbildung A2: Haushaltsnettoeinkommen verschiedener Haushaltskonstellationen ohne

Die folgenden Grafiken bilden ab, wie stark das Haushaltseinkommen mit zunehmendem Einkommen aus
Erwerbstdtigkeit steigt. Bedingt durch die nach Landern unterschiedliche Steuerhthe, Sozialabgaben und
Anrechnung von Transferleistungen fallt der Anstieg mehr oder weniger stark aus. Die Berechnungen bezie-
hen sich auf solche Haushalte, deren Mitglieder nur Anspruch auf Leistungen aus dem Mindestsicherungs-
system haben (in Deutschland: Grundsicherung fur Arbeitssuchende, Sozialgeld), und keinen Anspruch auf
hohere Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung o.a.. Die Berechnungen basieren auf den Daten der OECD
(OECD 2006); zur Methodik der Berechnungen siehe Kasten 1 in diesem Anhang. Zu beachten ist insbeson-
dere, dass die Erstattung der Unterkunftskosten fir Alleinstehende und Paare ohne Kinder mindestens bezo-
gen auf Deutschland zu hoch veranschlagt sind, wahrend sie insbesondere fur Paare mit zwei Kindern zu

Anspruch auf Arbeitslosengeld (2004)

gering veranschlagt sind. Maglicherweise trifft dies auch auf die tGbrigen Lander zu.

Abbildung A2: USA
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Abbildung A2: GroBbritannien

Haushaltsnettoeinkommen in GBP mtl.
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Abbildung A2: Frankreich

Haushaltsnettoeinkommen in EUR mtl.
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Abbildung A2: Deutschland*
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* Die Kurve fur Alleinstehende nach den aktuellen Zuverdienstregeln basiert auf den
Berechnungen des IfW Kiel (Boss et al. 2005; Ubersicht A6). Der deutlich niedrigere
Anfangswert ist dabei auf die dort zugrunde gelegten niedrigeren (korrekten) Erstattungen

von Unterkunftskosten zurtickzufihren.



Kasten 1: Monetare Anreize im internationalen Vergleich

Eine zentrale Frage fur die Abstimmung von Kombiléhnen mit dem Steuer- und Transfersystem ist,
welche Transfers abhangig vom Erwerbsstatus bzw. vom Einkommen aus Erwerbstatigkeit gewahrt
werden, denn nur diese Transfers kénnen mit der Aufnahme oder Erhéhung einer Erwerbstatigkeit zu
problematischen , Sprungstellen” in der Einkommenskurve flihren, also einem ggf. niedrigeren oder
gleich hohen Einkommen wie bei Nicht-Erwerbstatigkeit.

Um monetare Anreize bei Aufnahme eine Erwerbstatigkeit international vergleichen zu kénnen, hat
die OECD das Mikrosimulationsmodell , Tax-Benefit Model EUROMOD" entwickelt, in das detaillierte
Informationen Uber Hohe, Bedingungen und Einkommensgrenzen von sozialen Transfers in den verschie-
denen OECD-Landern einflieBen (vgl. Immervoll 2004). Dies erlaubt es, vergleichend gegentiberzustellen,
in welchem MaBe ein gegebener Bruttoeinkommenszuwachs — nach Einberechnung von Steuern,
Sozialabgaben, sowie dem Entzug von Transfers — zu einem erhéhten Nettoeinkommen fuhrt. Steuer-
vorteile bei gemeinsamer steuerlicher Veranlagung (Ehegattensplitting) gehen ebenso in die Rechnung
ein wie Kindergeld, Wohngeld und weitere Transfers (mit Ausnahme von Alters-, Erwerbsunfahigkeits-
sowie Witwen-Renten und Kapitaleinkiinften etc. (vgl. Carone et al. 2004; Immervoll 2004; OECD
2004). Damit werden die bisherigen auf Makro-Daten basierenden Durchschnittswerte fur effektive
Grenzsteuersatze (Average Effective Tax Rates — AETR) um einen MaBstab erganzt, der die unterschied-
liche Einkommenssituation von verschiedenen Haushaltskonstellationen berticksichtigt. Die letzten
verfligbaren Daten beruhen auf der Situation im Jahr 2004 (vgl. OECD 2006) und sind oben in den
Grafiken dargestellt.

Einschrankend ist anzumerken, dass die Angaben zu den ,housing benefits” auf problematischen
Vereinfachungen beruhen (vgl. OECD 2004, Annex A), die zumindest flr Deutschland den Wert fir
Alleinstehende und kinderlose Paare zu hoch veranschlagen. Zur Berechnung der wohnungsbezo-
genen Transfers wird ein einheitlicher Betrag von 20% des durchschnittlichen Monatsverdienstes in
der Industrie zugrundegelegt, den alle Haushaltskonstellationen unabhangig von ihrer GroBe fir die
Wohnung aufwenden und der — so offenbar die weitere Annahme fiir Deutschland — ohne Obergren-
zen auch erstattet werden. Fr das Jahr 2001 nimmt die OECD auf dieser Basis Unterkunftskosten von
545 € an. Wahrend dieser Wert fur Familien mit Kindern oftmals zu gering veranschlagt sein durfte,
Ubersteigt er jedoch deutlich die Obergrenzen fir die Erstattung der Unterkunftskosten von allein-
stehenden Empfangerinnen der damaligen ,Hilfe zum Lebensunterhalt”. Moglicherweise gelten
dhnliche Einschrankungen auch fir andere Lander.

Nicht einbezogen werden zudem die Kinderbetreuungskosten, die durch Aufnahme einer Erwerbs-
tatigkeit anfallen kénnen, sowie die darauf bezogenen Zuschusse. Hieran wird jedoch gearbeitet (vgl.
Immervoll/Barber 2005 sowie OECD 2005: 158ff.) Aufgrund der im internationalen Vergleich hohen
Kosten fur Kinderbetreuung in den USA hatte deren Einbeziehung vermutlich zur Folge, dass sich die
Einkommenskurve sich abflacht und sich den flacheren Kurven der tbrigen Lander annahert. In GroB-
britannien sind die Kinderbetreuungskosten zwar ebenfalls vergleichsweise hoch, hier wird jedoch
auch der entsprechende Zuschuss fur die Kinderbetreuung im Rahmen des WTC aus der Berechnung
ausgeklammert, wahrend fir die USA die EITC-Zuschusse im vollen Umfang in der Berechnung ent-
halten sind.

65



66

Die Autorinnen

Dr. Karen Jaehrling
Bettina Hieming
Dr. Claudia Weinkopf

Institut Arbeit und Technik
MunscheidstraBe 14
45886 Gelsenkirchen
Telefon: 0209 1707-0

Dr. Bruno Kaltenborn
Wirtschaftsforschung und
Politikberatung
Pettenkoferstr. 16-18
10247 Berlin

Telefon: 030 400 43 58-0



Literaturverzeichnis

Arbeitsamt Duisburg (2000): PLUSLohn. Forderung fiir Geringqualifizierte iber § 10 Sozialgesetz-
buch (SGB IlI). Erfahrungsbericht und Ergebnisse des Arbeitsamtes Duisburg September 1998
bis Mérz 2000 (Stand 31.03.2000): Duisburg.

Bender, Stefan / Rudolph, Helmut (1999): Kosten eines gestaffelten Zuschusses zu den Sozialversi-
cherungsbeitrdgen. Simulation des Zuschussbedarfs auf der Basis des Jahreszeitraummaterials
der Beschiftigtenstatistik von 1997. IAB-Werkstattbericht Nr. 8 vom 11. Juni 1999. Niirnberg.

Bosch, Gerhard / Kalina, Thorsten (2005): Entwicklung und Struktur der Niedriglohnbeschaftigung
in Deutschland. In: Institut Arbeit und Technik. Jahrbuch 2005. Gelsenkirchen: 29-46.

Bosch, Gerhard / Weinkopf, Claudia (unter Mitarbeit von Thorsten Kalina) (2006a): Mindestléhne
auch in Deutschland?! Expertise im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung. Gelsenkirchen.

Bosch, Gerhard / Weinkopf, Claudia (2006b): Mindestlohne — eine Strategie gegen Lohn- und Sozial-
dumping? In: Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Sozialer Ausgleich in den alten und neuen Mitglieds-
staaten der Europédischen Union. Tagung des Steuerungskreises ,Europédisches Wirtschafts- und
Sozialmodell” der Friedrich-Ebert-Stiftung. Dokumentation. Bonn: 26-35.

Bosch, Gerhard / Weinkopf, Claudia (2006¢): Mindestlohne in GrofSbritannien — ein gegliicktes Real-
experiment. In: WSI-Mitteilungen 3: 125-130.

Boss, Alfred / Christensen, Bjorn / Schrader, Klaus (2005): Anreizprobleme bei Hartz IV: Lieber ALG
11 statt Arbeit? Kieler Diskussionbeitrdge Nr. 421. Institut fiir Weltwirtschaft. Kiel.

Brenke, Karl (2006): Wachsender Niedriglohnsektor in Deutschland — sind Mindestlohne sinnvoll?
DIW-Wochenbericht Nr. 15-16: 197-206.

Briicker, Herbert / Konle-Seidl, Regina (2006): Kombilohne im internationalen Vergleich. Nicht jede
Therapie schldgt iberall an. IAB-Kurzbericht Nr. 10 vom 8. Juni 2006. Niirnberg.

Bundesagentur fiir Arbeit (2006a): Grundsicherung fiir Arbeitsuchende: Anrechenbare Einkommen
und Erwerbstétigkeit. Niirnberg.

Bundesagentur fiir Arbeit (2006b): SGB II. Sozialgesetzbuch Zweites Buch. Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende. Zahlen. Daten. Fakten. Jahresbericht 2005. Niirnberg.

Bundesrechnungshof (2006): Bericht an den Haushaltsausschuss und an den Ausschuss fiir Arbeit
und Soziales des Deutschen Bundestags nach § 88 Abs. 2 BHO — Durchfiihrung der Grundsicherung
fiir Arbeitssuchende — Wesentliche Erkenntnisse der Priifung im Rechtskreis des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch. Bonn.

Bundestagsdrucksache 16/446 (2006): Progressiv-Modell statt Kombilohn. Antrag der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Drucksache 16/446 vom 24. Januar 2006. Berlin.

Bundestagsdrucksache 16/505 (2006): Bericht der Bundesregierung zur Wirksamkeit moderner
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt. Drucksache 16/505 vom 1. Februar 2006. Berlin.

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande (1997): Mehr Arbeitsanreize, mehr Arbeits-
plidtze. Kombi-Einkommen soll fiir Geringqualifizierte Beschiftigung bringen. In: iw-Gewerk-
schaftsreport 3: 58-67.

Buslei, Hermann / Steiner, Viktor (2003): Anreizwirkungen von Lohnsubventionen — Welche Bedeu-
tung haben sie filir die aktuelle Reformdiskussion? In: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung
(Beschiftigung im Niedriglohnbereich) 1: 94-108.

Carone, Giuseppe / Immervoll, Herwig / Paturot, Dominique / Saloméki, Aino (2004): Indicators of
Unemployment and Low-Wage Traps (Marginal Effective Tax Rates and Employment Incomes).
OECD Social. Employment and Migration Working Papers No.18. URL: http://www.oecd.org/da-
taoecd/59/33/30975741.pdf [Stand: 15.5.2006].

67



68

Cour des Comptes (2006): Rapport au président de la république, Kap. Lefficacité et la gestion de la
prime pour I’emploi. URL: http://www.ccomptes.fr/Cour-des-comptes/publications/rapports/
rp2005/prime-emploi.pdf [Stand: 15.5.2006]

Crépon, Bruno / Desplatz, Rozenn (2001): Une nouvelle évaluation des effets des allégements de
charges sociales sur les bas salaires. In: Economie et Statistique 8.

Czommer, Lars (2003): Individuelle Eingliederungshilfen. Erfahrungsberichte zum Modellprojekt der
Stadt Koln. Notiert in NRW. Hrsg. vom Ministerium fiir Wirtschaft und Arbeit des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Diisseldorf.

Czommer, Lars / Weinkopf, Claudia (2002): Modellprojekte zur Erprobung des § 18 Absatz 5 BSHG
in Nordrhein-Westfalen. In: Dann, Sabine / Kirchmann, Andrea / Spermann, Alexander / Volkert,
Jirgen (Hrsg.): Kombi-Einkommen - Ein Weg aus der Sozialhilfe? Baden-Baden: Nomos: 87-
105.

Czommer, Lars / Weinkopf, Claudia (2005): Beschéftigungsforderung fiir gering Qualifizierte. Erfah-
rungen aus den Modellprojekten im Rahmen des Biindnis fiir Arbeit NRW. Graue Reihe des Instituts
Arbeit und Technik 2005-2. Gelsenkirchen.

Dann, Sabine / Kirchmann, Andrea / Spermann, Alexander / Volkert, Jurgen (2002): Einstiegsgeld
in Baden-Wiirttemberg. Schlussbericht. Hrsg. vom Sozialministerium Baden-Wiirttemberg. Stutt-
gart.

DARES (2006): Les bénéficiaires de la revalorisation du SMIC et des Garanties Mensuelles au ler
Juillet 2005. Premiéres Syntheses et Premieres Informations No 09.2, Ministere de I’emploi, de
la cohésion sociale et du logement, Direction de I’animation de la recherche, des études et des
statistiques (DARES), No. 09.2.

Dennis, lan / Guio, Anne-Catherine (2004): Armut und soziale Ausgrenzung in der EU. Statistik kurz
gefasst Nr. 16. Eurostat.

Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See / Minijobzentrale (Hrsg.) (2006): Aktuelle
Entwicklung im Bereich der geringfligigen Beschéftigung. 1. Quartal 2006. Essen.

Deutscher Gewerkschaftsbund (2006): Anderungsbedarf bei Hartz IV: Uberlegungen zum SGB II -
,Optimierungsgesetz” der Bundesregierung. Informationen zur Sozial- und Arbeitsmarktpolitik
(ISA) Nr. 2/2006. Berlin.

Dietz, Martin / Koch, Susanne / Walwei, Ulrich (2006): Kombilhne. Ein Ansatz mit Haken und Osen.
[AB-Kurzbericht Nr. 3 vom 1. Mérz 2006. Niirnberg.

Diill, Herbert (2006): Arbeitsanreize im Kontext des Steuer- und Transfer-Systems: Ein ausgewihlter
internationaler Vergleich. In: Bundesarbeitsblatt 4: 4-16.

DWP (2006): Department for Work and Pensions: Work and Pensions Longitudinal Study, URL:
http://www.dwp.gov.uk/asd/tabtool.asp [Stand: 12.6.2006].

Eekhoff, Johann / Roth, Steffen J. (2006): Vorsicht vor Kombilohnen. Eine vergleichende Analyse
ausgewdhlter Manahmen und Konzepte subventionierender Arbeitsmarktpolitik. Hrsg. von der
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. (vbw). Miinchen.

Eichhorst, Werner (2006): Kombilohne und Mindestlohne als Instrumente der Beschéftigungspolitik
— Erfahrungen und Handlungsoptionen. IZA DP No. 2120. May 2006. Bonn.

Eissa, Nada / Hoynes, Hilary W. (2004): Taxes and the Labor Market Participation of Married Couples:
The Earned Income Tax Credit. In: Journal of Public Economics 88: 1931-1958.

Eissa, Nada / Hoynes, Hilary W. (2005): Behavioral Response to Taxes: Lessons from EITC and Labour
Supply. NBER Working Paper No. 11729. Cambridge.

Eissa, Nada / Liebmann, Jeffrey, B. (1996): Labor Supply Response to the Earned Income Tax Credit.
In: Quarterly Journal of Economics CXII: 605-637.



Esch, Karin / Stobe-Blossey, Sybille (2005): Arbeitsmarkt und Kinderbetreuung — Anforderungen an
die Neustrukturierung eines Dienstleistungsangebotes. In: Institut Arbeit und Technik. Jahrbuch
2005. Gelsenkirchen: 133-152.

European Commission (2004): Employment in Europe. Luxemburg.

Fang, Hanming / Keane, Michael P. (2004): Assessing the Impact of Welfare Reform on Single Mothers.
Brookings Paper on Economic Activity 1/2004: 1-116.

Finn, Dan (2005): The National Minimum Wage in the United Kingdom. Graue Reihe des Instituts
Arbeit und Technik 2005-01. Gelsenkirchen.

Gafsi, Islem / L'Horty, Yannick / Mihoubi Ferhat (2004): Allegement du coft du travail et emploi peu
qualifié : une réévaluation, Document de recherche EPEE, n° 04-03 R, URL: http://www.univ-evry.
fr/PagesHtml/laboratoires/Epee/EPEE/documents/wp/04-02R.pdf [Stand: 1.6.2006].

Gafsi, Islem / L'Horty, Yannick / Mihoubi Ferhat (2005): Réformer les exonérations de cotisations
sociales sur les bas salaires, Revue Francaise d’Economie, vol. 19. 3.

Gerhardt, Michael / Meyer Larsen, Ingolf (2005): Das Hamburger Modell zur Beschéftigungsforde-
rung. Auswertungsbericht. Hamburg.

Grabowsky, Fabian / Neubacher, Alexander / Sauga, Michael (2006): Die groB3e Flut. Dank Hartz-
Reformen haben Hunderttausende Niedrigverdiener neuerdings Anspruch auf staatliche Hilfe —
darunter auch viele Selbstindige. Die Arbeitsverwaltung ertrinkt in einer Welle neuer Antrage.
Die Regierung fiirchtet trotz aktueller Nachbesserungen weitere Kostenexplosionen. In: Spiegel
19: 66-68.

Gregg , Paul / Harkness, Susan (2003): Welfare Reform and Lone Parents Employment in the UK.
University of Bristol.

Gunkel, Alexander / Kélimann, Jens / Kiipper, Stefan / Peren, Klaus (1997): Niedriglohne schaffen,
Transfersysteme reformieren. In: Arbeitgeber 12: 392-398.

Hartz-Kommission (2002): Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt. Bericht der Kommission.
Berlin.

Hieming, Bettina / Jaehrling, Karen / Kalina, Thorsten / Vanselow, Achim / Weinkopf, Claudia (2005):
Stellenbesetzung im Bereich ,einfacher” Dienstleistungen. Abschlussbericht einer Studie im Auf-
trag des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Arbeit. BMWA-Dokumentation Nr. 550. Berlin.

Hollederer, Alfons / Kaltenborn, Bruno / Rudolph, Helmut / Vanselow, Achim / Weinkopf, Claudia /
Wiedemann, Eberhard (2002): Vom arbeitsmarktpolitischen Sonderprogramm CAST zur bundes-
weiten Erprobung des Mainzer Modells. Forschungsverbund , Evaluierung CAST®. 2. Zwischen-
bericht. BMWA-Dokumentation Nr. 516. Berlin.

HM Revenues and Customs (2006): Child and Working Tax Credits Statistics. Finalised annual awards
2004-05. London URL: http://www.hmrc.gov.uk/stats/personal-tax-credits/ menu.htm [Stand:
12.6.2006].

IMK-WSI-Arbeitskreis Kombilohn (2006): Kombilohne zwischen Illusion und Wirklichkeit. IMK-Report
Nr. 8 / Mérz 2006. Diisseldorf.

Immervoll, Herwig (2004): Average and Marginal Effective Tax Rates Facing Workers in the EU. A
Micro-Level Analysis of Levels, Distributions and Driving Factors. OECD Social, Employment and
Migration Working Papers No. 19.

URL: http://www.oecd.org/dataoecd/39/51/34035472.pdf [Stand: 15.5.2006].

Immervoll, Herwig / Barber, David (2005): Can Parents afford to work? Childcare Costs, Tax-Benefit
Policies and Work Incentives. OECD Social, Employment and Migration Working Papers No. 31.
URL: http://www.oecd.org/dataoecd/58/23/35862266.pdf [Stand: 15.5.2006].

IRS (2006): Internal Revenue Service: Data Book 2005. Washington DC.

69



70

iwd (2006): Kombilohn. Und noch ein Programm. In: iwd Nr. 11 vom 16. Mérz 2006.

Jaehrling, Karen / Kalina, Thorsten / Vanselow, Achim / Voss-Dahm, Dorothea (2006): Niedriglohn-
arbeit in der Praxis — Arbeit in Hippchen fiir wenig Geld. In: Sterkel, Gabriele / Schulten, Thorsten
/ Wiedemuth, Jorg (Hrsg.): Mit Mindestlohnen gegen Sozialdumping. Hamburg: VSA: 114-141.

Jamet, Stéphanie (2005): Allegements généraux de cotisations sociales et emploi peu qualifié: de
I'impact sectoriel & I’effet macro-économique. Document d’Etudes No. 103, DARES, URL: http://
www.travail.gouv.fr/IMG/pdf/DE_103.pdf [Stand: 28.6.2006].

Kalina, Thorsten / Voss-Dahm, Dorothea (2005): Mehr Minijobs = mehr Bewegung auf dem Arbeits-
markt? Fluktuation der Arbeitskréfte und Beschéftigungsstruktur in vier Dienstleistungsbranchen.
IAT-Report 2005-7. Gelsenkirchen.

Kalina, Thorsten / Weinkopf, Claudia (2006a): Mindestens 6 Millionen Niedriglohnbeschéftigte in
Deutschland: Welche Rolle spielen Teilzeitarbeit und Minijobs? IAT-Report 2006-03. Gelsenkir-
chen.

Kalina, Thorsten / Weinkopf, Claudia (2006b): Mdgliche Auswirkungen eines gesetzlichen Mindest-
lohnes in Deutschland. Manuskript. Gelsenkirchen.

Kaltenborn, Bruno (2001): Kombiléhne in Deutschland - eine systematische Ubersicht. IAB-Werk-
stattbericht Nr. 14 vom 5. Dezember 2001. Niirnberg.

Kaltenborn, Bruno (2003): Kombilohn: Stand und Perspektiven. In: Vierteljahrshefte zur Wirtschafts-
forschung (Beschéftigung im Niedriglohnbereich) 1: 124-132.

Kaltenborn, Bruno / Knerr, Petra (2006): Arbeitsanreize im Niedriglohnbereich — ein ausgewihlter
internationaler Vergleich. Berlin.

Kaltenborn, Bruno / Koch, Susanne / Kress, Ulrike / Walwei, Ulrich / Zika, Gerd (2003): Sozialabgaben
und Beschéftigung. In: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 4: 672-688.

Kaltenborn, Bruno / Krug, Gerhard / Rudolph, Helmut / Weinkopf, Claudia / Wiedemann, Eberhard
(2005): Evaluierung der arbeitsmarktpolitischen Sonderprogramme CAST und Mainzer Modell.
BMWA-Forschungsbericht 552. Berlin.

Kaltenborn, Bruno / Schiwarov, Julia / Wielage, Nina (2006): Arbeitsanreize im Niedriglohnbereich
—ein internationaler empirischer Uberblick. Beitréige zur Wirtschaftsforschung und Politikberatung
Nr. 31. Berlin.

Kaltenborn, Bruno / Wielage, Nina (2005): Kombilohne: Erfahrungen und Ausblick. Blickpunkt
Arbeit und Wirtschaft 4. Berlin.

Koalitionsvertrag (2005): Gemeinsam fiir Deutschland — mit Mut und Menschlichkeit. Koalitionsver-
trag zwischen CDU, CSU und SPD. 11. November 2005. Berlin.

Leigh, Andrew (2005): Optimal Design of Earned Income Tax Credit: Evidence from a British Natural
Experiment, Australian National University. Centre for Policy Research. Discussion Paper No. 488.
Canberra.

L'Horty, Yannick (2000): Vertus et Limites des Allegements de Charges sur les Bas Salaires, Documents
de Travail du CSERC No. 1/2000, Conseil supérieur de I’emploi, des revenus et des cotits. URL:
http://www.cerc.gouv.fr/doctrav/2000-01.doc [Stand: 1.6.2006].

L'Horty, Yannick (2006): Dix ans d’évaluation des exonérations sur les bas salaires, Connaissances
de I’'Emploi No. 24, Centre d’Etudes de I'Emploi, URL: http://www.cee-recherche.fr/fr/connais-
sance_emploi/fin_exonerations_bas_salaires_ce25.pdf [Stand: 1.1.2006]

Low Pay Commission (2005): National Minimum Wage. Low Pay Commission Report 2005, London,
URL: http://www.lowpay.gov.uk/lowpay/report/pdf/DTi-Min_Wage.pdf [Stand: 12.6.2006]

Meyer, Bruce D. / Rosenbaum, Dan T. (2001): Welfare, the Earned Income Tax Credit, and the Labour
Supply of Single Mothers. NBER Working Papers No. 7363. Cambridge.



Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) NRW (2006): Eckpunkte zum Kombilohn
NRW. Diisseldorf.

Niedersachsisches Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (2006): Niedersachsen-Kombi.
Eckpunkte und Empfehlungen zur Durchfiihrung. URL: http://www.mw-niedersachsen.de).

OECD (2003): OECD-Employment Outlook. Paris.

OECD (2004): Benefits and Wages — OECD Indicators. Paris.
URL: http://www1.oecd.org/publications/e-book/8104071E.PDF [Stand: 15.5.2006].

OECD (2005a): OECD Employment Outlook, Chapter 3: Increasing Financial Incentives to Work: The
Role of In-work Benefits: 125-164.

OECD (2005b): OECD Employment Outlook 2005, Background Material for Chapter 3: Limitations of
the METR Approach, URL: http://www.oecd.org/dataoecd/41/52/34943342.pdf

OECD (2005c¢): Education at a glance 2005. Paris.

OECD (2006): Employment Outlook 2006: Boosting Jobs and Incomes. Paris.

ONSS (2006): Office for National Statistics: Family Credit/Working Families’ Tax Credit, 1993 to 2002.
URL: http://www.statistics.gov.uk/StatBase/Expodata/Spreadsheets/D3998.xls

Peter, Waltraut (2005): Der amerikanische Earned Income Tax Credit als Beispiel einer ,make work
pay“-Strategie. In: IW-Trends 3.

Peter, Waltraut (2006): Der britische Working Tax Credit — Beispiel fiir eine Strategie gegen Arbeits-
losigkeit und Armut. Arbeitspapiere der Konrad-Adenauer-Stiftung, Nr. 150/2006. St. Augustin.

Regnard, Pierre (2005): Mindestlohne 2005 — Betrdchtliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaa-
ten der EU. Statistik kurz gefasst Nr. 7/2005. Eurostat.

Rhein, Thomas / Gartner, Hermann / Krug, Gerhard (2005): Niedriglohnsektor: Aufstiegschancen fiir
Geringverdiener verschlechtert. IAB-Kurzbericht Nr. 3 vom 10. Mérz 2005. Nirnberg.

Roth, Rainer / Thomé, Harald (2005): Leitfaden Alg II / Sozialhilfe von A-Z. Frankfurt.

Schafer, Holger (2005): Zur Weiterentwicklung der sozialen Grundsicherung in Deutschland.
In: IW-Trends 3: 1-17.

Scharpf, Fritz W. (1997): Wege zu mehr Beschéiftigung. In: Gewerkschaftliche Monatshefte 4: 203-
216.

Schéb, Ronnie / Weimann, Joachim (2003): Kombilohn: Die Magdeburger Alternative. In: Perspek-
tiven der Wirtschaftsforschung 1: 1-16.

Schob, Ronnie / Weimann, Joachim (2004): Arbeit ist machbar. Die neue Beschaftigungsformel.
3. Auflage. DoBel: Janos Stekovics.

Schreiner, Ottmar (1998): Gestaffelte Sozialabgaben — Ein neues arbeitsmarktpolitisches Instrument.
In: Kélner Politische 2: 15-19.

Sinn, Hans-Werner / Holzner, Christian / Meister, Wolfgang / Ochel, Wolfgang / Werding, Martin
(2002): Aktivierende Sozialhilfe. Ein Weg zu mehr Beschiftigung und Wachstum. ifo-Schnelldienst
9. Miinchen.

Sinn, Hans-Werner / Holzner, Christian / Meister, Wolfgang / Ochel, Wolfgang / Werding, Martin
(2006): Aktivierende Sozialhilfe 2006: Das Kombilohn-Modell des ifo Institutes. ifo-Schnelldienst
2. Miinchen.

Spermann, Alexander (2006): Mehr Druck, mehr Anreiz. Wie ein erfolgreiches Kombilohn-Modell
aussehen konnte. In: Die ZEIT Nr. 4 vom 19. Januar.

Streeck, Wolfgang (2001): Verpasste Chancen im Biindnis fiir Arbeit. Die Sozialabgaben fiir Gering-
verdiener miissen sinken, aber auf breiter Front und nicht in Pilotprojekten. In: Financial Times
Deutschland vom 25. Juni 2001.

71



72

Tripp, Gisela / Bruhn-Tripp, Jonny (2005): Hinzuverdienst beim Arbeitslosengeld II. September 2005.
Materialien zur Sozialpolitik und zum Sozialrecht. Dortmund.

Ventry, Dennis (2000): The Collision of Tax and Welfare Politics: The Political History of the Earned
Income Tax Credit. In: National Tax Journal, Vol. 53 (4): 983-1026.

Wagner, Gert / Schupp, Jiirgen / Zwiener, Rudolf / Scholz, Joachim (1999): Zuschiisse zu den Sozial-
versicherungsbeitragen im Niedriglohnbereich: Wenig zielgerichtet und teuer. In: DIW-Wochen-
bericht 27: 499-509.

Weinkopf, Claudia (2002): Férderung der Beschiftigung von gering Qualifizierten. Kombiléhne als
Dreh- und Angelpunkt? Gutachten im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung. Bonn.

Weinkopf, Claudia (2006a): Kombilohne — Kein Patentrezept fiir den Arbeitsmarkt. In: Soziale
Sicherheit 3: 98-102.

Weinkopf, Claudia (2006b): Was bringen Kombilohne? In: Sterkel, Gabriele / Schulten, Thorsten /
Wiedemuth, Jorg (Hrsg.): Mit Mindestlohnen gegen Sozialdumping. Hamburg: VSA: 80-103.

Winkel, Rolf (2004): Fiir ALG-II-Bezieher bleibt vom (Neben-)Verdienst kaum etwas tibrig. In: Soziale
Sicherheit 7: 218-224.

Winkel, Rolf (2005): Minijob-Bilanz: Kaum Lohnfortzahlung bei Krankheit und Mutterschaft. In:
Soziale Sicherheit 9: 292-298.

Wolff, Joachim / Hohmeyer, Katrin (2006): Férderung von arbeitslosen Personen im Rechtskreis des
SGB II durch Arbeitsgelegenheiten: Bislang wenig zielgruppenorientiert. IAB-Forschungsbericht
Nr. 10/2006. Niirnberg.

Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung (1998): Wirtschaftliche Leistungsfahigkeit, sozialer
Zusammenhalt, 6kologische Nachhaltigkeit. Drei Ziele — ein Weg. Bonn: Dietz.



www.fes.de/aspol










N

. v

ISBN 10: 3-89892-561-7

~
L
©
0
I
)
)
)
o
oy
L
N
)
o
o
=
o0
&



	FES T Kombilöhne (1).pdf
	FES Expertisen (S 2,3).pdf
	FES E Kombilohn.pdf
	FES Expertisen (S 2,3).pdf
	FES T Kombilöhne (4).pdf


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Euroscale Coated v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 72
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.38889
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 72
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.38889
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.16667
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check true
  /PDFXCompliantPDFOnly true
  /PDFXNoTrimBoxError false
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <>
    /CHT <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF che devono essere conformi o verificati in base a PDF/X-3:2002, uno standard ISO per lo scambio di contenuto grafico. Per ulteriori informazioni sulla creazione di documenti PDF compatibili con PDF/X-3, consultare la Guida dell'utente di Acrobat. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 4.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die moeten worden gecontroleerd of moeten voldoen aan PDF/X-3:2002, een ISO-standaard voor het uitwisselen van grafische gegevens. Raadpleeg de gebruikershandleiding van Acrobat voor meer informatie over het maken van PDF-documenten die compatibel zijn met PDF/X-3. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 4.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents that are to be checked or must conform to PDF/X-3:2002, an ISO standard for graphic content exchange.  For more information on creating PDF/X-3 compliant PDF documents, please refer to the Acrobat User Guide.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 4.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /HighResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Euroscale Coated v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 72
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.38889
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 72
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.38889
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.16667
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check true
  /PDFXCompliantPDFOnly true
  /PDFXNoTrimBoxError false
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <>
    /CHT <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF che devono essere conformi o verificati in base a PDF/X-3:2002, uno standard ISO per lo scambio di contenuto grafico. Per ulteriori informazioni sulla creazione di documenti PDF compatibili con PDF/X-3, consultare la Guida dell'utente di Acrobat. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 4.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die moeten worden gecontroleerd of moeten voldoen aan PDF/X-3:2002, een ISO-standaard voor het uitwisselen van grafische gegevens. Raadpleeg de gebruikershandleiding van Acrobat voor meer informatie over het maken van PDF-documenten die compatibel zijn met PDF/X-3. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 4.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents that are to be checked or must conform to PDF/X-3:2002, an ISO standard for graphic content exchange.  For more information on creating PDF/X-3 compliant PDF documents, please refer to the Acrobat User Guide.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 4.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /HighResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Euroscale Coated v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 72
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.38889
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 72
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.38889
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.16667
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check true
  /PDFXCompliantPDFOnly true
  /PDFXNoTrimBoxError false
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <>
    /CHT <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF che devono essere conformi o verificati in base a PDF/X-3:2002, uno standard ISO per lo scambio di contenuto grafico. Per ulteriori informazioni sulla creazione di documenti PDF compatibili con PDF/X-3, consultare la Guida dell'utente di Acrobat. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 4.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die moeten worden gecontroleerd of moeten voldoen aan PDF/X-3:2002, een ISO-standaard voor het uitwisselen van grafische gegevens. Raadpleeg de gebruikershandleiding van Acrobat voor meer informatie over het maken van PDF-documenten die compatibel zijn met PDF/X-3. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 4.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents that are to be checked or must conform to PDF/X-3:2002, an ISO standard for graphic content exchange.  For more information on creating PDF/X-3 compliant PDF documents, please refer to the Acrobat User Guide.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 4.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /HighResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Euroscale Coated v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 72
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.38889
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 72
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.38889
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.16667
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check true
  /PDFXCompliantPDFOnly true
  /PDFXNoTrimBoxError false
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <>
    /CHT <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF che devono essere conformi o verificati in base a PDF/X-3:2002, uno standard ISO per lo scambio di contenuto grafico. Per ulteriori informazioni sulla creazione di documenti PDF compatibili con PDF/X-3, consultare la Guida dell'utente di Acrobat. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 4.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die moeten worden gecontroleerd of moeten voldoen aan PDF/X-3:2002, een ISO-standaard voor het uitwisselen van grafische gegevens. Raadpleeg de gebruikershandleiding van Acrobat voor meer informatie over het maken van PDF-documenten die compatibel zijn met PDF/X-3. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 4.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents that are to be checked or must conform to PDF/X-3:2002, an ISO standard for graphic content exchange.  For more information on creating PDF/X-3 compliant PDF documents, please refer to the Acrobat User Guide.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 4.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /HighResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


